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Sicherheitstechnik bei der Entsorgung
radioaktiver Abfälle

8. GRS Fachgespräch vom 12. und 13. November 1984 in Köln

Eröffnung

Von A. Birkhofer 1)

In den bisherigen Fachgesprächen befaßten wir uns mit der

Sicherheit von Kernkraftwerken. Das Aufgabenspektrum

der G RS geht aber über die reine Reaktorsicherheit hinaus.
Die G RS befaßt sich neben dem Strahlenschutz auch mit der
Sicherheit anderer kerntechnischer Einrichtungen im Bereich

der Entsorgung. 0 ie zweifellos große Bedeutung der Ent-
sorgung für die weitere Nutzung der Kernenergie hat uns

veranlaßt, das diesjährige Fachgespräch der "Sicherheits-
technik bei der Entsorgung radioaktiver Abfälle" zu widmen.
Wenngleich damit auch Bereiche außerhalb der Kerntech-
nik angesprochen sind, zum Beispiel die Behandlung radio-
aktiver Abfälle aus medizinischen Anwendungen, konzen-

triert sich das Interesse natürlich auf die Entsorgung der

Kernkraftwerke.

Es ist eine verbreitete Ansicht, daß die Entsorgung der Kern-
kraftwerke immer noch ungelöst ist. Beschäftigt man sich
jedoch näher mit dieser Frage, so stellt man fest, daß die
Entsorgung der Kernkraftwerke gute Fortschritte macht.
Das betrifft sowohl die Arbeiten zur Wiederaufarbeitung

als auch zur Zwischen- und Endlagerung.

Bisher sind etwa 1500 Tonnen spaltbaren Materials aus
Leichtwasserreaktoren vorwiegend im Ausland wiederauf-
gearbeitet worden. Eine wesentliche Weichenstellung für

die Wiederaufarbeitung in der Bundesrepublik Deutschland

wird von der bevorstehenden Entscheidung zum Bau und
zum Standort der Wiederaufarbeitungsanlage (WAA) ent-

weder in Dragahn oder Wackersdorf erwartet.

Die G RS ist in Zusammenarbeit mit anderen Organisationen
an der Begutachtung intensiv beteiligt. Mit der Prüfung des
Konzeptes der WAA hat sich neben den Sachverständigen,
die für die Bundesländer Bayern und Niedersachsen tätig

sind, auch die Reaktor-Sicherheitskommission (RSK) einge-

hend beschäftigt. Sie hat vor wenigen Wochen eine positive
Stellungnahme zur WAA abgegeben.

Auch das "Projekt Andere Entsorgungstechniken" ist relativ
weit fortgeschritten. Hier sollte man allerdings darauf achten,
nicht allzuweit über das gesteckte Ziel hinauszuschießen,

welches von den Regierungschefs in ihrem Beschluß vom

September 1979 vereinbart wurde.

1) Professor 0 r. 0 r.-I ng. E.h. Adolf Birkhofer ist Geschäftsführer
der Gesellschaft für Reaktorsicherheit (G RS) mbH.

Die erklärte Absicht war, andere Entsorgungstechniken

"auf ihre Realisierbarkeit und sicherheitstechnische Bewer-

tung" zu untersuchen, so daß sich feststellen läßt, ob diese
Techniken "entscheidende sicherheitsmäßige Vorteile" bie-
ten können. Ein solches Urteil läßt sich nach meiner Auf-
fassung auch ohne eine umfassende Technologiefolgen-

Abschätzung bilden.

Heute wird bei der Abfallbeseitigung zu Recht gefordert,
Wertstoffe wieder zu verwenden. Auch dieser Aspekt sollte
bei der Entsorgung von Kernkraftwerken beachtet werden.

Was die Zwischenlagerung verbrauchter Brennelemente an-
geht, sind mit der Anlage in Gorleben und nach der Inbe-
triebnahme des Lagers in Ahaus auf absehbare Zeit ausrei-
chende Kapazitäten vorhanden.

Oie Bereitstellung von Endlagerstätten für schwachaktive

Abfälle in der ehemaligen Eisenerzgrube Konrad, die 1989

in Betrieb genommen werden soli, wie auch die Erkundung
des Salzstockes Gorleben für mittel- und hochaktive Materia-
lien kommen voran.

Für die schwach- und mittelaktiven Abfälle - nicht nur aus
Kernkraftwerken - wird man geeignete Endlager noch in
diesem Jahrzehnt in Betrieb nehmen müssen. Die Endlage-

rung von hochradioaktiven Abfällen ist nicht so dringend.
Hier können die Untersuchungen zur Endlagerung ohne

Termindruck weitergeführt werden. Es spricht viel dafür,
hochradioaktiven Abfall für einen längeren Zeitraum zwi-

schenzulagern. Das wird durch das sehr geringe Volumen
erleichtert.

In diesem Zusammenhang kann es hilfreich sein, einen
Blick über den Zaun zu werfen und sich die Vorgehens-

weise in Frankreich anzuschauen. Oie Kernenergie hat dort
zur Zeit einen Anteil von mehr als 50 % an der öffentlichen
Stromerzeugung. Er soli in den nächsten Jahren auf mehr

als 70 % steigen. Von französischer Seite wird betont, daß
die Kapazität zur Zwischenlagerung hochaktiver Abfälle bis
zum Ende des Jahrtausends groß genug ist, und es daher
völlig ausreicht, wenn in den nächsten Jahren damit be-
gonnen wird, eine Tieflagerstätte zu erkunden.

Man sollte anstreben, die Anforderungen an das Endlager für
hochaktive Abfälle durch internationale Kriterien festzu-
legen. Die IAEA und auch die 0 ECD sind geeignete Orga-



nisationen, die sich dieser Aufgabe widmen könnten. Solche
Kriterien sollten dazu beitragen, unnötige Verunsicherungen
in einer auch emotional betrachteten Frage abzubauen.

In der letzten Zeit wird zunehmend davon gesprochen, daß
die Kernenergie "auf dem Weg in die Normalität" sei. Diese
Ansicht wird sicherlich - gerade was die deutsche Situation

angeht - dadurch bekräftigt, daß unsere Anlagen zuver-

lässig und durchwegs mit Verfügbarkeiten arbeiten, die im
internationalen Maßstab an der Spitze liegen.

Kernkraftwerke haben 1983 bereits mehr als 20 % zur ge-
samten öffentlichen Stromerzeugung beigetragen. In diesem
Jahrwird der Beitrag abermals deutlich steigen.

Die positive Bilanz der letzten Jahre - was die Anlagen-

verfügbarkeit und die Sicherheit angeht - darf aber nicht
dazu verleiten, die Hände in den Schoß zu legen. Dies gilt
für die kern technische Industrie ebenso wie für den Staat.
Der Staat muß nach wie.vor die ihm gesetzlich auferlegte
Verantwortung wahrnehmen.

Begrüßungsansprache

Von F. Kroppenstedt 1)

Ich möchte mich zunächst sehr herzlich bei der Gesellschaft
für Reaktorsicherheit für die Einladung zu ihrem 8. Fach-

gespräch bedanken. Sie gibt mir Gelegenheit, vor diesem

fachkundigen Publikum aus Sicht des Bundesinnenministers
einige Gedanken zu dem Thema dieser Veranstaltung, der
Entsorgung radioaktiver Abfälle, aber auch darüber hinaus
zur Situation bei der friedlichen Nutzung der Kernenergie

insgesamt vorzutragen.

Rolle und Bedeutung der Gesellschaft für Reaktor-
sicherheit (GRS)
Aus Sicht des Bundesinnenministers als des Sicherheits-

ministers, der auch zugleich Gesellschafter der G RS ist, be-
grüße ich nachdrücklich, daß die G RS mit ihren jährlichen
Fachgesprächen einerseits den Fachleuten ein Forum hoher
Qualität bietet, anderèrseits aber auch der Öffentlichkeit

Gelegenheit gibt, s ich von der verantwortungsbewußten

Auseinandersetzung mit Fragen der kerntechnischen Sicher-
heit und des Strahlenschutzes überzeugen zu können.

Die G RS hat entscheidend dazu beigetragen, daß wir in der
Bundesrepublik Deutschland heute eine so positive Sicher-
heitsbilanz ziehen können. Es gibt keinen Grund, wegen
mangelnder Sicherheit oder wegen einer Strahlengefährdung
der Beschäftigten oder der Bevölkerung auf die friedliche
Nutzung der Kernenergie verzichten zu müssen. Dies gilt
auch für die nukleare Entsorgung, der dieses 8. Fachgespräch

gewidmet ist.

1) Franz Kroppenstedt ist Staatssekretär im Bundesministerium des
Innern.
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Zur Erfüllung dieser Aufgabe ist die Forschung zur Reaktor-
sicherheit und zum Strahlenschutz in angemessenem Umfang
weiterzuführen.

Bis vor wenigen Jahren sind die Mittel für die Sicherheits-
forschung angestiegen. 1983 betrugen sie 134 Mio. DM.
Vergleicht man diesen Aufwand mit dem Gegenwert der
produzierten elektrischen Leistung aus Kernkraftwerken,

so zeigt sich, daß für die Reaktorsicherheitsforschung rund

3 % der Einnahmen aus der Stromerzeugung von Kernkraft-
werken ausgegeben werden. (D ieses Verhältnis stimmt un-
gefähr überein mit dem relativen Aufwand für Sicherheits-
forschung in anderen Industriezweigen). Seit 1982 gehen

allerdings die Aufwendungen für die Sicherheitsforschung
in der Kerntechnik wieder zurück. Sie sollen 1988 nur noch
76 Mio. DM und damit voraussichtlich weniger als 1 % der
Einnahmen betragen.

Wir werden uns zu fragen haben, ob bei der Bedeutung der
Reaktorsicherheit eine Fortschreibung des gegenwärtigen

Trends gerechtfertigt ist.

Mit ihren Arbeiten zur nuklearen Entsorgung hat sich die
G RS einen neuen Aufgabenschwerpunkt geschaffen. Dies
geschah sicherlich einerseits unter ökonomischen Aspekten
als Anpassung an den in dem klassischen Aufgabengebiet
der G RS, der Reaktorsicherheit, enger werdenden Markt,

andererseits aber auch in der richtigen Erkenntnis, daß der
bei der G RS vorhandene Sachverstand wichtige Beiträge zu
den noch vor uns liegenden Arbeiten im Bereich der nukle-
aren Entsorgung leisten kann. Als Beispiele nenne ich die
Arbeiten der G RS im Auftrage der Physikalisch-Technischen

Bundesanstalt zur Durchführung von Sicherheitsanalysen für
das geplante Endlager Konrad und zur Klasseneinteilung
der radioaktiven Abfälle sowie die Arbeiten der G RS im

Auftrage des BMI zur Begutachtung der Unterlagen aus dem
"Projekt Andere Entsorgungstechniken" im Hinblick auf

sicherheitstechnische Fragestellungen beim Vergleich der
beiden Entsorgungswege "Direkte Endlagerung abgebrannter

Brennelemente" und "Entsorgung mit Wiederaufarbeitung

der abgebrannten Brennelemente".

Bemühungen um weitere Diversifizierungen der G RS-Aufga-
ben müssen folgen. Wir stehen hier in konstruktiven Ge-
sprächen mit den anderen Gesellschaftern. Die Notwendig-
keit, das Aufgabenfeld der G RS künftig breiter anzulegen,
ist vor dem Hintergrund zu sehen, daß

- geringere Stromzuwachsraten auch einen verringerten Zu-

bau an Kernkraftwerken und damit auch einen geringeren
Begutachtungsbedarf nach sich ziehen,

- die sicherheitstechnischen Anforderungen sich inzwischen

in erheblichem Umfange konsolidiert haben und in unser



kerntechnisches Regelwerk eingeflossen sind und schließ-
lich

die unter Federführung des Bundesinnenministers durch-

geführten Arbeiten zur Beschleunigung der Genehmigungs-
verfahren für kerntechnische Anlagen zu einer vereinfach-
ten und effizienteren Verfahrensabwicklung geführt ha-

ben. Das Stichwort ist hier; Konvoi-Anlagen.

Stand der Kernenergienutzung in der Bundesrepu-
blik Deutschland
Derzeit befinden sich in der Bundesrepublik 15 kommerzielle
Kernkraftwerke und vier Versuchskernkraftwerke in Betrieb.
Das entspricht einer installierten elektrischen Leistung von
etwa 15000 MW oder etwa 25 % der öffentlichen Stromer-
zeugung. Der Kernenergiestrom trägt damit wesentlich zur
Sicherung unserer Energieversorgung bei.

Die Erfahrungen zeigen, daß der Betrieb unserer Kernkraft-
werke sicher ist. So waren auch im letzten Jahr zu keiner
Zeit Personen in der Umgebung oder in den Kernkraftwerken
selber durch Radioaktivität gefährdet. Dies belegen über-

zeugend die Berichte des Bundesinnenministers an den

I nnenausschuß des Deutschen Bundestages über besondere
Vorkommnisse im Jahr 1983 und an den Deutschen Bundes-
tag über Umweltradioaktivität und Strahlenbelastung in den

Jahren 1981 und 1982. Bundesinnenminister Zimmermann
konnte daher im August dieses Jahres gegenüber dem Deut-

schen Bundestag und der Öffentlichkeit mit Befriedigung
feststellen, daß der Betrieb der deutschen Kernkraftwerke die
Kernkraft als eine sichere und umweltfreundliche Energie-

quelle ausweist. Die positiven Betriebserfahrungen der deut-

schen Kernkraftwerke werden im In- und Ausland als über-
zeugender Beweis für die Richtigkeit des deutschen Sicher-
heitskonzeptes gewertet. Das sicherheitsgerichtete Verant-
wortungsbewußtsein der Hersteller und Betreiber, die Sorg-
falt der Aufsichtsbehörden und ihrer Gutachter sind tragen-
de Säulen bei der Erfüllung dieses Konzeptes.

Ich meine die heutige Situation realistisch einzuschätzen,
wenn ich sage, daß die Kernenergie auf dem besten Wege ist,
als normale industrielle Großtechnik anerkannt zu werden.
Auch Aktionen wie das von den Grünen im Deutschen Bun-

destag eingebrachte sogenannte "Atomsperrgesetz" oder
Ablenkungsmanöver wie die Behauptung, Kernkraftwerke
seien mitschuldig am Waldsterben, bedeuten keine Korrek-

tur meiner Einschätzung. Bei den genannten Aktionen

handelt es sich zu offensichtlich um Versuche, angesichts der
guten Betriebserfahrungen mit Kernkraftwerken und den
leider demgegenüber nur allzu offenkundig gewordenen

Umweltschutzproblemen beim Einsatz fossiler Brennstoffe,
die Antikernkraft-Idee am Leben zu erhalten. Der Bundes-

innenminister hat in seiner Antwort auf eine kleine Anfrage
der Grünen unmißverständlich klargestellt, daß Behauptun-
gen über einen Zusammenhang zwischen radioaktiven Emis-
sionen aus kerntechnischen Anlagen und Waldschäden nach
heutigem Kenntnisstand jeder wissenschaftlichen Grundlage
entbehren.

Zukünftige Entwicklung der Kernenergie

Die allgemeine Wirtschaftsentwicklung und die Entwicklung
des Energieverbrauchs haben dazu geführt, daß die Zukunfts-
prognosen über den Ausbau der Kernenergie heute niedriger
ausfallen als noch vor zehn Jahren. Zur Zeit der Energie-

krise 1973 wurden für das Jahr 1985 bereits 45000 bis

50000 MW Kernenergieleistung erwartet. Diese Vorhersagen
haben sich - wie wir heute wissen - als unrealistisch er-
wiesen. Heute rechnet man damit, daß Ende der 80er Jahre
etwa 25000 MW aus Kernkraftwerken zur Verfügung stehen
werden.

Der weitere Ausbau der Kernenergie ist selbstverständlich
abhängig von der Entwicklung unserer Wirtschaft und vom
~usgang des Wettbewerbs mit den übrigen Energieträgern,
insbesondere der Kohle. Die Alternative "Kohle oder Kern-

energie" stellt sich für uns jedoch nicht. Alle Energiequellen
müssen vielmehr im Interesse unserer Versorgungssicherheit
genutzt werden.

Der Blick auf die Entwicklung der Kernenergie sollte nicht
ohne ein Wort zu den fortgeschrittenen Reaktorlinien und
den damit verbundenen Fragestellungen abgeschlossen
werden. Der Hochtemperaturreaktor THTR 300 und der
Schnelle Brutreaktor SN R 300 werden in den kommenden
Jahren fertiggestellt. Der Bundesinnenminister hat durch
intensive Gespräche mit den an den Genehmigungsverfahren
für diese Prototypen Beteiligten bewirkt, daß von belast-
baren - und auch für die Finanzplanung der Projekte ver-

wertbaren - Verfahrensabläufen ausgegangen werden kann.

Aus der Sicht des BMI gibt es danach keinen Gesichtspunkt,
der die vorgesehenen weiteren Schritte in den Genehmigungs-
verfahren in Frage stellen könnte. Besonders mit dem Reak-
torkonzept des Schnellen ßrüters wird das Ziel verfolgt,
Techniken zu realisieren, die den nuklearen Brennstoff besser
ausnutzen. 0 ie Hochtemperaturreaktoren bieten unter an-
derem die Möglichkeit zur nuklearen Prozeßwärmeerzeugung
für die Kohlevergasung.

In der Industrie werden gegenwärtig neue Konzepte für

THTR- und SN R- Folgeprojekte entwickelt.

Der BMI hat sich bereit erklärt, Gesprächskreise einzurich-
ten, um mit Experten grundsätzliche sicherheitstechnische
Fragen der in Bearbeitung befindlichen Konzepte zu erör-

tern. Ziel ist es, möglichst frühzeitig solche Fragestellungen

zu identifizieren, die sich in einem möglichen späteren Ge-
nehmigungsverfahren bei der Beurteilung der Genehmigungs-
fähigkeit als problematisch erweisen könnten.

Der Gesprachskreis für den HTR 500 und den Modul-HTR
hat seine Arbeit bereits abgeschlossen. Für das künftige

Brüterkonzept stehen die Arbeiten kurz vor Abschluß.

In der Entwicklung des SNR 300 und dem geplanten Bau
einer Wiederaufarbeitungsanlage sehen Kernenergiekritiker
den Beweis für ihre Behauptung, die Bundesregierung bereite
den Weg zum Plutoniumstaat vor, in dem ein "radioaktiver
Zerfall der Grundrechte" stattfindet - um es in Anlehnung
an den Titel eines Buches von Alexander Rossnagel zu for-

mulieren. Zwar halte ich es für eine staatsbürgerliche Pflicht,
rechtzeitig vor möglichen Gefahren für die Freiheitsrechte zu
warnen, im Falle der friedlichen Nutzung der Kernenergie

vermag ich aber derartige Tendenzen auch nicht im Ansatz
zu erkennen. Die Bundesrepublik Deutschland hat sich viel-
mehr durch ihren Beitritt zur Westeuropäischen Union und

zum Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen ver-
pflichtet, die Kernenergie ausschließlich zu friedlichen Zwek-
ken zu nutzen. Sie unterwirft sich den strengen Kontrollen

ihrer kerntechnischen Anlagen durch die IAEA.

Den Propheten des Plutoniumstaates gebe ich zu bedenken,
ob sie nicht Ursache und Wirkung verwechseln: Nicht unser

demokratischer Rechtsstaat wil die Rechte seiner Bürger

beschneiden, wohl aber sind wir zur Sicherung des Rechts-
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staates und seiner Freiheiten gegen solche Personen ver-

pflichtet, die meinen, notfalls mit Gewalt dem Staat und
der großen Mehrheit seiner Bürger ihre persönlichen Glau-
bensartikel aufzwingen zu müssen. Polizei maßnahmen
werden nicht durch Gefahren verursacht, die von der Nut-
zung der Kernenergie ausgehen, sondern von denjenigen, die
einen anderen Staat wollen als den des Grundgesetzes.

Hoher Sicherheitsstandard
Um auf der Basis der heute vorhandenen hohen Sicherheit
unserer kerntechnischen Anlagen auch zukünftig eine glei-
chermaßen positive Bilanz ziehen zu können, wie ich das
eingangs tun konnte, reicht es nicht aus, die Hände in den

Schoß zu legen und nur die Bewahrung des Erreichten zu
versuchen.

Die letzten Jahre haben gezeigt, daß die Sicherheit der Kern-
kraftwerke weiter verbessert werden konnte. In den Vorder-
grund der Aufmerksamkeit rückte dabei die Auswertung der
weltweiten Betriebserfahrungen.

Gerade die Arbeiten der G RS-Störfallstelle haben Beispiele
dafür geliefert, welcher Sicherheitsgewinn aus einer Analyse
aufgetretener Störungen resultieren kann. Ich denke dabei

unter anderem an die jüngeren Arbeiten über die Fehlerhäu-
figkeit von Sicherheitsventilen und an die Anwendung pro-.
babilistischer Methoden auf einzelne, in Betrieb befindliche
Kernkraftwerke. Untersucht wurden sogenannte Vorläufer-

ereignisse für schwere Kernschäden. Erstmals handelt es sich
hier um eine anlagenspezifische Studie, während bisher

immer nur pauschal über den gesamten Kernkraftwerksbe-

stand eines Landes gemittelt wurde. Auch die Ergebnisse

dieser Studie bestätigen die Ausgewogenheit des Sicher.

heitskonzeptes und eine gute Übereinstimmung mit den
Aussagen der Deutschen Risikostudie. In diesem Sinne er-
mutige ich die Gesellschaft für Reaktorsicherheit, sich auch
in Zukunft fachkundig und engagiert mit der Sicherheit
unserer Kernkraftwerke zu befassen.

Ein wesentlicher Meilenstein unserer am Stand von Wissen-
schaft und Technik orientierten Sicherheitspraxis sind die
am 31. Dezember 1983 im Bundesanzeiger veröffentlichten
Störfall-Leitlinien zur Beurteilung der Auslegung von Kern-
kraftwerken mit Druckwasserreaktoren.

Diese Leitlinien dienen unter anderem zur Stärkung der
Transparenz von Verfahren und der Erhöhung der Rechts-

sicherheit. Sie decken alle relevanten Störfälle ab und ent-
halten ebenso wie die zugehörigen Störfall-Berechnungs-

grundlagen der Reaktor-Sicherheitskommission und der

"Strahlenschutz kommission hohe Sicherheitsreserven. Die
dem Bundesminister des Innern nach dem Atomgesetz zu-
fallende Aufgabe, Aufsicht darüber zu führen, daß die Sicher-
heit kerntechnischer Anlagen gewährleistet ist und stets
am Stand von Wissenschaft und Technik gemessen wird, hat
jedoch nicht zur Folge, daß jede neue Erkenntnis zwangs-

läufig zu neuen sicherheitstechnischen Anforderungen füh-

ren muß. Erst wenn eine sorgfältige Abwägung und Prüfung
zeigt, daß die zusätzliche Maßnahme auch tatsächlich zu

höherer Sicherheit führt, ist sie genehmigungsrechtlich um-
zusetzen. Umgekehrt können aber auch neue Einsichten bis-
lang übliche Forderungen als überkonservativ identifizieren
und so zu einem ausgewogen hohen Sicherheitsniveau führen,
wie das Beispiel des Wegfalls der Ausschlagsicherungen beim
Kernkraftwerk Isar ii gezeigt hat.
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Nukleare Entsorgung
Eine der wichtigsten Aufgaben, denen wir uns heute bei der
Nutzung der Kernenergie gegenübersehen, ist die Entsorgung
der Kernkraftwerke und anderer kerntechnischer Einrich-
tungen. Die Vorträge des morgigen Tages werden diesem

Thema gewidmet sein.

Genauso wie die Sicherheit unserer kerntechnischen Anlagen
unabdingbare Voraussetzung für den weiteren Einsatz und
für die Akzeptanz der Kernenergie in der Bevölkerung ist,
so ist auch die Entsorgung ein unverzichtbares Glied in der

Kette des Kernbrennstoffkreislaufs. Angesichts der teilweise
mit großen Emotionen geführten Diskussion um die nukleare
Entsorgung möchte ich feststellen:

Das deutsche Entsorgungskonzept hat sich bewährt. Es kann
die nukleare Entsorgung auch langfristig gewährleisten. Es
gibt keinen G rund, das Konzept in Frage zu stellen, und
keine vernünftige Alternative zu dem 1979 von den Regie-
rungschefs von Bund und Ländern beschlossenen Entsor-
gungskonzept. Deshalb muß es bei diesem Konzept bleiben.

Die Regierungschefs haben 1979 nicht das Postulat aufge-
stellt, vor dem Zubau weiterer Kernkraftwerke müßten
erst sämtliche Entsorgungsanlagen betriebsbereit vorhanden

sein. Die Regierungschefs haben vielmehr für die bedarfs-

gerechte Realisierung der Entsorgungsanlagen einen sich bis
zum Ende dieses Jahrhunderts erstrecken den Zeitplan auf-
gestellt. Er konnte bislang in allen seinen Teilen eingehalten
werden. Die Bundesregierung hat dies im einzelnen in ihrem
Bericht an den Deutschen Bundestag zur Entsorgung der

Kernkraftwerke und anderer kerntechnischer Einrichtungen
vom August letzten Jahres auführlich dokumentiert.

Der Bericht wird zur Zeit von den zuständigen Ausschüssen

des Deutschen Bundestages beraten. Am 24. Oktober 1984
hat der Ausschuß für Forschung und Technologie den Bericht
mehrheitlich zustimmend zur Kenntnis genommen und be-
grüßt, daß der Bericht aufgrund der umfassenden Informa-

tionen eine zuverlässige parlamentarische Einschätzung der

Entsorgungssituation erlaubt. Der Ausschuß anerkennt
darüber hinaus mehrheitlich auch, daß sich seit Vorlage des
Berichtes die positive Entwicklung bei Realisierung der Ent-
sorgungsanlagen fortgesetzt hat. Hierfür einige Beispiele:
am 5. September 1983 erhielt das Zwischenlager für abge-
brannte Brennelemente in Gorleben die atomrechtliche Ein-
lagerungsgenehmigung. Auch das zweite Projekt, das Zwi-
schenlager Ahaus, ist vorangekommen; am 6. Oktober 1983
wurde die bau rechtliche Genehmigung zur Errichtung erteilt.

Auch das Planfeststellungsverfahren für das geplante End-
lager in der ehemaligen Eisenerzgrube Konrad und die Ar.

beiten zur untertägigen Erkundung des Salzstocks Gorleben

kommen planmäßig voran.

Sie alle kennen die Kritik an der Eignungsaussage zum Salz-

stock Gorleben. Die Bundesregierung ist unverändert der

Auffassung, daß bisher keine Erkenntnisse vorliegen, die
Zweifel an der Eignung des Salzstockes Gorleben zur End-

lagerung radioaktiver Abfälle aufkommen lassen können.
Auch die Anhörung im Innenausschuß des Deutschen Bun-
destages am 20. Juni 1984 hat die Eignungsfähigkeit erneut
bestätigt. Die Bundesregierung hält weiterhin am Stand.
ort Gorleben fest, was durch die Aufnahme der praktischen
Arbeiten zur untertägigen Erkundung im Mai dieses Jahres
dokumentiert wird. Wir sehen derzeit keinen Grund, der For-
derung nach Erkundung zusätzlicher oder alternativer Stand-.



orte nachzukommen, sondern konzentrieren unsere Ressour-
cen auf die sorgfältige und deshalb allen wissenschaftlichen

Ansprüchen genügende Erkundung des Salzstockes Gorleben.
Unser Ziel ist es, Endlager zu bauen, die den hohen atom.
rechtlichen Anforderungen an den Schutz der Bevölkerung
entsprechen. Wir haben nicht den Ehrgeiz, nur das schlecht-
hin ideale Endlager zu errichten. Die Suche nach ihm dürfte
voraussichtlich alle Zeitvorstellungen und Ressourcen spren-
gen. Aber das ist ja vermutlich genau das, was die Väter die-
ser Forderung bezwecken.

Die Verfahren für die Wiederaufarbeitungsprojekte in Wak-

kersdorf und Dragahn laufen zielgerichtet und sachbezogen
ab. Die Erörterungstermine haben im Frühjahr dieses Jahres
stattgefunden.

Die Bundesregierung sieht in der Wiederaufarbeitung abge-

brannter Kernbrennstoffe einen wesentlichen Bestandteil
des deutschen Konzeptes zur nuklearen Entsorgung. Die
Wiederaufarbeitung ist weltweit großtechnisch erprobt. Die
Auslandswiederaufarbeitung kann langfristig der Forderung
nach sicherer Entsorgung angesichts der Abhängigkeit vom
Ausland nicht genügen. Im übrigen führt sie zum Verlust an
Arbeitsplätzen und technologischem Know-how. Vor diesem
Hintergrund hat die Bundesregierung im Entsorgungsbericht

vom August 1983 die Erwartung ausgesprochen, daß eine
deutsche Wiederaufarbeitungsanlage im Einklang mit dem
Beschluß der Regierungschefs vom September 1979 zügig
verwirklicht wird. Oies entspricht auch den Erklärungen von
Vertretern der Elektrizitätswirtschaft gegenüber der Bundes-
regierung und der Öffentlichkeit. Ich hoffe, daß die Elektri-
zitätswirtschaft jetzt kurzfristig in der Lage sein wird, ihre
Bauentscheidung zu treffen. Der Standort für eine solche
Wiederaufarbeitungsanlage ist für den Bundesinnenminister
nach Abschluß der entsprechenden Prüfungen keine Sicher-
heitsfrage mehr, sondern ist ausschließlich eine unterneh-
merische Entscheidung.

Unbeschadet der eindeutig für die Wiederaufarbeitung spre-
chenden Argumente wird auch die Prüfu ng der im Regie-
rungschef-Beschluß von 1979 vorgesehenen Anderen Ent-
sorgungstechniken zügig fortgeführt. Ziel dieser Untersuchun-
gen ist es, sich ein abschließendes Urteil darüber zu bilden,

ob sich aus der direkten Endlagerung abgebrannter Brenn.

elemente entscheidende sicherheitsmäßige Vorteile ergeben
können. Dieser klare Prüfungsauftrag darf keinesfalls dahin-
gehend überinterpretiert werden, als handele es sich dabei um
eine definitive Entscheidung ~ber den zukünftig einzuschla-

genden Entsorgungsweg.

Die Bewertung der sicherheitstechnischen Aspekte erfolgt
unter Federführung des Bundesinnenministers unter Betei.
ligung der Länder auf der Grundlage intensiver fachlicher
Zuarbeiten durch Reaktor-Sicherheitskommission und Strah-

lenschutzkommission sowie durch die G RS. Das Bundes-

kabinett wird sich Anfang nächsten Jahres mit dem Gesamt-
ergebnis befassen. Der Bundestagsausschuß für Forschung

und Technologie hat im übrigen auf seiner Sitzung am
24. Oktober 1984 einstimmig beschlossen, eine öffentliche
Anhörung zu den alternativen Entsorgungstechniken mög-
lichst kurzfristig, nachdem die Bundesregierung ihre Stel-
lungnahme zu den vergleichenden Arbeiten abgegeben hat,
durchzuführen.

Der Länderausschuß für Atomkernenergie hat bereits Anfang
April eine auf dem damaligen, aber bis heute unveränderten

Kenntnisstand beruhende Beurteilung der Anderen Entsor'
gungstechniken im Vergleich zur Wiederaufarbeitung abge-

geben. Er ist dabei unter anderem zu folgenden 'Schlußfol-
gerungen gekommen:

1. Zum Nachweis der Entsorgungsvorsorge kommen für die
abgebrannten Brennelemente aus Leichtwasserreaktoren
aus heutiger rechtlicher und technischer Sicht andere Ent-

sorgungstechniken nicht in Betracht.

2. Die zügige Verwirklichung einer deutschen Wiederaufar-

beitungsanlage ist deshalb weiterhin geboten.

3. Die direkte Endlagerung ist derzeit für solche Brenn-

elemente in Betracht zu ziehen, für die die Entwicklung
einer eigenen Wiederaufarbeitungstechnik wirtschaftlich
nicht vertretbar ist.

Besorgnis in der Öffentlichkeit gegen die Nutzung
der Kernenergie

Die positive Bilanz beim Betrieb der kerntechnischen An-

lagen und bei der Realisierung der Entsorgungsanlagen hat

nicht vermocht, alle Bedenken gegen die Kernenergienutzung
zu zerstreuen. Das haben wir natürlich auch nicht erwartet.

Besorgnisse erweckt insbesondere die Endlagerung radioak-
tiver Abfälle, die als Achilles-Ferse des Kernbrennstoffkreis-

laufes angesehen wird. Angriffe werden deshalb inzwischen

bevorzugt in diese Richtung und die damit eng verbundenen
Transporte radioaktiver Stoffe gelenkt.

Ein Beispiel für teils durch Unkenntnis, teils durch gezielte
Panik-Mache geschürte Besorgnisse in der Öffentlichkeit
ist die Diskussion um den Untergang des französischen

Frachters "Mont Louis" mit 30 Fässern Uranhexafluorid.

Für die Bevölkerung ging objektiv weder von einer etwaigen
chemischen Reaktion des Uranhexafluorids mit dem Meer.

wasser noch von seiner Radioaktivität irgendeine Gefahr
aus. Die in der Bundesrepublik Deutschland geltenden Si-

cherheitsbestimmungen gewährleisten die Sicherheit der Be-
völkerung beim Transport radioaktiver Stoffe ebenso wie im
übrigen Bereich der friedlichen Nutzung der Kernenergie:

Bei jährlich etwa 400000 Versandstücken mit radioaktiven
Stoffen hat es bislang nicht mehr als zehn meldepflichtige

Ereignisse pro Jahr gegeben. In keinem dieser Fälle ist es
je zu einer Freisetzung mit Personenschäden gekommen.

Ein anderes Beispiel sind die unter dem Schlagwort "Tag X"
bekanntgewordenen Vorbereitungen und Aktionen gegen den
Transport und die Endlagerung schwachradioaktiver Betriebs-
abfälle in das Faßlager auf dem Gelände des Zwischenlagers
Gorleben. Oas Faßlager hat, ebenso wie die Transporte, eine
gültige Genehmigung, die erst aufgrund sorgfältiger Sach-
verhaltsprüfung durch die zuständige Behörde erteilt wurde.
Die gegen diese Genehmigung angestrengten Gerichtsverfah-
ren blieben bisher ohne Erfolg. Oie Aktionen der zuständigen
Behörden vor 0 rt haben die Entschlossenheit demonstriert,
den Vollzug einer nach geltendem Recht erteilten Genehmi-
gung notfalls auch gegen den Widerstand militanter Kern-
kraftgegner durchzusetzen. Eine andere Entscheidung bedeu-

tet letztlich, unseren Staat dem Chaos anheimzugeben.

I n diesem Zusammenhang begrüße ich die bisher ablehnende
Haltung der Hessischen Landesregierung zum Ansinnen der
Grünen, die Hanauer Nuklearbetriebe zu schließen. Die Be-
triebe haben eine gültige Genehmigung. Eine an Recht und
Gesetz gebundene Landesregierung kann sich hierüber nicht
hinwegsetzen, wenn nicht der Staat insgesamt ernsthaft
Schaden erleiden solL.
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Rechtssetzungsvorhaben
Es ist eine nahezu triviale Erfahrung, daß es weder im Bereich
der Technik noch in sonstigen Lebensbereichen absolute

Sicherheit geben kann. Wenn dies das Atomgesetz von uns
verlangt, hätte die friedliche Nutzung der Kernenergie nie

aufgenommen werden können. Das Atomgesetz hat es uns
aber als ständige Aufgabe auferlegt, den erforderlichen
Schutz der Bevölkerung nicht statisch an einem einmal er-
reichten Stand, sondern dynamisch am Stand von Wissen-

schaft und Technik zu bemessen. Diese Forderung schlägt

sich auch in den aufgrund des Atomgesetzes erlassenen

Rechtsverordnungen nieder.

Die zur Zeit vorbereitete Novellierung der Strahlenschutzver-

ordnung berücksichtigt einerseits die EG-Grundnormen mit
dem hierin verankerten neuen Konzept der Effektiven-Dosis
sowie andererseits praktische Erfahrungen aus der Anwen-
dung der derzeit gültigen Fassung. Der vorliegende Verord-

nungsentwurf wird gegenwärtig noch einmal einer vollstän-
digen Überprüfung durch einen vom BMI berufenen Aus-

schuß von Wissenschaftlern unterzogen, bevor er dann den
Verbänden zur Stellungnahme übersandt wird.

Zur Stärkung der Rechtssicherheit sowie als Brückenschlag
zu den technischen Regelwerken, insbesondere den des Kern-

technischen Ausschusses, erwägt der Bundesminister des

Innern den Erlaß einer Verordnung mit dem Arbeitstitel
,,An lagenerrichtu ngsvero rdnu ng' '.

Gegenstand der Verordnung könnte unter anderem sein: eine
weitere Verfestigung bestimmter Elemente aus den Störfall-
Leitlinien durch Anhebung auf die Verordnungsebene sowie

Technikfeindlichkeit des Rechts?

Von E. Benda 1)

Das Recht als Hemmnis

Es ist kaum zweifelhaft, daß die meisten Leser die mit dem
Thema gestellte Frage ohne langes Zögern bejahen werden.
Schon aus dem Wesen des Rechts folgt eine eher bewahrende
und konservative als eine den Fortschritt begünstigende Ten-

denz. Aufgabe der Rechtsordnung ist es, die im Verfassungs-
und Gesetzesrecht getroffenen Entscheidungen durchzu-
setzen. Neuen Entwicklungen und veränderten Wertauffas-
sungen paßt sich das Recht nur zögernd an. Je rascher neue
Entwicklungen eintreten, desto größer wird der Abstand zwi-
schen dem Recht und der Lebenswirklichkeit oder dem für
fortschrittich gehaltenen Neuen. So ist es nicht erstaunlich,
daß diejenigen politischen Kräfte, die sich als progressiv

verstehen, oft der Rechtsordnung gegenüber skeptisch,

gelegentlich auch ablehnend gegenüberstehen. Wenn sie sich
nicht offen über die geltende, aber von ihnen als nicht mehr

1) Professor Dr. Ernst Benda, Präsident des Bundesverfassungsge-

richts Karlsruhe a.D.
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die Regelung bestimmter Fragen im Entsorgungsbereich,

insbesondere im Hinblick auf die Störfallauslegung bei End-
lagern. Einbezogen werden könnten weiterhin die G rund-
sätze der Sicherung kerntechnischer Anlagen mit der Vorgabe
der Orientierung am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit.

Nicht dem Schutz des Menschen gegen die schädliche Wir-
kung ionisierender Strahlen, sondern zum Ausgleich finan-
zieller Schäden im Falle eines nuklearen Ereignisses dienen
verschiedene Gesetzesinitiativen im Bereiche der atomrecht.
lichen Haftung.

Vor wenigen Wochen hat die Bundesregierung die Einbrin-
gu ng von Gesetzesentwürfen zur Ratifizieru ng der vorgesehe-
nen Anhebu ng der Haftungssummen im Rahmen der Pariser
und Brüsseler Konventionen beschlossen. Der Bundesrat hat
keine Einwände erhoben. Am 8. November 1984 hat der
Deutsche Bundestag einen Gesetzentwurf der Regierungsko-
alition zur Verbesserung des innerstaatlichen Haftungsrechts
durch Einführung einer unbegrenzten nuklearen Gefähr-

dungshaftung in erster Lesung beraten. Angesichts der wirt-
schaftlichen Entwicklung und des sicheren Betriebs der kern-
technischen Anlagen kann sich die Kernenergie eine unbe-
grenzte Haftung leisten. Sie ist Ausdruck der Normalität,
die unsere Kernenergienutzung zunehmend kennzeichnet.

Die Bundesregierung beabsichtigt darüber hinaus eine Initia-
tive für eine eindeutige Verankerung der unbegrenzten Ge-
fährdungshaftung auch in den internationalen Haftungskon-
ventionen zu ergreifen, um eine Vereinfachung und bessere

Verständlichkeit internationaler Regelungen im Zeichen der
notwendigen Entbürokratisierung zu erreichen.

befriedigend empfundene Rechtsordnung hinwegsetzen wol-
len, sollen gedankliche Hilfskonstruktionen juristischen oder
pseudo-juristischen Charakters, wie das heute oft diskutierte

Widerstandsrecht, die Kluft überbrücken, oder es wird ge-

genüber der Gesetzeslage auf bestehendes oder vorgestelltes
"höheres" Recht verwiesen.

Im Bereich der Technik ist der prinzipiell vergleichbare Vor-
gang noch deutlicher, zumal sich in unserer Zeit der Fort-
schritt der Technik in immer schnellerem Tempo vollzieht,
die Rechtsordnung aber weitgehend ratlos und stumm ist,
wenn sie auf neuartige Fragestellungen ausreichende und

rasche Antworten geben solL. Hinzu kommt, daß die als
Gesetzgeber tätigen Politiker wie die mit der Rechtsanwen-
dung befaßten Juristen Sachverhalte beurteilen müssen, bei
denen es ihnen fast immer an eigener Sachkunde fehlt. So
entsteht bei ihnen das Gefühl der Abhängigkeit von Sach-

verständigen, die zugleich aber eigene und oft schwer durch-
schaubare Interessen verfolgen können. Umgekehrt mögen
Wissenschaftler und Techniker darüber Befremden emp-
finden, wenn die Regeln, denen sie unterworfen werden, von



technischen Laien verfaßt werden. So entwickelt sich eine
Atmosphäre gegenseitiger Abneigung oder doch Entfrem-
dung. Die angebliche Technikfeindlichkeit des Rechts ist so
zunächst weniger ein objektiver Zustand, als vielmehr eine
Bewußtseinslage zwischen Technikern und Juristen. Daß

beide Gruppen mit einer jeweils eigenen, dem anderen oft
unverständlichen Sprache reden, macht eine Verständigung

nicht leichter.

Es bleiben daneben aber andere Faktoren, die zu einem auch
objektiv schwierigen Verhältnis zwischen Technik und Recht
führen. Schon im Alltag des Bürgers, der sich etwa um eine
Baugenehmigung bemüht, erweist sich die Rechtsordnung
mit ihren umständlichen und zeitaufwendigen Genehmi-

gungsverahren als großes Hemmnis auf dem Wege zur Ver-
wirklichung individueller Wünsche. Erst recht gilt dies für die
Realisierung von Großprojekten wie etwa im Bereich des
Reaktorbaues. Den langen und überaus komplizierten Geneh-
migungsverfahren folgen Jahre dauernde Gerichtsverfahren
mit oft ungeliissemAusgang.Dasolche Großprojekte In-
vestitionen in Milliardenhöhe erfordern, ist das Risiko einer
wirtschaftlichen Fehlinvestition sehr groß und überdies kaum
kalkulierbar, da keine Gewähr dafür besteht, daß die Geneh-
migung durch die Behörden zügig erteilt werden und die
sich oft anschließenden Gerichtsverfahren innerhalb angemes-
sener Frist entschieden werden können. Je länger das Ver-
fahren dauert, desto größer wird die Wahrschein lichkeit,

daß neue technische Entwicklungen zusätzlich berücksichtigt
werden müssen. Der hieraus folgende zusätzliche finanzielle
Aufwand entzieht sich oft der Vorausberechnung. So ist die
Planung und Verwirklichung eines technischen Großvorha-
bens ein Glücksspiel mit einem enorm hohen Einsatz. Indem
die Rechtsordnung kontrollerend und regulierend eingreift,
macht sie technische Großprojekte zu einem unkalkulier-
baren Risiko: Das Recht hemmt, so scheint es, nicht nur den
technischen Fortschritt, sondern verhindert ihn auch, weil

bereits eine Verzögerung über Jahre das Vorhaben zu einem
wirtschaftlich untragbaren Wagnis umgestaltet.

Das Verhältnis von Technik und Recht

Ambivalenz der Technik
So verständlich es ist, wenn angesichts dieser durch viele
Beispiele belegbaren Erfahrung der Eindruck einer Tech-
nikfeindlichkeit des Rechts entsteht, so wenig reicht diese
Betrachtung aus, um unser Thema zu erfassen. Wer von
dem Recht als einem Hemmnis des technisch-wissenschaft-
lichen Fortschritts spricht, legt dabei als Prämisse zugrunde,
daß der Fortschritt stets wünschenswert, jedes Hemmnis

daher negativ zu beurteilen ist. Auch dies ist verständlich
aus der Sicht dessen, der neue technische Möglichkeiten zu

realisieren sucht und nach eigener sachverständiger Ein-

schätzung davon überzeugt ist, daß sein Vorhaben technisch
durchführbar und in seinen Ergebnissen positiv zu beurtei-
len ist, also der Menschheit oder dem eigenen Volk zum
Nutzen gerät und gefahrlos verwirklicht werden kann. Soweit
es sich hierbei um die Beurteilung der Frage handelt, ob das
einer technischen Anlage innewohnende Gefahrenpotential
durch geeignete Sicherungsmaßnahmen kontrollierbar und
beherrschbar bleibt, bleibt der Wissenschaftler oder Techni-

ker innerhalb seiner eigenen Kompetenz; die Ambivalenz des
technischen Fortschritts geht aber über die alleinige Zustän-
digkeit der Fachleute hinaus. Dies ist eine Frage, die nicht
allein nach technisch-wissenschaftlichen, sondern auch nach

ethischen, rechtlichen und politischen Maßstäben und Priori.
tätsentscheidungen beantwortet werden muß. Wir wissen

heute, daß der technische Fortschritt den Menschen vor den
Naturgewalten schützen und ihm immer neue Möglichkeiten
der Lebensgestaltung eröffnen kann, zugleich aber den

Menschen durch die Zerstörung der Natur bedrohen oder
neuartige Probleme für das Zusammenleben der Menschen
bewirken kann. Wirtschaftswachstum und neue technische
Entwicklungen haben stets ihren Preis. Aus ihnen ergeben
sich neue Möglichkeiten, aber zugleich werden die vorhan-

denen und oft knappen Ressourcen investiert. Ob dies
wünschenswert oder noch vertretbar ist, kann nicht allein
nach dem aus Sachkunde begründeten Urteil der technischen
Durchführbarkeit beurteilt werden, sondern muß als eine die
Belange der Gesellschaft berührende Frage politisch entschie-
den werden. Die Rechtsordnung ist das Ergebnis solcher
politischen Entscheidungen, die sie jedem Betroffenen deut-
lich und für sein Verhalten verbindlich machen solL. Gegen-

über dem technisch-wissenschaftlichen Spezialisten be-
hauptet daher das Recht nicht eine gleichwertige oder gar
größere Sachkunde, wohl aber die Zuständigkeit oder jeden-
falls Mitzuständigkeit für Entscheidungen, die Belange der
unter dem Schutz der Rechtsordnung stehenden Menschen

berühren oder in anderer Weise das Zusammenleben der Men-
schen verändernd beeinflussen können. Daß dieser Anspruch
besteht, ist prinzipiell unbestreitbar. Die jeweilige Kontroll-
dichte wi rd dabei nicht stets gleich sein, sondern von dem
unterschiedlichen Ausmaß des Gefährdungspotentials ab-
hängen. Ebensowenig ist vorab entschieden, ob der Staat
überall sein eigenes Instrumentarium einsetzen oder dies erst
schaffen muß, um eine ausreichende Berücksichtigung ande-
rer als der technischen Gesichtspunkte zu gewährleisten.

Auch die Möglichkeit ist nicht von vornherein auszuschlie-
ßen, daß sich aus der hohen Sachkunde der fachlich Zustän-
digen auch ein die außertechnischen Gesichtspunkte mitbe-

denkendes Bewußtsein der Eigenverantwortung des Wissen-
schaftlers ergibt. Andererseits reicht die bloße Hoffnung
darauf, daß von neuen Möglichkeiten stets nur ein verantwor-
tungsbewußter Gebrauch gemacht werde, nicht aus. Die
wesentlichen Gesichtspunkte, aus denen sich die Antwort

auf derartige F ragen ergibt, sind verfassu ngsrechtlich vorge-

zeichnet: der im Grundgesetz durch Art. 5 Abs. 3 gewähr-

leisteten Freiheit der Wissenschaft steht die Verpflichtung

des Staates gegenüber, die Würde des Menschen, sein Leben,
seine Gesundheit und andere elementare Güter gegen Gefähr-

dungen zu schützen. Hieraus ergibt sich nicht etwa die nor-
mative Prämisse, daß zwischen der Forschungsfreiheit und
den verfassungsrechtlich geschützten Rechtspositionen der
Menschen stets ein Gegensatz bestehen muß; im Gegenteil
kann und soli gerade die möglichste Freiheit der Wissenschaft
die Chance eröffnen, daß der Fortschritt in den Dienst des
Menschen gestellt wird, wie dies selbstverständliches Ziel
zum Beispiel der medizinischen Forschung ist.

Dennoch sind Konflikte nicht nur denkbar, sondern aktueller
Bestandteil der gegenwärtigen Entwicklung. Ein neuerdings

zunehmend diskutiertes Beispiel sind die außerordentlichen
Fortschritte der Gentechnologie, aus denen sich Chancen und
Risiken zugleich ergeben. Die Genetik hat nachgewisen, daß
bestimmte Eigenschaften an ein materielles Su bstrat gebun-
den sind und sich in gesetzmäßiger Weise auf Nachkommen
übertragen lassen (1). Heute ist man in der Lage, an dem

materiellen Substrat, der DNA (Desoxyribonukleinsäurel

gezielte Eingriffe vorzunehmen und die Eigenschaften des
manipulierten Lebewesens gezielt zu verändern. Hieraus
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ergeben sich bisher ungeahnte neue Mögfichkeiten wie etwa
die, Bakterienstämme zu züchten, die den bisher äußerst
raren und kostspieligen, für die Medizin wichtigen Stoff
Insulin in großen Mengen herstellen können. Andererseits
besteht die vielleicht zunächst überschätzte, aber nicht völlig
ausgeräumte Gefahr ungewollter Schaffung von für die
Menschen gefährlichen Bakterien. Insbesondere im Bereich
der Anwendung der Methoden der Gentechnologie auf
menschliches Erbgut stecken Probleme und Gefahren, über
die sich die Rechtsordnung nur sehr zögernd Klarheit zu

schaffen beginnt.

Nicht die Technik selbst, sondern die Möglichkeit ihrer miß-
bräuchlichen Verwendung bestimmt das Gefährdungspoten-

tial der elektronischen Datenverarbeitung. Aus der Fähigkeit
zur praktisch unbegrenzten Speicherung und Verarbeitung

von Daten ergibt sich neben vielen positiven Einsatzmöglich-
keiten auch die Gefahr einer unbefugten oder unbegrenzten

Speicherung personenbezogener Daten und damit der Schaf-
fung eines Überwachungs- und Kontrollpotentials, das sich
der Staat, aber auch die Wirtschaft zunutze machen könnte.
die Gefahr eine~, solchen Mißbrauchs geht nicht von der Tech-
nik aus, sondern von ihren Anwendern, also nicht zuletzt
vom Staat selbst. Es wäre daher ebenso sinnlos, den an der
Entwicklung des Computers Beteiligten das Mißbrauchspo-
tential vorzuwerfen, wie es unsachgemäß wäre, ihnen die

Entwicklung hinreichender rechtlícher Kontrollmöglichkei-
ten zu überlassen, die den Mißbrauch zu verhindern geeignet
sind.

Die Liste der Beispiele ließe sich fast beliebig verlängern. Aus
allen Beispielen ergibt sich, daß es nicht weiter führt, sich ge-
gen den - ohnehin nationale Grenzen überschreitenden -

technischen Fortschritt protestierend aufzulehnen. Umso
dringlicher ist es, ethische und rechtliche Wertvorstellungen
zu entwickeln, die Antworten auf die mit der technischen

Entwicklung verbundenen Risiken geben können. Dem Tech-

niker mag eine originäre Sachkompetenz zukommen, was die
Feststellung des Ausmaßes der Gefährdung angeht, die etwa
von einem Kernkraftwerk herrührt (2). 0 b das so festzu-
stellende Risiko angestichts eines überwiegenden Nutzens
hinzunehmen ist und welche Maßnahmen zu seiner Begren-
zung zu fordern sind, ist aber nur begrenzt eine technische

Fragestellung. Die Entscheidung hierüber obliegt nicht dem
Techniker, sondern dem demokratisch legitimierten Ge-
setzgeber.

Die Aufgabe des Gesetzgebers
Die Schutz pflicht des Gesetzgebers ergibt sich verfassungs-

rechtlich aus den in den Grundrechten enthaltenen Wertent-
scheidungen des Grundgesetzes. Nach der Rechtsprechung

des Bundesverfassungsgerichts ist es Pflcht der staatlichen

Organe, sich schützend vor die insbesondere in Art. 2 Abs. 2
Grundgesetz (G G) gewährleisteten Rechtsgüter (Leben und
Gesundheit) zu stellen und diese vor rechtswidrigen Eingrif-
fen Dritter zu bewahren (3).

Der Schutzpflicht des Staates entspricht der subjektive

Schutzanspruch des Bürgers auf Gewährleistung seiner
Gru ndrechte gegenüber Rechtsbeeinträchtigungen durch
Dritte. So ist im Mürteim-Kärlich-Beschluß von einer "eige-

nen Mitverantwortung" des Staates für die von einem Kern-
kraftwerk ausgehenden potentiellen Gefährdungen die

Rede (4). Es ist wohl noch nicht hinreichend erkannt wor-

den, daß die Schutzpflicht aller staatlichen Organe zur Ab-

wehr von Grundrechtsgefährdungen dazu führt, die "Oritt-
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wirkung" der Grundrechte auch im nichtstaatlichen Bereich
zu bewirken. Die Geltung der G ru ndrechte gegenüber Rechts-

beeinträchtigungen von anderer als staatlicher Seite bedarf
einer aktiven Förderung der staatlichen 0 rgane. Aus ihr er-
geben sich hinreichende materiell-rechtliche Vorkehrungen
ebenso wie die Pflcht zur "Nachbesserung" bei Sicherheits-
maßnahmen, die nicht mehr dem jeweiligen Erkenntnis-
stand entsp rechen (5).

Auswirkungen neuer Technologien auf
die Grundrechte
Maßstab für den Schutz des Menschen vor möglichen aus der

Nutzung der Technik entstehenden Gefahren sind in erster
Linie die Grundrechte. Sie binden alle staatlíche Gewalt

als unmittelbar geltendes Recht (Art. 1 Abs. 3 GG). Damit
ist aber noch nicht entschieden, welche Vorkehrungen im

Einzelfall erforderlich sind oder wann die Nutzung einer
Technik wegen ihres Gefährdungspotentials überhaupt zu
unterbleiben hat. Das 1949 entstandene Grundgesetz hat die

seitherige Entwicklung der Technik und die sich aus ihr
ergebenden neuartigen Möglichkeiten und Gefährdungen

nicht vorhersehen können. Es kann daher schwierig sein,
im Wege der Verfassungsinterpretation Antworten auf sol-
che neuartigen Situationen zu finden, die zudem das Ver-
hältnis von Technik und Recht weitaus komplizierter ge-
macht haben, als dies früher der Fall war. Während die von
einem Dampfkessel oder einem Kraftfahrzeug ausgehenden

Gefahren auch für den technisch nicht vorgebildeten Juristen
plausibel und in gewissem Umfange berechenbar waren, ist
es heute selbst dem nicht spezialisierten Naturwissenschaft-
ler regelmäßig nicht ohne weiteres möglich, sich über die

Gefährdungspotentiale von Kernreaktoren oder etwa der

Gentechnologie ein so genaues Bild zu machen, daß er Art
und Umfang der erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen
präzise definieren kann. Erst recht gilt dies für den technisch
nicht vorgebildeten Juristen. Daher ist es unvermeidbar,

daß die Rechtsnormen an den Stand der fachspezifischen
Erkenntnisse anknüpfen. Der hierfür zu zahlende Preis be-
steht in der oft unvollkommenen Präzision des Gesetzes, das
mit Generalklauseln arbeiten muß. Damit geht die Verant-
wortung auf den das Recht anwendenden Richter über, der
unbestimmte Rechtsbegriffe auf den jeweiligen Fall an-
wenden und sich hierfür weitgehend der Unterstützung durch
Sachverständige oder technische Normen bedienen muß.
Die technischen Normen spielen hierbei eine besondere
Rolle; sie gelten als antizipierte Sachverständigengutachten,
die über den Stand der Technik Auskunft geben, also weniger
Rechtsnormen als eine Zusammenfassung des Standes der
Technik sind.

Kernenergie
Die Möglichkeiten, Probleme und Risiken der friedlichen
Nutzung der Kernenergie sind Gegenstand vieler oft leiden-
schaftlicher Diskussionen. Die sich hieraus ergebenden mög-
lichen Gefährdungen sind neuartig; um sie rechtlich zu be-
werten, stehen nur sehr allgemeine verfassungsrechtliche

Aussagen zur Verfügu ng. Dem Recht des bei Eintritt eines
Schadens potentiell Betroffenen auf Schutz seines Lebens

und seiner körperlichen Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 GG)
stehen die Grundrechte der Freiheit der Wissenschaft, F or-
schung und Lehre (Art. 5 Abs. 3 GG) sowie auf wirtschaft-
liche Betätigungsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG) gegenüber. So
ist der Staat ebenso zum Schutz vor möglichen Gefährdungen



aufgefordert, wie zur Förderung der Kernenergie. Die gesetz-

liche Regelung (§ 1 Ziff. 1 und 2 AtomG) betont den Schutz-
zweck ebenso wie den Förderungszweck. Ein Ausgleich wird
in § 7 Abs. 2 Zift. 3 AtomG versucht: eine Genehmigung

darf nur erteilt werden, wenn die nach dem Stand von
Wissenschaft und Technik erforderliche Vorsorge gegen
Schäden durch die Errichtung und den Betrieb solcher
An lagen getroffen ist.

Die "erforderliche Vorsorge" ist ein unbestimmter Rechts-
begriff, dessen Bestim mung Schwierigkeiten bereite~. Aus
seine Auslegung wirken wiederum die Grundrechte ein. Le-
ben und körperliche Unversehrtheit sind hohe Rechtsgüter.

Daher setzt die Schutzverpflchtung schon bei einer ent-
fernten Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts ein (7).
An das Merkmal "erforderlich" sind strenge Anforderungen
zu stellen. Die Schutzpflicht verlangt aber nicht eine Rege-

lung, die mit absoluter Sicherheit Grundrechtsgefährdun~en
ausschließt. Dies würde, wie es im Kalkar-Beschluß heißt,

die Grenzen menschlichen Erkenntnisvermögens verkennen

~nd weithin jede staatliche Zulassung der Nutzung von Tech-
nik verbannen" (8). Einer so verstandenen Technikfeindlich-
keit wird damit vom Bundesverfassungsgericht eine Absage

erteilt.

Es gibt damit kein "Grundrecht auf risikofreies Leben", son-
dern einen der staatlichen Schutzverpflichtung entsprechen-

den Anspruch auf Risikominderung. Hieraus ergeben sich
beispielsweise die Dosisgrenzwerte der Strahlenschutzver-

ordnung und das Strahlenminimierungsgebot des § 45 Strah-
lenschutzverordnu ng. Nach Au ffassu ng des Bu ndesverwal-

tungsgerichts im Stade-Urteil konkretisieren die Dosisgrenz-

werte die äußerste nicht mehr überschreitbare Grenze der

erforderlichen Schadensvorsorge , jenseits derer das "Strah-

lenrestrisiko" beginnt (9).

Der Ambivalenz der Technik wird demnach Rechnung ge-

tragen, indem vorhersehbare Gefahren abgewehr~, aber ei~

nicht auszuräumendes Restrisiko hingenommen wird. Damit
wird der Schutzpflicht ebenso wie der Förderpflicht Rech-

nung getragen; beide werden im Sinne praktischer Konkor-
danz zum Ausgleich gebracht.

Aus der Schwierigkeit, den Stand der Technik juristisch
präzise zu bestimmen, ergibt sich eine Verlagerung. des

Grundrechtsschutzes auf Sicherungen verfahrensrechtlicher
Art. Im Mülheim-Kärlich-Beschluß heißt es hierzu: "Das

Grundrecht des Art. 2 Abs. 2 GG beeinflußt auch die Anwen-
dung der Vorschriften über das behördliche und gerichtliche
Verfahren bei der Genehmigung von Kernkraftwerken,
deren vorrangige Aufgabe gerade darin besteht, Leben und
Gesundheit vor den Gefahren der Kernenergie zu schützen".
Eine solche Verletzung. . . kommt in Betracht, wenn die

Genehmigungsbehörde solche Verfahrensvorschriften außer
acht läßt, die der Staat in Erfüllung seiner Pflicht zum Schutz
der in Art. 2 Abs. 2 GG genannten Rechtsgüter erlassen

hat" (10). Das aus der Schutzverpflchtung des Staates ab-
geleitete "Recht auf Verfahrensteilhab( (1!) wird zu~eh-
mend wichtiger als die Rechtskontrolle uber die Erforderlich-
keit und Geeignetheit materiell-technischer Maßnahmen der
Gefahrenabwehr. Es soll die potentielle Grundrechtsgefähr-
dung verhindern; falsch wäre es dagegen, hieraus ein Recht
auf Partizipation am staatlichen Willensbildungsprozeß ab-

zuleiten (12).

Wie jeder Praktiker weiß, sind die Genehmigungs- und Ge-
richtsverfahren im Bereich der Errichtung von Kernkraft-

anlagen überaus zeitaufwendig und in ihrem Ausgang schwer

kalkulierbar. Hinzu treten politische Schwierigkeiten. Die

einschlägige Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts

wird man aber kaum als technikfeindlich bezeichnen können
(anders mag es gelegentlich bei Verwaltungsgerichten liegen);
Aufgabe der Gerichte ist nicht die Obstruktion mit juristi-
schen Mitteln, wohl aber der jeweils erforderliche Schutz
der Güter des Menschen - Leben, Gesundheit, Umwelt -,

der im Konflktsfalle auch das technisch Machbare begren-

zen muß (13).

Datenverarbeitung und Datenschutz

Daß der Staat von seinen Bürgern personenbezogene Daten

verlangt, ist nicht neu. Uns allen ist die in der Weihnachtsge-
schichte des Evangeliums geschilderte Volkszählung des

Kaisers Augustus bekannt, die sogar die Verpflichtung
einschloß, sich an seinen Geburtsort zu begeben. Zu allen
Zeiten waren derartige Erhebungen ein Mittel, um für poli-
tische und Verwaltungsentscheidungen diejenigen Daten fest-
zustellen, die Voraussetzung wirklichkeitsbezogenen Han-

delns waren. Auch im wirtschaftlichen und persönlichen
Leben ist die Sammlung und Auswertung von Daten ein

alltäglicher Vorgang.

Soweit für staatliche, gesellschaftliche oder private Zwecke
Daten auf freiwilliger Basis erhoben werden, wird der Vor-
gang als normal und unproblematisch empfunden. Erst die
zwangsweise Erhebung oder die heimliche Beschaffung (zum
Beispiel durch polizeiliche Observation) führt zum Konflikt
mit den Persönlichkeitsrechten der Betroffenen. So hatte das
Bundesverfassungsgericht in seiner Mikrozensus-Entscheidung
von 1969 erstmals Veranlassung, sich mit der (zwangsweise
durchgeführten) Erhebung über das Urlaubsreiseverhalten
von Bürgern zu statistischen Zwecken zu beschäftigen (14).
Auch wo es nicht um staatlichen Zwang zu r Hergabe von
Daten sondern um sozialen oder wirtschaftlichen Druck
geht, ~rgeben sich Konflikte. Für sie hat die Öffentli~hkeit
in letzter Zeit ein sehr geschärftes Bewußtsein entwickelt.

So ist der Versuch der Banken, 1984 durch Änderung ihrer
allgemeinen Geschäftsbedingungen sich größere freiheit im
Umgang mit den Daten von Bankkunden zu verschaffen,
am öffentlichen Protest gescheitert.

Erst die Einführung der neuen Technik der automatischen

Datenverarbeitung hat aber das Bedürfnis nach einer grund-
sätzlichen Reaktion der Rechtsordnung wachgerufen. Es ist
die Technik, die hier das gesellschaftspolitisch bedeutsame

Problem erzeugt hat: sie macht es nicht nur möglich, Daten
schnell und unverlierbar zu sammeln, sondern führt auch die
Datenverarbeitung zu einer ganz neuen Qualität. Bisher wa-
ren aus Gründen der langsamen und umständlichen Weiter-
gabe von Daten ihre Benutzer weitgehend mit denen iden-
tisch, die die Daten gesammelt hatten. Heute können dage-
gen Daten jeglicher Art in großen Mengen, schnell und mühe-
los über miteinander verbundene Computer beliebig ausge-
tauscht werden. Die Zirkulation der gespeicherten Informa-

tionen ist technisch möglich geworden. "Die Daten werden
aus ihrer Isolation gelöst, eine kontinuierliche, umfassende

akribische und jedem Interessierten zugängliche Unterrich-
tung läßt sich erstmalig garantieren" (15). Hieraus ergeben

sich früher unvorstellbare Verwendungsmöglichkeiten im

staatlichen ebenso wie im wirtschaftlich-gesellschaftlichen
Bereich. So beschreibt Horst Herold, der frühere Präsident

des Bundeskriminalamts, die Einsatzmöglichkeiten im

Polizeibereich so: "Bereits die derzeit einsetzbare Technik
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führt zu einer grundlegenden Veränderung aller büro- oder
textorientierten Tätigkeiten. Die polizeilichen Arbeitsplätze

in Kriminalkommissariaten, Polizeirevieren, Grenzübergangs-
stellen, Flug- oder Seehäfen werden schrittweise Arbeitsplatz-
computer erhalten, in denen die Funktionen von Schreib-

maschine, Datenstation und Fernschreiber auf einer Tastatur
vereinigt sind. An diesen Endgeräten erfolgt die Bearbeitung
aller Vorgänge - Aufnahme von Strafanzeigen, Erstellen
von Berichten, Vernehmung von Beschuldigten oder Zeu-
gen - wie bisher mit der Schreibmaschine, jedoch mit dem

Unterschied, daß alle verwendeten Daten von der Maschine
automatisch mitgelesen, gespeichert, verarbeitet, berechtig-
ten Benutzern übermittelt, verknüpft und erkannte Zusam-
menhänge dem Sachbearbeiter zu rückgemeldet werden"
(16).

Hieraus ergeben sich neuartige Fragestellungen. Bisher war
nur die von der angewendeten Technik losgelöste Rechts-
frage zu beantworten, unter welchen Voraussetzungen der

Staat seine Bürger durch Androhung von Zwangsmitteln

veranlassen darf, ihm bestimmte personenbezogene Daten
mitzuteilen_ Heute ermöglicht es die Technik, daß der Bür-
ger, wenn über ihn einmal Angaben zur Verfügung stehen,

überhaupt nicht mehr gefragt werden muß. Alle irgendwo

über ihn gesammelten Daten können miteinander verbun.
den und an beliebige Stellen weitergegeben werden. Der
Bürger wird, technisch gesprochen, diesen Vorgang überhaupt
nicht bemerken. So kann ein nahezu vollständiges Bild seiner
Persönlichkeit erstellt werden. Dies ist ein durch die moderne
Technik ermöglichter Vorgang neuer Qualität, auf den die
Rechtsordnung antworten muß, wenn sie nicht den Einzel-
nen dieser Technik schutzlos ausliefern wilL.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Volkszählungs-
entscheidung von 1983 den Vorgang zum Anlaß genommen,
seine bisherige Rechtsprechung zum Persönlichkeitsrecht des
Einzelnen zu überprüfen und fortuführen (17). Schon in der
Mikrozensus-Entscheidung (18) war aus dem Menschenbild

des Grundgesetzes entnommen worden, daß der Einzelne
"einen unantastbaren Bereich privater Lebensgestaltung"

haben müsse, "der der Einwirkung der öffentlichen Gewalt
entzogen ist". "Es widerspricht der menschlichen Würde,

den Menschen zum bloßen 0 bjekt im Staat zu machen. . .
Mit der Menschenwürde wäre es nicht zu vereinbaren, wenn
der Staat das Recht für sich in Anspruch nehmen könnte,
den Menschen zwangsweise in seiner ganzen Persönlichkeit
zu registrieren und zu katalogisieren, sei es auch in der Ano-
nymität einer statistischen Erhebung, und ihn damit wie
eine Sache zu behandeln, die einer Bestandsaufnahme in

jeder Beziehung zugänglich ist".

Diese Sätze sind dahin verstanden worden, daß bei der staat-
lichen Erhebung und Verwertung von personenbezogenen

Daten nach Sphären zu unterscheiden sei. Manche Daten
sind für sich betrachtet harmlos, weil sie neutrale Angaben
betreffen, wie etwa Name und Wohnort, oder sich ohnehin
aus dem Sozialverhalten des Menschen ergeben. Andere
Daten dagegen beziehen sich auf den engsten Persönlich-
keitsbereich des Menschen, in dem er den Anspruch erhe-
ben kann, vor privater oder staatlicher Neugier geschützt
zu sein. Es sind aber ebenso rechtliche oder technische Grün-

de' die die Unterscheidung zwischen sensiblen und nicht

sensiblen Daten als nicht mehr ausreichend erscheinen lassen,
um den durch die elektronische Datenverarbeitung entstehen-
den Gefährdungen zu begegnen. Ein Staat, der der sozialen
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dienen soli, muß sich oft auch um die Klärung von Sachver-
halten bemühen, die tief in den persönlichsten Bereich des
Menschen reichen. So gibt es seit langem etwa im Gesetz über
die Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten oder im Bun-
desseuchengesetz Auskunfts- und Meldepflichten über Krank-
heiten, deren Bekämpfung im öffentlichen Interesse liegt
und auch dem Schutz des Einzelnen dient. Im Familienrecht
oder im Strafrecht müssen oft Lebenssachverhalte ermittelt

und festgehalten werden, die dem engsten Intimbereich zu-
gehören, und auch eine wirksame soziale Hilfe für Gefährdete
setzt die Kenntnis seiner persönlichen Lebensverhältnisse

voraus, wenn die stets knappen Mittel des Staates sachgemäß
eingesetzt werden sollen.

Zu solchen rechtlichen Gegebenheiten treten die sich aus der
Technik ergebenden Faktoren. Die Informationstechnolo-
gie der EDV ermöglicht es, viele für sich gesehen harmlose
Daten so miteinander zu verknüpfen, daß sich aus ihrer
Summe ein umfassendes Persönlichkeitsprofil ergibt. "Da-
durch" - so heißt es im Volkszählungsurteil - "kann ein

für sich gesehen belangloses Datum einen neuen Stellenwert
bekommen; insoweit gibt es unter den Bedingungen der auto-
matischen Datenverarbeitung kein belangloses Datum mehr".
Vielmehr kommt es entscheidend auf seine Nutzbarkeit
und Verwendungsmöglichkeit an, also auf den Zweck, zu
dem das Datum erhoben und für den es verwendet wird.
Das Urteil beschreibt das Gefährdungspotential der E DV so:

Heute sind "mit Hilfe der elektronischen Datenverarbeitung

Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse
einer bestimmten oder bestimmbaren Person. .. technisch
gesehen unbegrenzt speicherbar und jederzeit ohne Rücksicht
auf Entfernu ngen in Sekundenschnelle abrufbar . . . Sie kön-
nen darüber hinaus - vor allem beim Aufbau integrierter
Informationssysteme - mit anderen Oatensammlungen zu

einem teilweise oder weitgehend vollständigen Persönlich-
keitsbild zusammengefügt werden, ohne daß der Betroffene
dessen Richtigkeit und Verwendung hinreichend kontrollie-
ren kann. Damit haben sich in einer bisher unbekannten Wei-
se die Möglichkeiten einer Einsichts- und Einflußnahme er-
weitert, welche auf das Verhalten des Einzelnen schon durch
den psychischen Druck öffentlicher Anteilnahme einzuwir-
ken vermögen" (19). Damit ist ein neuer, durch die Entwick-
lung der Technik bewirkter Sachverhalt umschrieben, auf den
eine rechtliche Antwort gefunden werden muß. Hieraus er-
geben sich viele schwierige und noch keineswegs abschließend
beantwortete Einzelprobleme, denen hier nicht nachgegangen

werden kann. Unbestreitbar erscheint es aber, daß man die
neue Technik nicht einfach sich selbst überlassen, also untätig
zusehen darf, welche gesellschaftspolitischen und den Einzel-
nen in seinem Persönlichkeitsrecht berührenden Fragen ent-
stehen. Bekanntlich will das Volkszählungsurteil der neuarti-
gen Gefährdung mit dem "Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung" als Teil des allgemeinen Persönlichkeitsrechts
begegnen, also der "Befugnis des Einzelnen, grundsätzlich
selbst über die Preisgabe und Verwendung seiner persönli-
chen Daten zu bestimmen" (201. Dabei wird dieses Recht
nicht als ein schrankenloses verstanden; vielmehr regeln die

längst bekannten rechtsstaatlichen Grundsätze, wie die Prin-
zipien der Verhältnismäßigkeit und der Normenklarheit, die

Voraussetzungen, unter denen der Staat zur Erfüllung seiner
Aufgaben von seinen Bürgern personenbezogene Auskünfte
verlangen darf. Auch hier antwortet das Recht auf das Ge-

fahrenpotential der Technik nicht mit undifferenzierter
Feindseligkeit, sondern mit einer Abwägung, welche die



Gefahren zu vermeiden sucht, zugleich aber die positiven
Folgen der Nutzung einer neuen Technik nicht verhindert.

Gentechnologie
Als letztes und aktuellstes Beispiel mag die Gentechnologie
dienen. Was zunächst nur von einem kleinen Kreis hochspe-
zialisierter Naturwissenschaftler erkannt, entwickelt und
angewendet worden ist, beschäftigt in neuester Zeit mit zu-
nehmender Intensität die Öffentlichkeit, die hierbei fantasti-
sche, den Stand der wissenschaftlichen Erkenntnis möglicher-
weise überholende Möglichkeiten diskutiert. Dies ist kein
neuer Vorgang. Seit Jules Verne wissen wir, daß nicht selten
die Utopien und Visionen der technisch-wissenschaftlichen
Laien dem Stand der Technik vorauseilen und nicht selten
intuitiv vorausahnen, was von der Forschung erst später reali-
siert wird. Zugleich zeigt sich auch hier, und hier mit beson-
derer Deutlichkeit, wie schwer es für die Rechtsordnung ist,
sich auf neuartige technische Sachverhalte einzustellen und

die sich hieraus ergebenden Probleme zu bewältigen.

Wohl noch nie hat eine neuartige Technik zu so dramatischen
Fragestellungen geführt, wie sie mit der Gentechnologie, vor
allem im Bereich der Humangenetik, verbunden sind. Der

Mensch ist heute, zum ersten Male in seiner Geschichte,
nicht nur in der Lage, die Abläufe der Entstehung von Leben
zu begreifen, sondern auch gezielt auf sie einzuwirken.
Nach dem pflanzlichen und tierischen Erbgut ist nun das
menschliche Erbgut in den Mittelpunkt der Forschung ge-

rückt. Oie schon entwickelten, vielfach auch bereits ange-
wendeten neuen Methoden reichen von der pränatalen
Diagnostik und der Genomanalyse über die künstliche Be-
fruchtung und den Embryotransfer bis hin zu den technisch
schon weitgehend gegebenen, aber weitgehend auch von
der Wissenschaft für unvertretbar gehaltenen Möglichkeiten

des Klonens oder der Neukombination von Genen. Auch

außerhalb des Humanbereichs ergeben sich nicht nur ganz
neue Chancen für die Grundlagenforschung, sondern auch

bisher für unerreichbar gehaltene praktische Anwendungs-
möglichkeiten, wie die Herstellung seltener Natu rstoffe,
die Schaffung von Organismen mit verstärkt nutzbaren Eigen-
schaften (etwa von Stickstoffdünger unabhängige Kultur-

pflanzen) (21) oder neuartige therapeutische Möglichkeiten.

So wird wieder die Ambivalenz der Technik deutlich, die
stets Chancen und Risiken mit sich bringt.

Die mit der Gentechnologie verbundenen Erwartungen und

Befürchtungen beruhen wohl gerade auf dem sich über
den Bereich der Fachspezialisten hinaus entwickelten Ge-

fühl, daß es um fantastische Entwicklungen geht, also um

solche, die sich eigentlich der nüchternen Vernunft ent-
ziehen und nur jenseits des bisher real Erlebten vorstellbar
sind. Für den Wissenschaftler, der solche neuen Möglichkei-

ten aufspürt, oder den Techniker, der sie in die praktische
Anwendung umsetzen will, wird das Gefühl des Außer-
ordentlichen, sich jenseits jeder bisherigen menschlichen

Erfahrung Befindlichen eher Ansporn als Hemmnis sein.
Es entspricht dem Selbstverständnis der Wissenschaft, daß

sie kaum prinzipielle Grenzen ihrer forschenden Tätigkeit
anzuerkennen vermag. Damit wird dem einzelnen Wissen-
schaftler nicht das persönliche Verantwortungsbewußtsein

oder das Ethos abgesprochen. Wo aber diese ihn zum Ein-
halten bestim men, endet die Suche nach naturwissenschaft-
licher Wahrheit, die ihre Begrenzung nur durch die Unvoll-
kommenheit menschlicher Erkenntnis definieren kann. Das
sich hieraus ergebende Dilemma zwischen dem immer neuen

Bemühen um das Verstehen der Naturgesetze und der Ein-
sicht, daß die sich ergebenden Erkenntnisse ebenso Nutzen
wie Schaden für den Menschen bewirken können, kann nur

durch die Beendung forschender Arbeit oder ihre Fort-
setzung ungeachtet aller Befürchtungen über mißbräuchliche
Anwendung beantwortet werden. Die Last der sich hieraus
ergebenden Verantwortung kann für den einzelnen Wissen-
schaftler unerträglich schwer werden. Wenn nicht alle ethi-
schen Fragen allein auf seine Schultern geladen, sondern von
der Rechtsordnung mitübernommen werden, bedeutet dies
auch Hilfe für die Wissenschaft.

Vor eben dieser Situation scheinen wir auf dem Gebiet der
Gentechnologie zu stehen. Überall wird die Befürchtung er.
kennbar, daß der nunmehr eingeschlagene Weg sich als Weg

ohne Umkehr erweisen könnte (22). Über die naheliegenden
Gefahren, wie die der ungewollten Schaffung gefährlicher
Mikroorganismen hinaus, auf die am ehesten die sachkundi.
ge Wissenschaft selbst antworten kann, stellen sich eine Fülle
rechtlicher und ethischer Probleme die die Entscheidungs-

kompetenz nur der Fachleute bei weitem überschreiten, aber
bisher von Ethik und Recht überhaupt nicht oder nur äußerst
unzulänglich behandelt, geschweige denn gelöst worden sind.
Dies gilt bereits für die schon praktizierte In-vitro-Fertilisa-

tion (künstliche Befruchtung außerhalb des menschlichen

Körpers mit anschließender Re-Implantation). Oie hierbei
gelegentlich vorkommende Gewinnung überzähliger, also
nicht zu transferierender Embryonen ist nur eine der ente
stehenden Fragen. Verfassungsrechtlich handelt es sich hier-
bei um menschliches Leben, das nicht als überflüssig einfach
weggeworfen werden darf und das auch nicht oder jedenfalls
nicht ohne weiteres zum Objekt wissenschaftlicher Experi-
mente gemacht werden darf. So stellt sich jedenfalls die
Grundfrage, wie mit menschlichem Leben umzugehen ist,
und was dies eigentlich ist. Da auch die Frau, deren Eizellen
verwendet worden sind, nicht gezwungen werden kann, sie
sich im nächsten Zyklus transferieren zu lassen, entsteht ein
fast unlösbares Problem, bei dem zunächst nur feststeht,
daß man es nicht der willkürlichen Entscheidung des jeweils
beteil igten Wissenschaftlers oder Arztes überantworten
darf; jedenfalls dem gewissenhaften Anwender der Technik
würde damit eine Last aufgebürdet, die nicht zumutbar ist.

Das Beispiel zeigt, wie schwierig die Probleme auch für Ethik
und Recht sind. Nach langem Schweigen der Politik sind
in letzter Zeit eine Arbeitsgruppe der Bundesregierung, dèr

der Verfasser angehört, und eine Enquete-Komission des

Bundestages gebildet worden, die sich um Antworten bemü-
hen sollen. Daß dabei weder die Vertreter der einschlägigen
Fachwissenschaften noch die Vertreter der philosophischen
Ethik oder der Moraltheologie oder der Rechtswissenschaften
allein arbeiten, sondern sich gemeinsam der Probleme anneh-
men, ist über den engeren thematischen Bereich hinaus ein

Schritt in die richtige Richtung, so wenig heute vorausgesagt
werden kann, ob das Ergebnis dieser intensiven Arbeiten
wirklich überzeugende und befriedigende Antworten liefern
wird.

Damit kann, am wahrscheinlich schwierigsten der gegenwär-
tig aktuellen Probleme beispielhaft erörtert, vielleicht eine
abschließende Antwort auf die mit dem Thema gestellte
Frage gefunden werden. Recht und Technik stehen einander
nicht unversöhnlich oder gar feindselig gegenüber. Sie sind
aufeinander angewiesen und sollten zusammenarbeiten, um
dem menschlichen Fortschritt zu dienen, aber den Menschen
vor den sich hieraus ergebenden Gefährdungen zu schützen.
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Wir haben es in den letzten Jahren mehr als früher gelernt,
Fortschritt nicht um seiner selbst willen ungefragt zu beja-
hen. Ebenso unzureichend wäre es, Fortschritts- und Tech-
nikfeindlichkeit zu kultivieren und sich dabei darüber hin-

wegzusetzen, daß viele der heutigen Weltprobleme, wie etwa
die Versorgung der immer rascher anwachsenden Bevölke-

rung mit Nahrungsmitteln, ohne technischen Fortchritt

überhaupt unlösbar sind. Technikfeindlichkeit würde, so fort-
schrittlich sie heute manchem erscheinen mag, zu Lasten vor
allem der wenig entwickelten Länder der Erde und der dort
lebenden Menschen wirken. Wenn aber die Politik sich auf
die Notwendigkeit besinnt, die durch Technik und Un-
vernunft der Menschen bedrohte Umwelt zu schützen, und
die Rechtsordnung sich ihrer Aufgabe annimmt, die unver-
zichtbaren Güter des Menschen, wie insbesondere sein Leben

und seine Gesundheit vor Gefährdung zu schützen, die auch
von der Anwendung moderner Technik ausgehen können,
dann sollte dies nicht als Technikfeindlichkeit mißverstanden
werden.

Es bleiben unendlich viele und immer neue Einzelfragen,
bei denen sich aus dem Standpunkt der Technik die eine,
von der Verantwortung der Rechtsordnung her eine hiervon
abweichende Antwort ergeben mag. Solche Konflikte müssen
stets von neuem behandelt und gelöst werden. Verständnis-
schwierigkeiten sind oft unverkennbar, aber auch sie sind
nicht unüberwindlich. Technik wird sich nicht als blinde
Übertragung der Naturgesetze auf Maschinen oder Anlagen

verstehen, die ohne Rücksicht auf die Folgen nur deshalb

vorgenommen wird, weil es eben zu funktionieren scheint;
auch die Technik steht im Dienste des Menschen und will

seinem Nutzen dienen, ohne ihm Schaden zuzufügen. Die

Rechtsordnung wird sich nicht als Instrumentarium zur Ver-
hinderung von Technik sehen wollen. Sie mag, skeptischer
vielleicht als der von einer neuen Idee faszinierte Techniker
oder Wissenschaftler, in erster Linie die möglichen Gefähr-
dungen und erst in zweiter Linie den potentiellen Nutzen
sehen und so eher Bremse als Motor des Fortschritts sein.
Dies ist nicht so tragisch. Jeder Autofahrer weiß, daß ein
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Fahrzeug ohne Motor nicht vorankommt, ein Auto ohne
Bremse aber nicht für lange Zeit ohne Schaden seinen Weg

nehmen wird. Beides gehört zu einer sauberen Konstruk-
tion, und so gehören auch Technik und Recht zusammen,

nicht als Feinde, sondern als Partner des Fortschritts.
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Einführung

Von O. Kellermann 1)

Das Thema unseres heutigen Fachgespräches lautet "Sicher-
heitstechnik bei der Entsorgung radioaktiver Abfälle".

Entsorgung ist ein relativ junger Begriff, ein Modewort. Es
beschreibt sehr gut die Aktionen, welche die Betreiber von

Kernkraftwerken und die einschlägige Industrie unterneh-
men, um die Sorgenbringer zu beseitigen, um die Umwelt
und die Nachwelt vor schädlichen Nebenwirkungen der Kern-
energienutzung zu schützen. Die Kerntechnik darf für sich
in Anspruch nehmen, das Problem der Abfallbeseitigung in
einer Weise zu lösen, die für andere Schadstoffe Vorbild

sein kann.

Unterstütz durch behördlichen Oruck, der sich schon

häufiger bei der Lösung technischer Probleme als hilfreich
erwiesen hat, entwickelten Forschung und Industrie eine
Reihe von Lösungsmöglichkeiten.

Die erste Antwort der Kernkraftwerksbetreiber auf den

§ 9a des Atomgesetzes hieß meistens COGEMA. Aber schnell
wurden neue Antworten überlegt und entwickelt.

Kompaktlager und Trockenlager, Asse und Gorleben, Wak-
kersdorf und Dragahn, PUREX und FEMO, Konrad, PAME.
LA und TO R, nicht zu vergessen das "Projekt Andere Ent-
sorgungstechniken". Diese Stichworte zeigen, daß die Be-

teiligten schnell auf die Anforderungen reagierten~

Betreiber und Behörden haben richtungsweisende Anstren-
gungen unternommen, um das Entsorgungsproblem der
Kerntechnik zu lösen. Wenn ich richtungsweisend sage,
dann denke ich an die technische Konzeption, an das erfolg-
reiche Bemühen um die Sicherheit, an den Vergleich mit
dem Ausland und mit der Behandlung anderer Schadstoffe-
nicht an die Kosten.

Der Aufwand und die Gründlichkeit, mit denen die Prozesse
zur Schließung des Brennstoffkreislaufs analytisch und
experimentell erforscht sind, beeindrucken auch die Fach-
welt im Ausland.

Der Komplex Entsorgung im Brennstoffkreislauf umfaßt
eine ganze Reihe von Einzelvorgängen:

- Abkühlung im Lagerbecken,

- Transport zum Zwischenlager,

- Lageru ng im Zwischenlager,

- Transport zur Wiederaufarbeitungsanlage,

- Wiederaufarbeitung,

- Konditionierung und Zwischenlagerung von leicht-, mit-
tel- und hochacktivem Abfall,

- Endlagerung,

- Transport von wiedergewonnenem Brennstoff.

Zur Entsorgung gehört auch die Behandlung radioaktiver
Abfälle in Kernkraftwerken und die Stillegung von Kern-

1) Oipl..lng. Otto Kellerrnann ist Geschäftsführer der Gesellschaft für
Reaktorsicherheit (GRS) rnbH.

kraftwerken. Es gehört ferner dazu die Behandlung und Be-

seitigung aller Abfälle in Industrie und Forschung, in der
Medizin und Meßtechnik, die beim Umgang mit radioakti-
ven Stoffen anfallen. Auf diese Komplexe gehen wir im
Rahmen unseres Fachgespräches nicht ein.

Bei den aufgeführten acht Teilaufgaben des Komplexes Ent-
sorgung ist die G RS seit Jahren als Gutachter tätig. Die Be-

gutachtung der Wiederaufarbeitungsanlage Karlsruhe (WAK)
im Auftrage der baden-württembergischen Genehmigungs-

behörde war vor fast 20 Jahren der erste Auftrag, den die
Vorläuferorganisationen der G RS, I RS und LRA, gemein-
sam abgewickelt haben.

In Zusammenarbeit mit den TÜV und anderen Partnern
haben wir seit dieser Zeit kontinuierlich Sicherheitsfragen

des Transportes der Zwischen- und Endlagerung, der Wie-

deraufarbeitung und andere Konzepte zur Schließung des

Brennstoffkreislaufs untersucht. Die zur Verfügung stehende
Zeit erlaubt es aber nicht, auf alle Teilschritte zur Ent-
sorgu ng einzugehen.

In diesem Fachgespräch beschränken wir uns vielmehr auf
die Sicherheitstechnik in Wiederaufarbeitungsanlagen, die

Sicherheitstechnik bei der Einlagerung schwachaktiver Ab-

fälle sowie auf einen allgemeinen Überblick über die derzeit
laufenden Forschungs- und Erkundungsarbeiten.

Dr. Matting wird in seinem Beitrag über die Grundlagen

des Konzeptes der nuklearen Entsorgung berichten sowie
über die beabsichtigte praktische Umsetzung. Danach wird
Dr. Popp auf die Forschungsaktivitäten eingehen, die im

Zusammenhang mit der Sicherheit im Brennstoffkreislauf
initiiert worden sind.

Der derzeit erreichte Stand der Sicherheitstechnik in der
geplanten Wiederaufarbeitungsanlage wird von W. Thomas
dargelegt werden, wobei er auch auf die gewonnenen Be-

triebserfahrungen mit den bisher betriebenen Wiederauf.

arbeitu ngsanlagen eingeht.

Die Behandlung und Lagerung des radioaktiven Abfalls wird
von den einzelnen Staaten in unterschiedlicher Weise gelöst.
Welche Lösungsmöglichkeiten gegeben sind und welche

davon jeweils bevorzugt werden, wird von D. Rittig beschrie-
ben werden. Dabei wird verdeutlicht werden, wie weit die
Lösung der Endlagerproblematik in Deutschland fortge-
schritten ist.

Zum Bau- und Untersuchungsfortschritt in den geplan-
ten Endlagern Gorleben und Konrad wird Professor Dr.
Röthemeyer einen Überblick geben, wobei er auf die Lang-
zeitsicherheit der Einlagerungen radioaktiver Stoffe in Salz

und Eisenerz eingeht.

Die Bewertung von möglichen Handhabungsstörfällen wäh-

rend der Einlagerung und die dazu gewählte Vorgehensweise

wird von Dr. Wurtinger und Dr. Lange dargelegt. Hierbei
geben sie Hinweise, wie diese Störfälle verhindert werden

können, bzw. wie deren Eintrittswahrscheinlichkeit hin-
länglich unwahrscheinlich gehalten werden kann.
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Nukleare Entsorgung in der Bundesrepublik Deutschland

Abstract
The concept of Nuclear Waste Management in the Federal
Republic of Germany is based upon the principle, that the
disposal of radwaste from nuclear power plants is an indis-
pensable prerequisite for the further peaceful utilization of
nuclear energy.

Due to their related responsibility, Federal Government,

Federal States and radwaste producers are obliged to con-
tribute their part to N uclear Waste Management.

As required by the Atomic Law, radwaste producers must

utilize the radioactive residues in a way that excludes any
harmful effects. If the radioactive residues cannot be handled
this way, they are to be disposed of as radioactive wastes in

an orderly mann er. For this purpose, the Federal Govern-

ment is preparing a salt dpme near Gorleben and the former
iron ore mine Konrad near Salzgitter as final deposits for Da das Atomgesetz von der privatrechtlichen Nutzung der

such wastes. Kernenergie ausgeht, liegt es nahe, die wirtschaftliche Ver-

It is reported about the principles underlying the concept-" tretbàrkeit für ein rein betriebswirtschaftliches Kriterium

of German Nuclear Waste Management as weil as on its zu halten. Gerade im Falle der Kernenergienutzung in Kern-
practical realization. kraftwerken würde dabei jedoch übersehen, daß die Kosten

der Entsorgung die Kernkraftwerksbetreiber betriebswirt-
schaftlich insoweit nicht belasten, als sie an die Stromab-

nehmer weiter gegeben werden. Bei der Beurteilung der
wirtschaftlichen Vertretbarkeit der Verwertung radioaktiver

Reststoffe sind damit auch volkswirtschaftliche Aspekte
heranzuziehen.

Die Frage der Wiederaufarbeitung abgebrannter Brenn-

elemente ist für die Entsorgungspolitik in doppelter Hinsicht
von Bedeutung, nämlich einmal unter dem Aspekt der Ver-
sorgung und dem der Entsorgung. Die Gewichtung dieser
beiden Aspekte hängt natu rgemäß von der jeweilgen energie-
politischen Situation ab. Unabhängig hiervon bleibt aller-
dings festzuhalten, daß die Wiederaufarbeitung als Teil der
schadlosen Vèrwertung radioaktiver Reststoffe nach gei-

l) Ministerialrat Or. Arnulf Matting, Bundesministeriu"m:des Innern, tendem Recht geboten ist, weil die im Atomgesetz genann-
Bonn . . ten Voraussetzun~en hierfür erfüllt sind, das heißt

Von A. Matting 1)

Ku rzfassu ng

Das in der Bundesrepublik Deutschland zugrunde liegende

Konzept der nuklearen Entsorgung geht von dem Grundsatz
aus, daß die Entsorgung der Kernkraftwerke eine unabding-

bare Voraussetzung für die weitere friedliche Nutzung der
Kernenergie bildet. Zur Entsorgung haben Bund, Länder und
Abfallverursacher ihrer jeweiligen Verantwortung entspre-
chend beizutragen. Radioaktive Reststoffe sind von den
Abfallverursachern - wie vom Atomgesetz gefordert - vor-
rangig schadlos zu verwerten. Sind die Voraussetzungen

hierfür nicht gegeben, sind die Stoffe als radioaktiver Ab-

fall geordnet zu beseitigen. Hierfür bereitet der Bund End-
lager im Salzstock Gorleben und in der ehemaligen Eisen-

erzgrube Konrad vor.

Über die Grundlagen des Konzepts der nuklearen Entsorgung

sowie über seine praktische Umsetzung wird berichtet.

Grundlagen der nuklearen' Entsorgung

Die nukleare Entsorgung ist keine Erfindung unserer Tage.
Es sei an die seit 1971 in Betrieb befindliche Wiederaufar-

beitungsanlage Kailsruhe und an die Versuchsendlagerung

radioaktiver Abfälle inder Asse zwischen 1967 und 1978
erinnert.

Ziel der nuklearen Entsorgung ist es, die bei der friedlichen
Nutzung der Kernenergie anfallenden radioaktiven Rest-
stoffe entweder einer schadlosen Verwertung zuzuführen

oder aber sie als Abfall geordnet zu beseitigen.
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Schadlose Verwertung
Die Entscheidung, ob radioaktive Stoffe verwertet oder be-
seitigt werden sollen, ist nicht in das Belieben des jeweilgen
Anwenders gestellt. Oer Gesetzgeber hat vielmehr im Atom-
gesetz den Vorrang der Verwertung vor der Beseitigung

festgelegt und hierfür objektive Entscheidungskriterien auf-

gestellt, die gegebenenfalls gerichtlich nachprüfbar sind.

Danach ist die schadlose Verwertung immer dann geboten,
wenn sie

- nach dem Stand von Wissenschaft und Technik möglich,

- wirtschaftlich vertretbar und

- mit den in § 1 Nr. 2 bis 4 des Atomgesetzes bezeichneten

Zwecken vereinbar

ist.

Die zentrale und deshalb auch im Mittelpunkt des allge-
meinen Interesses stehende Möglichkeit einer Verwertung
radioaktiver Reststoffe ist zweifellos die Wiederaufarbeitung
der in Kernkraftwerken abgebrannten Brennelemente. Die

Gewinnung der hierin enthaltenen Kernbrennstoffe Uran
und Plutonium ist Hauptziel des Wiederaufarbeitungsprozes-
ses. Grundsätzlich erscheint aber - zumindest längerfristig-

auch die Nutzung anderer Elemente, zum Beispiel Rubidium,
Palladium, Rhodium, Silber oder einiger Aktiniden möglich.

Einzelheiten, wie diese schadlose Verwertung am zweckmä-
ßigsten ins Werk zu setzen ist, überläßt der Gesetzgeber den
in der Regel privaten Besitzern der radioaktiven Stoffe.

Wichtig ist nun, daß das Atomgesetz die Verwertung nicht
davon abhängig macht, daß sie "wirtschaftlich" ist, sondern
daß sie "wirtschaftlich vertretbar" ist.



- die Wiederaufarbeitung ist nach dem Stand von Wissen-

schaft und Technik möglich,

- sie ist wirtschaftlich vertretbar in dem oben bereits er-

läuterten Sinne,

- die Wiederaufarbeitung ist auch mit den in § 1 Nr. 2 bis 4
des Atomgesetzes bezeichneten Zwecken vereinbar. In
den anstehenden Genehmigungsverfahren nach § 7 AtG

wird nachzuweisen sein, daß die Strahlenschutzgrenz-
werte eingehalten werden. Auch besteht kein Gegensatz
zwischen Wiederaufarbeitung, also dem Versorgungsinter-
esse mit Kernbrennstoffen, und dem Nichtverbreitungs-
interesse, wie die 1979 bis 1981 durchgeführte Interna-
tionale Bewertung des Kernbrennstoffkreislaufs (I N FeE)
nachgewiesen hat.

Neben den rechtlichen Aspekten spricht für eine deutsche
Wiederaufarbeitungsanlage auch das Interesse am Erhalt

von Arbeitsplätzen und Devisen, die Verbesserung der Ver-

sorgungssicherheit sowie der Erhalt von technischem Know-
how. D.ie letzteren beiden Gesichtspunkte würden insbeson-
dere bei Anwendung der Schnellbrütertechnologie von be-
sonderer Bedeutung sein, für die durch den Beschluß zur Fer-
tigstellung des SNR-300 die Option zumindest gewahrt
bleibt.

In diesem Zusammenhang ein Wort der KlarsteIlung: Der
Bau einer Wiederaufarbeitungsanlage und deren Standort

sind keine Entscheidung der Bundesregierung, sondern der

Industrie. Diese hat mehrfach sowohl gegenüber der Bundes-
regierung wie gegenüber. der Öffentlichkeit ihren Willen

zum Bau einer solchen Anlage erklärt. Die Industrie hat des-
halb folgerichtig bei den zuständigen Genehmigungsbehörden
der Länder entsprechende Anträge gestellt, und zwar für die
bei den Standorte Dragahn und Wackersdorf. Aufgabe der
Landesbehörden wie des Bundesinnenministers ist es allein,
über die gestellten Anträge in dem vorgegebenen rechtlichen
Rahmen zu entscheiden.

Nur ergänzend soli darauf hingewiesen werden, daß die der
Wiederaufarbeitung vorangehende Zwischenlagerung der ab-
gebrannten Brennelemente ebenfalls in Einrichtungen er-
folgt, die von privater Seite zu errichten und zu betreiben

sind. Zur Verfügung stehen hierfür die Lager für bestrahlte
Brennelemente innerhalb der Kernkraftwerke sowie die be-
reits fertiggestellten bzw. noch im Bau befindlichen soge-
nannten "externen" Zwischenlager in Gorleben und Ahaus.

Die Aufbewahrung der abgebrannten Brennelemente in die-
sen bei den externen Lagern wird in speziellen Behältern er-
folgen, die sich gleichermaßen für den Transport wie für die

Zwischenlagerung eignen.

Geordnete Beseitigung
Die, wie das Atomgesetz sagt, schadlose Verwertung radio-
aktiver Reststoffe dient einem doppelten Zweck, nämlich
einerseits der Ressourcenschonung, andererseits aber die

Menge der erzeugten radioaktiven Stoffe nicht größer als
nötig werden zu lassen.

Unbeschadet der Maßnahmen zur Verwertung entstehen
bei der friedlichen Nutzung der Kernenergie jedoch große

Mengen radioaktiver Stoffe, die nicht weiter verwertet wer-
den können und die demzufolge als radioaktive Abfälle ge-
ordnet beseitigt werden müssen. Die zum Teil außerordent-
lich langen Halbwertzeiten machen im Interesse des Schutzes
der Bevölkerung einen entsprechend dauerhaften Ausschluß

aus der Biosphäre notwendig. Dazu sind geeignete Endlager

einzurichten. Erst bei Vorhandensein solcher Ëndlager kann
die Entsorgungskette als geschlossen bezeichnet werden.

Der Gesetzgeber hat im Zuge der 4. Atomgesetznovelle von
1976 die Besitzer radioaktiver Abfälle verpflichtet, diese
abzuliefern, und zwar entweder an die von den Ländern ein-
zurichtenden Sammelstellen zur Zwischenlagerung oder an

Anlagen des Bundes zur Sicherstellung oder Endlagerung.
Zumindest solange die Anlagen des Bundes noch nicht be-
triebsbereit zur Verfügung stehen, kann auf Zwischenlager

in der Verantwortung der Abfallverursacher neben den Lan-

dessammelstellen nicht verzichtet werden. Für schwach- oder
mittelaktive Abfälle bestehen solche Zwischenlagermöglich-

keiten etwa in den einzelnen kerntechnischen Anlagen, in

dem sogenannten "Faßlager" Gorleben oder in dem geplan-
ten Lager Mitterteich.

Auch wenn dies im Atomgesetz nicht ausdrücklich festgelegt
wird, ist davon auszugehen, daß der Ablieferungspflicht der
Abfallverursacher eine Annahmepflicht des Staates gegen-

übersteht. Er braucht die Abfälle allerdings nicht in jeder
Form entgegenzunehmen: Die Bundesregierung kann bestim-
men, wie zum Beispiel die Ablieferung durchzuführen ist und
welchen Anforderungen radioaktive Abfälle bei der Abliefe-
rung zu genügen haben. Vorgesehen .ist, die Annahme- bzw.
Endlagerbedingungen im Rah.men der PIanfeststellungsver-
fahren für die Endlagerprojekte festzulegen. Ich gehe davon

aus, daß Professor Röthemeyer in seinem Beitrag hierauf und
auf die notwendigen Abstimmungen mit den Abfallerzeugern
näher eingehen wird.

Die Zuständigkeit für Errichtung und Betrieb der Anlagen

zur Sicherstellung und Endlagerung radioaktiver Abfälle hat
sich der Staat selber vorbehalten. Er nimmt diese Aufgabe
durch eine Behörde wahr, nämlich die Physikalisch-Techni-
sche Bu ndesanstalt (PTB) in Brau nschweig. 0 ie PTB hat bei
dieser Aufgabe nicht die Rolle einer Genehmigungsbehörde,
sondern die des Antragstellers. Es scheint mir folgerichtig
zu sein, wenn ich behaupte, daß aus dieser Rolle als An-
tragsteller die Verpflichtung der PTB entspringt, besonders
engen Kontakt mit den Abfallverursachern zu halten. Dies
einerseits, um das fachliche Know-how der Abfall veru rsa-

eher für sich zu nutzen, andererseits aber, um so frühzeitig

wie möglich die Anforderungen aus dem Endlagerbereich
mit den Anforderungen aus Konditionierung und Verpak-

kung der Abfälle miteinander in Einklang zu bringen.

Die von der PTB zu planenden, zu errichtenden und zu be-
treibenden Endlager unterliegen zum einen einem atom-
rechtlichen Planfeststellungsverfahren und zum anderen
einem nach dem Willen des Gesetzgebers hiervon ausdrück-
lich getrennten Verfahren nach dem Berg- und Tiefenspei-
cherrecht. Für diese letzteren Verfahren sind die für den je-
weiligen Standort zuständigen Bergbehörden verantwortlich;
das atomrechtliche Planfeststellungsverfahren wird von einer
obersten Landesbehörde durchgeführt.

Bergrechtliches und atomrechtliches PIanfeststellungsverfah-
ren konkurrieren nicht, sondern ergänzen einander: Unbe-

schadet eines für einen bestimmten Standort eingeleiteten
Planfeststellungsverfahrens kann die Entscheidung, ob an
diesem Standort mit der hier vorliegenden geologischen

Situation tatsächlich ein Endlagerbergwerk eingerichtet

werden soli, erst dann getroffen werden, wenn die Eignung

hierfür durch über- und untertägige Erkundungsprogram-

me abgesichert ist. Erst wenn diese Entscheidung gefallen

ist, kann ein PIanfeststellungsbeschluß ergehen. Erkundungs-
und Errichtungsphase sind demnach zu trennen. Die Erkun-
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dung erfolgt allein auf der Grundlage des Bergrechts. Mit der

Errichtung hat dies auch dann nichts zu tun, wenn die zum
Zwecke der Erkundung abgeteuften Schächte und die Strek-
ken ganz oder teilweise auch im späteren Einlagerungsbe-

trieb genutzt werden können.

Die Grundsätze des Planfeststellungsverfahrens sind in § 9 b
des Atomgesetzes geregelt. Die Genehmigungsvoraussetzun-

gen lehnen sich eng an die Vorschrift des § 7 Atomgesetz an,
der für die Genehmigung von Kernkraftwerken gilt. Im übri-
gen wird auf bestimmte Verfahrensregelungen des Abfallbe-

seitigungsgesetzes verwiesen. Im Zùge der Bereinigung des
Verwaltungsverfahrensrechtes ist vorgesehen, diese Verwei-
sung auf inhaltlich deckungsgleiche Bestimmungen des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes des Bundes umzustellen.

Voraussetzung für die Genehmigung von Kernkraftwerken

ist ebenso wie für die Endlager, daß die nach dem Stand von
Wissenschaft und Technik erforderliche Vorsorge gegen
Schäden durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage
getroffen ist. Die bei Kernkraftwerken diese abstrakte Ge-

neh migu ngsvoraussetzung k on kretisieren de Strah lenschutz-
verordnung ist bei Endlagern nur bedingt anwendbar: Weder
gilt für die Planung von Auslegung und bestimmungsgemä-
ßem Betrieb von Endlagern der § 45 der Strahlenschutzver-
ordnung unmittelbar, noch der § 28 I ii für die Planung von
Maßnahmen gegen Störfälle.

Eine mehr als nur akademische Frage ist im übrigen, was
unter dem "Betrieb" eines Endlagers zu verstehen ist. Ist es
nur die Phase bis zur Stillegung des Endlagers oder beginnt

nicht erst mit der Stillegung sein eigentlicher Betrieb, näm-

lich den dauerhaften Ausschluß der Radionuklide aus der

Biosphäre zu gewährleisten? Es ist sicher nicht gerechtfer-
tigt, jedenfalls hinsichtlich der Strahlenschutzziele, zwischen
der Phase bestimmungsgemäßer Einlagerung radioaktiver
Abfälle und der Langzeitphase nach Stillegung des Endlagers
zu unterscheiden. Auch die PTB geht in beiden Fällen ein-
heitlich von dem 30 mrem-Konzept aus und legt nur bei ihrer
Planung baulicher oder sonstiger technischer Schutzmaß-

nahmen gegen Störfälle während der Einlagerungsphase, also
bis zur Stillegung des Endlagers, das 5/15 rem-Konzept zu-
grunde.

Strahlenexpositionen in der Nachstillegungsphase sind nur

dann vorstellbar, wenn in das verfüllte und verschlossene

Endlager Wasser eindringt, die durch Konvergenz des umge-
benden Gebirges noch nicht vollständig umschlossene Ab-
fallgebinde erreicht, kontaminiert wird und zur Oberfläche
zurückkommt. Auch dieses Ereignis wird im Rahmen der
Sicherheitsanalysen grundsätzlich untersucht. Das "Projekt

Sicherheitsstudien Entsorgung" (PSE) hat zur Ermittlung
solcher Strahlenexpositionen eine Methode entwickelt.
Es sei darauf hingewiesen, daß alle bisher bekanntgeworde-
nen Dosiswerte im Rahmen dieser Methodenentwicklung
entstanden sind; keinesfalls handelt es sich schon um Er-
gebnisse im Rahmen von Planfeststellungsverfahren.

Hinsichtlich der Kosten für Errichtung und Betrieb der
Endlager gilt das im gesamten Bereich der Umweltschutz-

politik übliche Verursacherprinzip, das heißt die Zurechnung
der als "notwendigem Aufwand" entstehenden Kosten zu
den Abfallverursachern Diese haben zur Deckung des not-
wendigen Aufwandes für die Planu ng, den Erwerb von
G ru ndstücken und Rechten, die anlagen bezogene Forschung
und Entwicklung, die Errichtung, die Erweiterung und die
Erneuerung von Anlagen des Bundes Beiträge zu entrichten.
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Hierauf können von den Beitragspflichtigen Vorausleistungen
verlangt werden. Dies erfolgt in der Tat, und zwar auf der
Gru ndla-e der Endlagervorausleistungsverordnu ng. I n der

Praxis bedeutet dies, daß die Arbeiten der PTB zunächst
aus Mitteln des Bundeshaushaltes vorfinanziert und die ver-
ausgabten Gelder, soweit sie .unter den Begriff des "not-
wendigen Aufwandes" fallen, dann von den Abfallverur-
sachern refinanziert werden. Die PTB erläßt zu diesem Zwek-
ke jeweils für das abgelaufene Jahr Kostenbescheide. Die

PTB ist darüber hinaus verpflichtet, den Abfallverursachern
vor Beginn eines jeden Kalenderjahres die für dieses Kalender-
jahr vorgesehenen Arbeiten offenzulegen und einen Kosten-

voranschlag zu erstellen.

Die Endlagervorausleistungsverordnung ist in ihrer Geltungs-
dauer bewußt beschränkt worden. Vor Erlaß einer endgül-
tigen Kostenverordnung sollen zunächst nämlich Erfahrungen
gesammelt werden. Die Endlagervorausleistungsverordnung
wird daher spätestens am 31. Dezember 1986 außer Kraft
treten.

Praktische Umsetzung

Soweit ein zusammenfassender, die wesentlichen Rechtsvor-
schriften berücksichtigender Überblick über die Grundlagen
der nuklearen Entsorgung. Die praktische Umsetzung muß
berücksichtigen, daß der Gesetzgeber bei der 4. Novelle zum
Atomgesetz bewußt davon abgesehen hat, den Entsorgungs-
nachweis zur Genehmigungsvoraussetzung für kerntechnische
Anlagen zu erheben. Die Entsorgungsvorsorge kann und muß
aber im Rahmen des vom Atomgesetz eingeräumten behörd-
lichen Ermessens berücksichtigt werden. Damit fließen aber
neben den rechtlichen Aspekten zugleich Elemente des ad-
ministrativen und politischen Willens in das Konzept zur
nuklearen Entsorgung ein.

Unbestritten gilt zunächst der Grundsatz, den die Regierungs-
chefs von Bund und Ländern in ihrem Beschluß vom 28. Sep-
tember 1979 bestätigt haben, daß nämlich die Entsorgung
der Kernkraftwerke eine unabdingbare Voraussetzung für

die weitere friedliche Nutzung der Kernenergie bildet.

Hierbei ist es das Ziel der Regierungspolitik, die benötigten

Entsorgungsanlagen im eigenen Lande zu errichten und zu

betreiben. Diesem Ziel steht nicht entgegen, daß die Elektri-
zitätsversorgungsunternehmen bis Anfang der 90er Jahre Wie-
deraufarbeitungsverträge mit der Cogema bzw. der BNFL
abgeschlossen haben. So wichtig diese Beiträge zur Entsor-
gung sind, wird es jedoch für notwendig erachtet, im I nter-
esse der gesicherten Entsorgung die bestehenden Abhängig-
keiten vom Ausland mittel- bzw. langfristig abzubauen.

Ein weiteres Ziel der Entsorgungskonzeption ist, radio-
aktiven Abfall nur so kurzfristig wie nötig oberirdisch zu
lagern oder mit anderen Worten: radioaktive Abfälle so rasch
wie möglich der Endlagerung zuzuführen.

Unter Berücksichtigung dieser Zielvorgaben und des Beschlus-
ses der Regierungschefs vom September 1979 wurde für die
Realisierung der einzelnen Entsorgungsanlagen folgender

zeitlicher Rahmen festgelegt:

so rasch wie möglich

- Erweiterung der Lagerungsmöglichkeiten für abgebrannte

Brennelemente in Kernkraftwerken und die Errichtung
von externen Brennelement-Zwischenlagern,

- Erweiterung der Zwischenlagermöglichkeiten für radio-

aktive Abfälle,



Errichtung einer Wiederaufarbeitungsanlage,

Erkundung des Salzstockes Gorleben, um seine Eignung
für die Endlagerung radioaktiver Abfälle feststellen zu
können,

bis Mitte der 8Der Jahre abschließende Beurteilung, ob sich

aus der direkten Endlagerung abgebrannter Brennelemente

entscheidende sicherheitsmäßige Vorteile ergeben können,

bis Ende der 8Der Jahre Inbetriebnahme des Endlagers

Konrad bei Salzgitter, und

bis Ende der 9Der Jahre Inbetriebnahme des Endlagers

Gorleben.

Die Feststellung, daß dieser langfristige Terminplan bislang
in allen Teilen eingehalten werden konnte, ist zugleich die
Feststellung, daß sich das in der Bundesrepublik Deutsch.

land zugrunde liegende Entsorgungssystem bewährt. Gegen

diese Aussage spricht nicht, daß der Nachweis der Bewährung
für die zentralen Elemente - die Wiederaufarbeitu ng und die

Endlager - erst noch erbracht werden muß. Hier aber stehen

wir nicht am Anfang, und die positiven Erwartungen für die
Zukunft gründen sich auf die erfolgreiche Fortsetzung der
in Gegenwart und Vergangenheit durchgeführten Arbeiten.

Die Errichtung einer Wiederaufarbeitungsanlage, und zwar

so zügig, wie dies unter Beachtung der in Betracht kommen-
den Gesichtspunkte möglich ist, haben bereits 1979 die Re-
gierungschefs von Bund und Ländern gefordert. Gleichzeitig
haben sie allerdings auch verlangt, daß andere Entsorgungs-

techniken, wie zum Beispiel die direkte Endlagerung von ab.
gebrannten Brennelementen ohne Wiederaufarbeitung, auf
ihre Realisierbarkeit und sicherheitstechnische Bewertu ng

untersucht werden. Diese Untersuchungen sollen os zügig
durchgeführt werden, daß ein abschließendes Urteil darüber,
ob sich hieraus entscheidende sicherheitsmäßige Vorteile

ergeben können, in der Mitte der 8Der Jahre möglich wird.

Auch dieser Termin wird mit Sicherheit eingehalten werden
können: Die Ergebnisse des systemanalytischen Vergleichs
der Entsorgungswege mit und ohne Wiederaufarbeitung
werden noch in diesem Jahr vorliegen. Bu ndeskabinett und
Parlament werden sich hiermit zu Beginn des neuen Jahres
befassen. Die bislang vorliegenden Ergebnisse lassen erken-

nen, daß die Umweltauswirkungen bei beiden Wegen gering
sein werden. Es zeigt sich aber auch, daß die Wiederaufar-

beitung - entgegen allen Unkenrufen - eine erprobte Tech-

nik darstellt, während die direkte Endlagerung hiergegen

technologisch einen Rückstand von mehreren Jahren auf-
weist. Vor diesem Hintergrund hat deshalb der Länderaus-

schuß für Atomkernenergie - vorbehaltlich einer abschlie-
ßenden Bewertung - festgestellt, daß zum Nachweis der
Entsorgungsvorsorge für die Brennelemente aus Leicht-
wasserreaktoren aus heutiger rechtlicher und technischer

Sicht die anderen Entsorgungstechniken nicht in Frage kom-
men. Die zügige Verwirklichung einer deutschen Wieder-
aufarbeitungsanlage ist deshalb weiterhin geboten.

Gleichwohl hält der Landerausschuß für Atomkernenergie es

für notwendig, durch weitere Forschungs- und Entwicklungs-

arbeiten die direkte Endlagerung für solche Brennelemente

einsatzbereit zu machen, für die eine Wiederaufarbeitung

nicht in Betracht kommt. Hierzu zählen etwa die Brenn-

elemente des THTR, bei denen eine Wiederaufarbeitung
nach dem Stande von Wissenschaft und Technik nicht
möglich ist oder die Entwicklu ng eines solchen Standes im

Hinblick auf die vergleichsweise geringe Menge des rückge-

winnbaren Kernbrennstoffs wirtschaftlich nicht gerechtfer-
tigt wäre. Im Interesse einer vernünftigen und flexiblen Fort-
entwicklung der Entsorgungspolitik ist es durchaus vorstell-
bar, zu gegebener Zeit die Rechtsvorschriften dahingehend

zu überprüfen, daß auch solche abgebrannten Brennelemente
direkt endgelagert werden können, für die im Prinzip eine
Wiederaufarbeitung möglich ist. Über eine solche Erweite-
rung des Entsorgungskonzeptes ist aber erst zu einem Zeit-
punkt zu entscheiden, zu dem solche Techniken tatsächlich

einsatzbereit und entsprechende Erfahrungen verfügbar sind.

Zwei in anderen Ländern praktizierte Endlagerverfahren sind
in dem deutschen Entsorgungskonzept nicht enthalten: die
oberflächennahe Lagerung und die Meeresversenkung radio-

aktiver Abfälle. Über die Einbeziehung der oberflächen.

nahen Lagerung bestim mter Abfälle in das deutsche Ent-
sorgungskonzept kann derzeit schon aus dem Grunde nicht
entschieden werden, weil die Voraussetzungen und Rand-

bedingungen, unter denen ein Einsatz dieses Verfahrens
in der Bundesrepublik Deutschland erwogen werden könnte,
noch nicht genügend untersucht sind.

Nicht zur Diskussion hingegen steht für die Bundesregierung

eine deutsche Beteiligung an der Versenkung radioaktiver
Abfälle ins Meer. Nach dem Ratifizierungsgesetz zum Über-
einkommen zur Verhütung der Meerverschmutzung durch das
Einbringen von Abfällen durch Schiffe und Luftfahrzeuge

von 1977 darf die Erlaubnis zum Einbringen von Abfällen
ins Meer nur erteilt werden, wenn die Beseitigung an Land

nicht ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit

oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich

ist und wenn durch das Einbringen keine nachteilige Verän-
deru ng der Beschaffenheit des Meerwassers zu besorgen ist.

Nach heutigem Kenntnisstand lassen sich jedoch alle Abfall-
arten an Land beseitigen. Dies gilt auch für die sogenannten
Sonderabfälle. Beispielsweise stehen für die Beseitigung

tritiumhaitiger Abwässer aus der Wiederaufarbeitung die von
der DWK beantragten Verfahren der Zementierung mit an-
schließender Endlagerung und die Tiefenversenkung zur

Verfügung.

Unbeschadet dieser Haltung wirkt die Bundesregierung je-

doch aus forschungspolitischen Gründen bei einschlägigen
internationalen Untersuchungen zur Meerversenkung radio-

aktiver Abfälle mit.

Andere Endlagerverfahren, wie zum Beispiel das Tiefbohr-
i ochverfahren oder die i n-situ-Verfestigu ng tritiu mhaltiger
Abwässer, haben eine gute Chance, später das derzeitige
Endlagerkonzept des Bundes für feste radioaktive Abfälle
zu ergänzen, das derzeit ausschließlich auf der Einlagerung
in bergmännisch erschlossenen tiefen geologischen Forma-
tionen basiert. Bei Festlegung auf dieses Konzept haben we-
niger die Kosten als die Sicherheit der Bevölkerung im Vor-
dergrund gestanden.

Das Endlagerkonzept des Bundes sieht zwei einander ergän-
zende Vorhaben vor. Ziel ist, das Endlager Gorleben noch
in diesem Jahrhundert und ein zweites Endlager, vorgesehen

hierfür ist das ehemalige Eisenerzbergwerk Konrad bei Salz-
gitter, noch in diesem Jahrzehnt in Betrieb zu nehmen. Ob
dieses Ziel erreicht wird, hängt natürlich davon ab, daß in
den atomrechtlichen Planfeststellungsverfahren positive Be.
schlüsse ergehen. Von der Darlegung technischer Einzelheiten
soli im Hinblick auf die weiteren Beiträge dieser Veranstal-

tung abgesehen werden. Erwähnt werden soli nur noch,
daß vorgesehen ist, Gorleben schon im Hinblick auf seine
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möglichst baldige Inbetriebnahme von allen experimentellen
Arbeiten frei zu halten.

Die notwendigen gorlebenrelevanten Untersuchungen werden
vielmehr vorlaufend in der Asse durchgeführt. Unter Berück-

sichtigung des Vorranges dieser Forschungs- und Entwick-
lungsarbeiten wird im übrigen derzeit geprüft, unter welchen
technischen, finanziellen und zeitlichen Bedingungen eine

Endlagerung radioaktiver Abfälle in der Asse möglich sein

könnte.

Die Errichtung eines Endlagers für radioaktive Abfälle ist
eine echte Pioniertat: zwar liegen weltweit in Teilbereichen

Erkenntnisse vor, doch keine vollständigen Erfahrungen, auf

die die PTB bei ihren Arbeiten zurückgreifen könnte. Viel-
leicht verführt das Fehlen solcher Erfahrungen manchen zu
der Annahme, ein Endlager für radioaktive Abfälle sei doch
nichts anderes als jedes "normale" Bergwerk, nur mit dem
Unterschied, daß hier keine Bodenschätze gefördert, sondern

Strecken und Kammern mit radioaktiven Abfällen verfüllt
werden. Diese Auffassung ist, weil sie die nukleartechnischen
und strahlenschutztechnischen Belange und den Umfang
der hierbei gegenüber den Genehmigungsbehörden zu führen-
den Nachweise vergißt, abwegig. Umgekehrt kann und darf
aber auch nicht ausgeschlossen werden, daß das Fehlen von

unmittelbar anwendbaren Erfahrungen aus der Errichtung
und dem Betrieb von Endlagern zu Ansätzen führen kann,
die sich später zum Beispiel als unnötig konservativ heraus-
stellen. Deshalb gilt es, Kontrollen in das System einzubauen
und zu versuchen, sich unbeschadet aller Langfristigkeit der
Zielsetzungen eine hinreichende Flexibilität des Systems

zu bewahren.

Dies gilt auch hinsichtlich der Organisationsstrukturen.

Effiziente Arbeit verlangt im Hinblick auf den im Endlager-

bereich notwendigen hohen Personal- und Kap italeinsatz
eine kompetente Mannschaft. Zahlreiche private und staat-
liche Stellen sind im Auftrage der PTB tätig und unterstützen
deren gut 50 Mitarbeiter auf dem Gebiet der Sicherstellung
und Endlagerung radioaktiver Abfälle. Die Zusammenarbeit
so vieler verschiedener Institutionen erfordert von der PTB
eine straffe Arbeitsorganisation, um Leerlauf, unnötige oder
Doppelarbeit zu vermeiden. Zweifellos ist die PTB vorrangig
verpflichtet, bei den von ihr zu beantragenden Endlagern

die nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erforder-
liche Schadensvorsorge zu treffen. Ebenso zweifellos aber
hat die PTB auch die Verpflichtung, mit dem ihr von den
Abfallverursachern zur Verfügung stehenden Geld nach
Art ordentlicher Kaufleute umzugehen.

Für die Aufgabenabwicklung im Endlagerbereich ist von
besonderer Bedeutung, daß die PTB von der im Atomgesetz

ausdrücklich eingeräumten Möglichkeit Gebrauch gemacht
hat, sich bei der Erfüllung ihrer Pflichten der Mitarbeit eines

Dritten zu versichern. Dies ist die Deutsche Gesellschaft zum
Bau und Betrieb von Endlagern für Abfallstoffe, abgekürzt
DBE. Die Zusammenarbeit zwischen PTB und DBE ist in
einem Kooperationsvertrag geregelt, der im Ju ni 1984 neu
gefaßt wurde, um eine weitere Verbesserung der Effizienz
zu erreichen.

Mit dem Kooperationsvertrag hat die PTB die OBE beauf-
tragt, als Dritter die Planung und Errichtung der Anlagen des
Bu ndes zur Sicherstellung und zur Endlagerung radioaktiver
Abfälle wahrzunehmen. Die Vorgaben der PTB werden von
der 0 BE eigenständig ausgefüllt. Die PTB selber bleibt ver-
antwortlich für Errichtung und Betrieb dieser Anlagen und
ist insbesondere in dieser Eigenschaft Antragstellerin in den
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atomrechtlichen Verfahren und eventuellen sonstigen Ver-
waltungsverfahren.

Von der im Atomgesetz eingeräumten Möglichkeit, sich bei
der Erfüllung bestimmter Pflichten eines Dritten zu bedie-
nen, wurde Gebrauch gemacht, um - wie es im Koopera-

tionsvertrag heißt - "die sachgerechte und wirtschaftliche

Nutzung der aus Forschungs- und Entwicklungsvorhaben

sowie der in der i ndustrie bereits vorhandenen Kapazitäten
und Erfahrungen zu erleichtern".

Im Hinblick auf dieses Ziel wurde Mitte dieses Jahres zusätz-
lich zu den bisherigen drei Gesellschaftern der OBE die DWK
als vierter Gesellschafter aufgenommen. Zweck dieses Schrit-
tes war einerseits, das bei der D BE verfügbare kerntechnische
Know.how zu intensivieren, andererseits die Verursacher ra-
dioaktiver Abfälle in die Verantwortung für die Endlagerung
einzubeziehen, also das der gesamten Umweltschutzpolitik
zugrunde liegende Verursacherprinzip zu stärken.

Die Neuregelung der Zusammenarbeit von PTB und OBE
und die Erweiterung des DBE-Gesellschaftskreises wird be-

gleitet durch ein Bündel weiterer Maßnahmen, die die Effi-
zienz der DBE-Arbeit, aber darüber hinaus auch die Ver-

ständigung der Beteil igten untereinander verbessern solL.
Als Beispiele dafür sind

- Neustrukturierung des D BE-Aufsichtsrates mit erweiter-
ten Einwirkungsmöglichkeiten von seiten der Vertreter
des Bundes,

- projektorientierte Neustruktu rierung der D BE.internen

Organisation,

- Einrichtung eines Gesprächskreises Entsorgung bei der

Bundesregierung, dem neben Vertretern der mit Ent-

sorgungsfragen befaßten Bundesressorts Vertreter der
Elektrizitätswirtschaft und die PTB angehören.

Bereits vor einiger Zeit hatte sich auch der die atomrecht-
lichen Behörden des Bundes und der Länder umfassende

Länderausschuß für Atomkernenergie eine neue, wirksamere
Organisationsstruktu r gegeben.

Schluß
Zur nuklearen Entsorgung haben Bund, Länder und Abfall-
veru rsacher entsprechend ihrer jeweiligen Verantwortung
beizutragen. Die zeit. und bedarfsgerechte Realisierung der

Entsorgungsanlagen erfordert wirksame Strukturen und enge
Kontakte zwischen allen beteiligten Stellen. Die Voraus-
setzungen hierfür sind geschaffen, ihre Bewährung zumin-
dest teilweise bereits erfolgt.

Das deutsche Entsorgungskonzept hat sich ehrgeizige, aber
realistische Ziele gesetzt. Es ist darauf angelegt, daß die Ent-
sorgungsanlagen so rasch errichtet werden, wie dies ohne Ab-
striche an der Sicherheit möglich ist. Es muß unsere Aufgabe
bleiben, dieses System regelmäßig auf seine Bewährung und
Effizienz hin zu überprüfen.

Mit unserem Entsorgungskonzept haben wir, auch weltweit
gesehen, überzeugende Erfolge erzielen können. Für die näch-
ste Zeit gibt es insbesondere zwei Arbeitsschwerpunkte

1. die Standort- und Bauentscheidung für eine Wiederauf-

arbeitungsanlage zügig zu treffen, um die hier bislang

noch vorhandene Lücke im Kernbrennstoffkreislauf zu
schließen und

2. alle Anstrengungen zu unternehmen, damit noch in die-
sem Jahrzehnt das erste Endlager für radioaktive Abfälle
in Betrieb genommen werden kann.



Diskussion

G. Dreyer (Interatom):

Auf die Absenkung radioaktiver Abfälle im Meer sollte wegen
der negativen Erfahrungen nachdrücklich verzichtet werden.
Die Bundesregierung sollte in der EG entsprechende Schritte
unternehmen.

A. Matting (BMI):
Die Meeresversenkung radioaktiver Abfälle steht für die
Bundesregierung nicht zur Diskussion. Ich verweise hierzu

nochmals auf die Ausführungen im Rahmen meines Vortra-ges. _ "',," '
E. Hicken (G RS):

Für wie lange kann man für Gorleben und Konrad Abfälle
liefern?

A. Matting (BMI):
Nach den gegenwärtigen Planu ngen soli Konrad etwa 20 Jah-
re in Betrieb sein können. Diese Zahl ist dem zusammenfas-
senden Bericht, den die PTB veröffentlicht hat, entnommen.
Genau kann man das nicht angeben, weil es abhängen wird
von den weiteren Erkundungsergebnissen, der Weiterentwick-

lung der anfallenden Abfallmengen, der Fortentwicklung

von Konditionierungsverfahren usw. Es wird sich auch ganz
wesentlich nach dem Preis richten, der für die Endlagerung
erforderlich sein wird. Wenn die Preise steigen, wird sich
erfahrungsgemäß die Menge des anfallenden Abfalles ver-
ringern.

Für Gorleben hat man etwa eine Betriebszeit von 50 Jahren
vorgesehen. Diese Angabe ist allerdings sehr unscharf, weil
die untertägige Erku ndung gerade erst begonnen hat und
ohne Kenntnis der Ergebnisse dieser untertägigen Erkun-
dung nur Willenserklärungen abgegeben werden können,

aber keine belastbaren wissenschaftlichen Aussagen.

J. Hacker (GKN):
Staatssekretär Kroppenstedt hat erklärt und Sie haben es
ebenfalls angedeutet, daß die Bundesregierung das lang-

fristige Ziel hat, alle Entsorgungsschritte aus Gründen der
Entsorgungssicherheit im Inland zur Verfügung zu haben.
Nun ist es aber auch das Ziel der Bundesregierung, lang-

fristig die Europäischen Gemeinschaften zu einer Euro-
päischen Union weiterzuentwickeln, so daß dann zum
Beispiel die Wiederaufarbeitungsanlagen in Frankreich

und England den Charakter von Inlandsanlagen bekämen.

Wird dadurch nicht dem Festhalten am langfristigen Aufbau
einer deutschen Wiederaufarbeitungsanlage die Begründung
"notwendiger Inlandsentsorgungsschritt" entzogen? Ist es
dann wirklich noch ein sinnvolles Ziel, in jeder Region des
neuen Europas über alle Entsorgungsschritte selber zu ver.

, fügen?

A. Matting (BMI):
Eine Europäisierung der Entsorgungsanlagen ist sicher
keine schlechte Vorstellung, sie deutet sich aber derzeitig
nicht an. Der entscheidende Punkt scheint mir die Endlage-

rung der radioaktiven Abfälle zu sein. Wenn wir im Ausland
wiederaufarbeiten ließen, läge wegen der bei uns weit fort-

geschrittenen Arbeiten der Wunsch auf der Hand, daß die
anderen Länder dann ihre Abfälle zum Beispiel in Gorleben
endlagern wollen. Ich weiß nicht, wie das Land Niedersach-

sen, die Kommunalpolitiker oder die Bevölkerung vor Ort

diesen Problembereich beurteilen werden, wenn bei ihnen
nicht nur die Abfälle aus der Bundesrepublik, sondern aus

ganz Europa endgelagert werden sollen.

J. Fidorra (G RS):

Für die Zukunft ist zu erwarten, daß konventionelle Schad-

stoffe ebenfalls in Tieflagern endgelagert werden. Kann im
Prinzip in ein Endlager gleichzeitig nuklearer und konven-

tioneller Abfall eingelagert werden?

A. Matting (BMI):
Wir haben hier ja ein konkretes Beispiel, nämlich Herfa-

Neurode. Oa haben Sie in einem bergmännisch aufgefahre-
nen Salzbergwerk die Einlagerung konventioneller Abfall-
stoffe. Das Modell Herfa-Neurode ließe sich im theore-
tisch-abstrakten Sinne auch auf Endlager für radioakti-
ve Abfälle übertragen. Es wäre natürlich eine entsprechen-
de Sicherheitsanalyse zu erstellen und selbstverständlich
eine Genehmigung zu erteilen, die wiederum einen ent-
sprechenden Antrag voraussetzt. Weder für Gorleben noch
für Konrad sind solche Anträge gestellt worden.

E. Merz (KFA):
Ich habe mit Genugtuung zur Kenntnis genommen, daß die

Bundes'regierung die Möglichkeit der oberflächen nahen De-

ponierung spezieller radioaktiver Abfälle nicht grundsätz-

lich ausschließt. Sie wiesen zu Recht darauf hin, daß für
eine Entscheidung aber noch eine Reihe von Randbedin-

gungen nicht genügend gut bekannt sind. Es scheint mir,
daß eine Deponierung gewisser schwachradioaktiver Abfall-
sorten, ich denke vor allem an die großen Volumina aus der
Stillegung kerntechnischer Anlagen, sehr wohl mit gleicher
Sicherheit möglich sein dürfte, wie dies im tiefen geologi-
schen Untergrund der Fall ist. Der Kostengesichtspunkt muß
hier neben der Sicherheit zur Beurteilung herangezogen wer-

den. Es erscheint angebracht, dieses gewiß heikle Thema -
trotz einer eher ablehnenden Einschätzung durch die Öffent-
lichkeit- umfassend auf ihr Eignungspotential zu unter-

suchen und dann auf der Basis von Aufwand und Risiko
anhand von sicherheitstechnischen Fakten zu entscheiden.
Meine Frage ist kurz gefaßt, inwieweit die Bundesregierung

durch die Ministerien BMFT und BMI zielorientierte For.
schungs- und Entwicklungs-Arbeiten in Zukunft zu fördern

gedenkt.

A. Matting (BMI):
Die oberflächen nahe Lagerung habe ich nicht grundsätzlich
ausgeschlossen, es ist ja ein sehr viel praktiziertes Verfahren
zum Beispiel in Frankreich, USA und anderen Ländern. Wir
unterstellen diesen Ländern kein geringeres Sicherheitsbe-
wußtsein.

Wir lassen - das gilt für den BMI - in gewissem Umfang die
Möglichkeiten einer oberflächennahen Lagerung vom Grund-
satz her untersuchen. Wir sehen nicht unsere Verantwortung
darin, dieses Verfahren bis zur technischen Reife zu entwik-
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kein. Es sind hier sicher noch einige wesentliche Schritte

nachzutragen, bevor man sagen kann, daß die oberflächen-
nahe Lageru ng auf der Basis gesicherter Erkenntnisse bean-
tragt werden könnte. Auch scheint mir eine direkte Übertra-
gung der im Ausland gesammelten Erfahrungen nicht möglich
zu sein. So müssen zum Beispiel die in der Bundesrepublik
herrschenden klimatischen Verhältnisse und die geologische
Situation berücksichtigt werden.

R. Neider (BAM):
Sie haben gesagt, daß die PTB bei der Festlegung der Strah-
lenschutzziele während der Betriebs- und Nachbetriebsphase
des Endlagers Gorleben oder Konrad vom 30-mrem-Konzept
ausgeht. Dies tut die PTB doch aufgrund von "Sicherheits-
kriterien für die Endlagerung radioaktiver Abfälle in einem
Bergwerk", die vom BMI veröffentlicht wurden. Hat es einen
Grund, daß Sie diese Kriterien nicht erwähnt haben?

Glauben Sie, daß es gerechtfertigt ist, das 30-mrem-Konzept
nicht nur für die Betriebsphase zu fordern, wo es meiner An-

sicht nach aufgrund § 45 der Strahlenschutzverordnung ange-

wendet werden muß, sondern auch für die Nachbetriebsphase
in einer sehr fernen Zukunft, zum Beispiel in 10000 Jahren?

A. Matting (BMI):
Die Anwendung des 30-mrem-Konzepts auf den von Ihnen

genannten Fall ist zwar in einer BMI-R ichtlinie enthalten,
diese ist aber in Zusammenarbeit mit der RSK und der SSK
entstanden. Der BMI hat sich da dem Rat seiner Beratungs-
gremien angeschlossen.

Die Anwendung des 30-mrem-Konzeptes auf die Nachbe-
triebsphase ist durchaus gerechtfertigt. Wir haben es hier im
übrigen mit Planungswerten zu tun. Im Rahmen des Plan-
feststellungsverfahrens wird nachzuweisen sein, daß auch bei
Zugrundelegung konservativer Berechnu ngsverfahren diese
Werte nicht überschritten werden. Wir wollen der Bevölke-

rung in der Nach-Betriebsphase keine höheren Strahlen-

expositionen zumuten als der Bevölkerung in der Betriebs-
phase. Das Sicherheitsniveau - auch für zukünftige Genera-

tionen - wird auf dem Niveau gehalten, das wir als ver-
antwortbar anerkennen.

E. Hicken (GRS):
Kann man - bzw. ist geplant - in der Asse hochradioaktive
Abfälle (HAW) endzulagern?

A. Matting (BMI):
Wir untersuchen derzeit intensiv die Randbedingungen, unter
denen eine Endlagerung radioaktiver Abfälle in der Asse in
Frage kommen könnte. HAW wird hierbei jedoch nicht be-
rücksichtigt.

Forschung für die Sicherheit des Brennstoffkreislaufs

Von M. Popp 1)

Kurzfassun9
Die friedliche Nutzung der Kernenergie befindet sich heute
in der Phase der vollen Industrialisierung des Brennstoff-
kreislaufes. Die Forschung für die Sicherheit des Brennstoff-
kreislaufs bleibt jedoch langfristig eine staatliche Aufgabe.

Eine besondere staatliche Mitverantwortung besteht bei der
Entwicklung von Konzepten und Technologien für die
Durchführung internationaler Sicherungskontrollen, um die
ausschließlich friedliche Verwendung der spaltbaren Materia-
lien zu gewährleisten. Dies schließt sowohl die Effektivität
der angewendeten Kontrollen wie auch ihre Vertäglichkeit
mit den wirtschaftlich.technischen Rahmenbedingungen gro-
ßer industrieller Brennstoffkreislaufanlagen ein.

Anfang 1985 werden die Ergebnisse probabilistischer Unter-
suchungen für verschiedene Teilbereiche des Brennstoff-
kreislaufs im Rahmen des Projekts Sicherheitsstudien Ent-
sorgung erwartet. Die Ergebnisse der Untersuchungen, ob

die direkte Endlagerung abgebrannter Brennelemente ent-

1) Ministerialdirigent Or. Manfred Papp, 8undesministerium für
Forschung und Technologie, Bann
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scheidende sicherheitstechnische Vorteile gegenüber der
Entsorgung mit Wiederaufarbeitung aufweist, werden in
Kürze erwartet.

Fragen der Sicherheit des Brennstoffkreislaufs bleiben ein
umfassendes Thema, das auch bei der jetzt von unserer
Wirtschaftsordnung gebotenen Neuregelung lJer Verant-
wortungsbereiche von Staat und Wirtschaft weiterhin eine
besonders enge Zusammenarbeit bei der Bereiche erfordert.

Abstract
The peaceful utilization of nuclear energy is presently in the
stage of fully industrializing the nuclear fuel cycle. Research
work on the safety of the fuel cycle remains, however, on

a long-term basis a task of the federal authorities. To a large
degree these authorities share in the responsibility for the
development of concepts and technologies concerning the
performance of international safeguard controls, which
assure that fissile materials be exclusively used for peaceful
purposes. This responsibility includes the effectiveness of
performed controls as weil as their compatibility with the
economic and technical conditions, large industrial plants
of the nuclear fuel cycle are submitted to.



Early in 1985 results of probabilistic assessments performed
for several parts of the nuclear fuel cycle in the framework
of the project "Safety studies - nuclear waste management"
are expected. Assessment results on the question whether

or not direct ultimate storage of spent fuel elements offers

decisive safety advantages in comparison to a waste disposal
with previous reprocessing are expected soon.

Questions on the safety of the nuclear fuel cycle remain a

comprehensive theme, that under the redistribution of
responsibilities between state and industry as it is demanded
by the present economical conditions, even in future requires
a very close cooperation between these two domains.

In diesem Jahr beträgt der Anteil der Kernenergie bei der

öffentlichen Stromerzeugung in der Bundesrepublik Deutsch-
land rund 25 %. Bedingt durch die Fertigstellung einer Reihe
in Bau befindlicher Kernkraftwerke wird dieser Anteil in
den nächsten Jahren rasch ansteigen und bald nach 1990
mit rund 35 % den Anteil der Steinkohle an der Stromer-
zeugung zumindest erreichen und den Anteil der Braun-

kohle deutlich übertreffen. Die Kernenergie wird dann,

35 Jahre nach Beginn der Entwicklung, zur wichtigsten
Energiequelle für die Stromerzeugung in der Bundesrepublik
Deutschland geworden sein. Sie erreicht damit eine Gesamt-
kapazität von rund 23000 MW um 1990. Der Anteil liegt
auf einem niedrigerem Niveau als früher vorhergesagt, ist
aber, relativ zur gesamten Energieverbrauchsentwicklung,

doch ein großer Erfolg. Wie an dem gegenwärtigen Ausblei-

ben neuer Kernkraftwerksaufträge abzulesen ist, wird der
weitere Zubau von Kernkraftwerken nach Erreichen dieser
Marke langsamer voranschreiten, falls sich die gegenwärtige
Verbrauchsentwicklung nicht langfristig wieder deutlich
verändert. In dieser Phase der Kernenergieentwicklung ver-

lagert sich deshalb Mitte der 80er Jahre die Dynamik vom
Kraftwerksbau zum zugehörigen Brennstoffkreislauf, bei
dem in diesen Jahren die schon länger eingeleitete Über-
leitung in die Verantwortung der Wirtschaft weitgehend zum
Abschluß kommt.

Die Uranversorgung wird dabei schon seit längerem im

wesentlichen ohne entscheidende staatliche Unterstützung
von der Versorgungswirtschaft selbst sichergestellt. Einzelne
langfristige Explorationsvorhaben werden allerdings noch
im Rahmen der allgemeinen Förderungsprogramme des Bun-
desministeriums für Wirtschaft unterstützt. Während die
9.egenwärtige Uranversorgungslage durch ein erhebliches
U berangebot mit entsprechendem Preisverfall gekennzeich-
net ist, sind längerfristig durchaus Vorsorgemaßnahmen für
mögliche Uranverknappung und -verteuerungen angezeigt,
die aber von der Versorgungswirtschaft auch ohne besonde-

res staatliches Engagement durchgeführt werden können.

Bei der Urananreicherung nach dem Zentrifugenverfahren
haben die seit 1970 gemeinsam mit Großbritannien und den
Niederlanden durchgeführten Forschungs- und Entwicklungs-

programme zu .einer sehr erfolgreichen Technologieentwick-
lung geführt, deren Entwicklungsstand jetzt eine volle wirt-
schaftliche Bewährung auf dem Weltmarkt erwarten läßt,
selbst wenn gegenwärtig durch Überkapazitäten vor allem
in den USA und in Frankreich ein sehr scharfer wirtschaft-
licher Wettbewerb besteht. Zur Zeit wird deshalb auch über
eine vorzeitige Beendigung der staatlichen Förderung der im
Aufbau befindlichen Demonstrationsanlagen verhandelt.

Seit der Gründung der Deutschen Gesellschaft für Wiederauf-
arbeitung von Kernbrennstoffen (DWK) hat die Industrie die

Verantwortung für die in ihrem Zuständigkeitsbereich liegen-
den Schritte der Entsorgung von Kernkraftwerken, der Zwi-
schenlagerung abgebrannter Brennelemente, der Wiederaufar-
beitung und der Abfallbehandlung übernommen. Ein erstes
Zwischenlager für abgebrannte Brennelemente in Gorleben

ist inzwischen betriebsbereit; ein Bauvorhaben für ein zweites
Zwischenlager dieser Art in Ahaus ist auf gutem Wege. Eine
Wiederaufarbeitungsanlage mit rund 350 t Jahreskapazität

wurde auf der Grundlage eines sehr modernen technischen

Konzeptes geplant; zwei Angebote verschiedener I ndustrie-
gruppierungen liegen für zwei auch im bisher durchgeführ-

ten Genehmigungsverfahren parallel verfolgte Standorte
in Bayern und Niedersachsen vor; eine Entscheidung über

Standortauswahl und Baubeginn ist für den Dezember

dieses Jahres angekündigt. Damit steht der gewichtigste

Schritt für die Übernahme industrieller Verantwortung

im Leichtwasserreaktor-Brennstoffkreislauf unmittelbar be-
vor.

Auch in dieser Situation bleiben jedoch wichtige Aufgaben
im Verantwortungsbereich des Staates. Dazu zählt vor allem
die Gewährleistung der Sicherheit der Anlagen des Brenn-

stoffkreislaufs, einerseits durch Genehmigung und Aufsicht,
andererseits über begleitende und überprüfende Forschungs-
vorhaben. Darüber hinaus verbleibt der letzte Schritt des
Brennstoffkreislaufs, die Endlagerung der radioaktiven

Abfälle, entsprechend den Regelungen des Atomgesetzes in

direkter staatlicher Verantwortung.

Oabei hat die Frage der Sicherheit im Kernbrennstoffkreis-

lauf eine andere Bedeutung als bei Kernkraftwerken und

stellt sich auch für die verschiedenen Schritte des Brennstoff-
kreislaufs in unterschiedlicher Form, wenn es auch hier das
grundlegende Ziel ist, die verwendeten radioaktiven Materia-
lien so zuverlässig und vollständig wie möglich von der be-
lebten Sphäre fernzuhalten. An dieser Stelle muß gerade

in der aktuellen Situation allerdings auf eine Besonderheit

des Brennstoffkreislaufs bei der Kernenergienutzung im

Vergleich zum Umgang mit anderen Brennstoffen hinge-
wiesen werden: Der Brennstoffkreislauf bei der Kernenergie
ist grundsätzlich von der Biosphäre abgeschlossen; das Vor-

gehen bei Genehmigung und Sicherheitsforschung richtet
sich deshalb darauf, die geringen Emissionen der Anlagen

im Normalbetrieb und im Störfall so weit wie möglich ein-
zugrenzen. Die Verbrennungsprodukte fossiler Energiequel-
len werden dagegen grundsätzlich an die Umwelt abgegeben,
wobei gegenwärtig verstärkt versucht wird, durch Entschwe-
felungs- und Entstickungsanlagen für Kraftwerke oder Kata-
lysatoren bei Automobilen den Umfang dieser Emission deut-
lich zu vermindern. Auch wenn die Gefährdungspotentiale

der in den bei den Fällen freigesetzten Emissionen nicht ver-
gleichbar sind, so ist es doch angebracht, auf diesen grund-

sätzlich anderen Ansatz im Kernbrennstoffkreislauf hinzu-
weisen.

Bei der Betrachtung von Sicherheitsfragen kann man den
vorderen Teil des Brennstoffkreislaufs weitgehend ausklam-
mern. Da in der Bundesrepublik Deutschland kein nennens-

werter Abbau von Uran betrieben wird, wird dem an sich
durchaus bedeutsamen Problem der Emissionen radioaktiver
Stoffe beim Uranbergbau bei uns in der Forschung nur ge-

ringe Priorität beigemessen. Bei Urankonversion, Uranan-

reicherung und Brennelementfabrikation ist im allgemeinen

nur relativ schwach radioaktives Material in der Bearbeitung,
so daß hier keine spezifischen nuklearen Sicherheitsprobleme
zu bearbeiten sind. Die Forschung für die Sicherheit des
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Brennstoffkreislaufs konzentriert sich daher auf den Bereich
der Entsorgung. Auch hier ist aber ein Vergleich mit den
Sicherheitsfragen bei Kernkraftwerken nicht möglich, weil
zwar im ganzen sehr viel größere Mengen an radioaktiven
Spaltprodukten gehandhabt werden, für denkbare Frei.
setzungsmechanismen aber ganz andere Randbedingungen

vorliegen als bei Kernkraftwerken. Bei der Endlagerung

schließlich geht es um die Aufgabe, den erforderlichen Ab-
schluß der radioaktiven Abfälle von der Biosphäre über sehr

lange Zeiträume zuverlässig sicherzustellen.

Damit ist im weiteren Sinne die Sicherstellung der Entsor-
gung überhaupt ein wichtiges und zentrales Element der
sicheren Nutzung der Kernenergie. Dabei hält sich in vielen
politischen und öffentlichen Diskussionen heute noch immer
der Vorbehalt, daß die Entsorgung der Kernkraftwerke

nicht gesichert sei oder zumindest das Vorantreiben geeigne-
ter Lösungen zu lange vernachlässigt wurde. Dieser Einschät-
zung mu ß aus fachlicher Sicht deutlich widersprochen wer-
den. 'Die Entwicklung von Technologien zur nuklearen Ent-
sorgung zählte schon wenige Jahre nach ihrer Gründung zu
den wichtigere Aufgaben der Kernforschungszentren in der
Bundesrepublik Deutschland, vor allem im Kernforschungs-

zentru'm Karlsruhe. 0 ort wurde schon inden 60erJahren die'
erste LaborwiederaufarbeMngsanl3ge (MI L LV) ; die 'auch

für hochabgebrannte Brenneiementegeeigiwt ist; konzipiert
und realisiert; 1967 wurde mit dem Bau der Wiederaufar-
beitungsanlage (WAK) in Karlsruhe begonnen. 1964 erwarb
der Bund das Salzbergwerk ASSE ii als Versuchsanlage für
die Durchführung von Forschungs- und Entwicklungsvor-

haben zur Endlagerung der verschiedenen Kategorien radio-
aktiver Abfälle. 1974 wurde das Konzept eines integrierten
Entsorgungszentrums entwickelt und vorgestellt, das nach
dem Scheitern der Pläne eines großen Entsorgungszentrums

in Gorleben 1979 zu einem integrierten Entsorgungskonzept
umgewandelt wurde. Bereits Anfang der 70er Jahre begann
die Suche nach einem geeigneten Salzstock für den Bau eines
Endlagers für alle Arten radioaktiver Abfälle einschließlich
der hochaktiven Abfälle. Seit rund fünf Jahren verläuft plan-
mäßig die Erkundung des Salzstocks Gorleben auf seine
Eignung zur Einrichtung eines solchen Endlagers. Damit
sind die Entwicklung und die Realisierung der nuklearen

Entsorgung in der Bundesrepublik Deutschland weiter voran-
geschrittenais in praktisch jedem anderen Land der Welt.

Sicherheit ist ebenso wie bei Kernkraftwerken auch bei den
Technologien des Brennstoffkreislaufs ein integrierender
Faktor der Technik selbst. Es gibt deshalb keine von der
Entwicklung der Technologien vollständig zu trennende
eigenständige Sicherheitsforschung. Am wenigsten gilt dies
noch für analytische Untersuchungen, die eine Bestimmung
und Bewertung des Risikos nuklearer Anlagen zur Folge ha-
ben. Hier ist auch für den Bereich der Entsorgung in ähn-

licher Weise wie bei den Risikostudien für Kernkraftwerke

mit der Gründung und Durchführung des Projekts "Sicher-
heitsstudien der Entsorgung" (PSE) ein Versuch einer zu-
sammenfassenden Darstellung und Bewertung der Risiken
unternommen worden. In diesem Projekt arbeiten seit 1979
mehrere Arbeitsgruppen in Einrichtungen der Industrie,
Großforschung und Hochschulen an der Entwicklung und

Erprobung von Methoden und Modellen, um die mit den An.
lagen zur nuklearen Entsorgung verbundene Strahlenbe-

lastung in Form einer Sicherheitsanalyse bestimmen zu

können. In einem Teilprojekt wird ein sicherheitsanalytisches
Instrumentarium für oberirdische Anlagen der Entsorgung
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einschließlich Transporte entwickelt; in einem zweiten Teil-
projekt wird ein entsprechendes sicherheitsanalytisches

Instrumentarium für das geologische Endlager entwickelt.
Die neu entwickelten Instrumentarien werden mit Fallbei-
spielen auf Anwendbarkeit und Aussagekraft getestet, wobei
über zukünftige Anwendung noch nicht entschieden ist.

Das Projekt wird Ende 1984 abgeschlossen. Oie Ergebnisse
werden als Endbericht voraussichtlich Anfang 1985 veröf-
fentlicht. Wegen eines starken Außeninteresses wurden ver-
schiedene Zwischenberichte bereits zur Veröffentlichung
freigegeben. Zu ihrer endgültigen Bewertung sollte aber der
ausführliche Endbericht herangezogen werden. Dies wurde
offenbar in der Öffentlichkeit nicht immer bedacht.

Bei den Studien für oberirdische Anlagen der Entsorgung

im PSE geht es um die ModelIierung der Freisetzung von
Radionukliden aus Anlagen der Zwischenlagerung, Wieder-

aufarbeitung und Abfallbehandlung in einer projektunab-

hängigen und standortübergreifenden Vorgehensweise.

Bei den Studien für den Transport radioaktiver Stoffe geht es
um die Modeliierung einer angenommenen Freisetzung von
Radionukliden aus Transportbehältern bei Unfällen während
des außerbetrieblichen Transports radioaktiver Stoffe zwi-
sèhen Kemkraftwerkeriund den Anlagen zur Entsorgung

,und Ilrennstpffrückfi.ru,ng.~ Ine beideí.;ireilstudien l(erden
prölialiilistiSche" Metlioden zunBèw~rtul1§': der.;lrìl1iviâu-al"
und Kollektivdosen angewandt. Ergänzend wird ein verein-
fachtes Verfahren zur Ermittlung der möglichen Belastung
von Betriebspersonal und Bevölkerung beim bestimmungs-
gemäßen Transport entwickelt.

Oie Arbeiten zu sicherheitsanalytischen Modellen für ein
Endlager in einem Salzstock konzentrieren sich auf die
Nachbetriebsphase des Endlagers für radioaktive Abfälle.
Sie verfolgen das Ziel, ähnlich wie bei den Sicherheitsanaly-

sen für oberirdische Anlagen, die Schutzwirkung der einzel-
nen Barrieren - in diesem Fall sowohl technischer als auch

geologischer Barrieren - zu verstehen, abzuschätzen und

zu modellieren. Oa ein experimenteller Nachweis für die

Richtigkeit einer Prognose für die langen zu betrachtenden
Zeiträume - tausende von Jahren - nicht erbracht werden

kann, soli die Sicherheitsanalyse für diesen Bereich so weit

wie möglich auf allgemeingültige Naturgesetze gestützt und
durch Erfahrungen aus dem Betrieb von Bergwerken und aus

der Beobachtung geologischer Vorgänge untermauert werden.
Mit dem angenommenen Ereignis "Wasserzutritt in die Rest-
hohlräume des Endlagers" wird versucht, deterministisch die
mögliche Gefährdung aus diesem hypothetischen Ereignis
zu ermitteln. Grundlagen der ModelIierung sind bisher die

vorläufige standortunabhängige Planung für ein Endlager

in einem Salzstock und die bisher bekannten hydrogeolo-

gischen und hydromechanischen Kenntnisse für den Standort
Gorleben. Erst nach Vorliegen der Ergebnisse der untertägi-
gen Erkundung des Salzstocks sowie weiterer laufender
Untersuchungen sind die Voraussetzungen für eine abschlie-
ßende Sicherheitsanalyse gegeben.

Es besteht kein direkter Zusammenhang zwischen den For-
schungsarbeiten von PSE und den Prüfungen im Rahmen
laufender atomrechtlicher Genehmigungsverfahren für Wie-

deraufarbeitungsanlagen oder für andere Anlagen aus dem
Entsorgungsbereich. Bei der Entwicklung der sicherheits-
analytischen Berechnungsmethoden für die Endlagerung

radioaktiver Abfälle in einem Salzstock soli so vorgegangen

werden, daß ein späterer Einsatz zum Nachweis der Ein-
haltung der Schutzziele für das Endlager möglich ist. Nach.



dem das Projekt PSE unter Federführung des Hahn-Meitner-
Instituts (HMI), Berlin, durchgeführt wurde, werden die
noch folgenden ergänzenden Arbeiten zum Thema von der
Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung (GSF),
München, durchgeführt.

Ohne der Vorlage und der Bewertung des Ergebnisberichts
vorzugreifen, läßt sich aufgrund der bisherigen Ergebnisse

des Projekts Sicherheitsstudien Entsorgung schon heute

feststellen, daß sich auch durch die näheren Untersuchungen
der Risiken des Brennstoffkreislaufs keine Veränderung in

der Einschätzung der Risiken der Kernenergie ergibt und
daß sich auch in bezug auf die bereits diskutierten Fragen
im Zusammenhang mit den Risikountersuchungen für Kern-
kraftwerke die Risiken des Kernbrennstoffkreislaufs als
noch deutlich niedriger erweisen werden.

Trotzdem gibt es an vielen Stellen des Kernbrennstoffkreis-
laufs und insbesondere auch der Entsorgungstechnologien

viele Stellen, an denen sicherheitsbezogene Untersuchungen
oder Weiterentwicklungen angebracht sind. Dies gilt zum
Beispiel für die Rückhaltung bestimmter Isotope aus der
Wiederaufarbeitung, zum Beispiel Krypton, oder für die

Behandlung bestimmter spezieller Abfälle, wie zum Beispiel
tritiumhaitiger Abwässer. Bei diesen Fragen, deren Unter-
suchung zum Teil noch vom BMFT gefördert, zum Teil auch
in der Kooperation zwischen der DWK und dem Kernfor-
schungszentrum Karlsruhe bearbeitet wird, erfolgt jetzt
ebenfalls auch eine fortschreitende Übernahme der Verant-
wortung durch die Industrie, zum Teil aufgrund von zu er-
wartenden Entscheidungen in Verbindung mit dem geplan-
ten Bau der Wiederaufarbeitungsanlage. Auf diese Themen

soli hier nicht näher eingegangen werden.

Zur Forschung für die Sicherheit des Brennstoffkreislaufs
gehört auch die Untersuchung von Alternativen zu dem als
Hauptlinie verfolgten Weg in der Entsorgung. Von beson-
derer aktueller Bedeutung ist hierbei die Untersuchung, mit
der aufgrund der 1979 von den Regierungschefs von Bund

und Ländern beschlossenen Entsorgungsgrundsätze bis Mitte
der 8Der Jahre geprüft werden soli, ob die direkte Endlage-
rung von abgebran nten Brennelementen entscheidende

sicherheitsmäßige Vorteile gegenüber dem Entsorgungs-

weg mit Wiederaufarbeitung aufweist.

Zu diesem Zweck wurde im Rahmen eines Projekts "Andere
Entsorgungstechniken" (PAE). das vom Kernforschungszen-

trum Karlsruhe federführend betreut wurde, zunächst ein
technisches Konzept zur direkten Endlagerung abgebrannter

Brennelemente aus Leichtwasserreaktoren erarbeitet.

Diese Arbeiten wurden in Zusammenarbeit mit namhaften

Industrieunternehmen und unter Beteiligung der OWK
durchgeführt und führten in zwei Stufen nach Untersuchung

zahlreicher verschiedener Konzepte zur Definition eines Re-
ferenzkonzeptes, wobei als Kriterien sicherheitstechnische
Aspekte, technische Realisierbarkeit, Kosten, Aufwand für
Kernmaterialüberwachung und Rohstoffverfügbarkeit zugrun-
de gelegt wurden. Unter diesen Kriterien erwies sich das
relativ einfache Konzept des Verpackens mehrerer unter-
teilter Brennelemente in einen großen gasdichten korro-

sionsgeschützten Stahlcontainer als das verfolgenswerteste.

Auf dieses System bezogen sich die in der Folge angestell-
ten sicherheitstechnischen Untersuchungen, Realisierbarkeits-
studien, zu denen auch die Herstellung von 1 : 1 Modellen

gehört, und die ergänzend durchgeführten Wirtschaftlich-
keitsberechnungen.

Oie Ergebnisse der Studie werden Ende Dezember 1984 vor-
liegen und dann von der Bundesregierung ausgewertet wer-

den, mit dem Ziel, die im Beschluß der Regierungschefs von

Bund und Ländern vorgesehene Bewertung über entscheiden-
de sicherheitsmäßige Vorteile möglichst bald vorlegen zu

können. Zahlreiche Aussagen der Studie sind als Zwischen-
ergebnisse bereits bekannt. So zeigt es sich erwart.ngsge-

mäß, daß das Risiko für die Bevölkerung und die Beschäftig-
ten in der Kernindustrie durch die direkte Emission von

Spaltprodukten bei der Bearbeitung im Falle der direkten
Endlagerung geringer ist als bei dem Entsorgungsweg mit Wie.
deraufarbeitung. Es hat seine Ursache einfach darin, daß die
unterbleibende Bearbeitung der Brennelemente auch zu ge-
ringeren Freisetzungen an radioaktivem Material führt. Die
hieraus errechenbaren Vorteile der direkten Endlagerung in

bezug auf die Strahlenexposition sind jedoch sehr klein im
Verhältnis zur Gesamtbelastung durch den nuklearen Brenn-
stoffkreislauf. Oie wiederum ist klein gegenüber der natürli-
chen Strahlenbelastung in der Bundesrepublik Deutschland

und ihren verschieden bedingten Schwankungen. Es ist also
fraglich, ob diese Größe als "entscheidend" herangezogen

werden kann. I m übrigen stehen den berechenbaren Risiken
auch eine Reihe von kaum quantifizierbaren Risiken der
anderen Entsorgungstechniken gegenüber. Vor allem ist die
Anhäufung von Spaltmaterial, insbesondere Plutonium im
Endlager mit dem damit verbundenen, in seiner Bedeutung
schwer einschätzbaren Langzeitrisiko zu nennen. Das Pro-
blem einer realistischen internationalen Sicherungsüber-

wachung eines Endlagers, das anders als im Entsorgungsweg
mit Wiederaufarbeitung große Mengen an Spaltmaterial
enthält, ist auch noch nicht gelöst. Die umfassende Bewer-
tung der Ergebnisse der Untersuchung der anderen Entsor-

gungstechniken läßt deshalb den Nachweis entscheidender

sicherheitsmäßiger Vorteile nicht erwarten. Andererseits

erscheint nach weiterer Entwicklung eine sicherheitstech-
nische Realisierbarkeit zumindest als ergänzender Entsor-
gungsweg möglich. Ganz unabhängig von diesen Bewertungs-
fragen ist für die augenblickliche Entscheidung aber maß-
geblich, daß die direkte Endlagerung bisher weltweit noch

nie demonstriert wurde, während mit der Technik für den
Entsorgungsweg mit Wiederaufarbeitung inzwischen jahr-
zehntelange Erfahrungen vorliegen. Aus diesem Grunde hatte
der Beschluß der Regierungschefs von Bund und Ländern
über die Entsorgungsgrundsätze konsequenterweise auch

keinen Bezug zwischen der Entscheidung über den Bau

einer ersten kommerziellen Wiederaufarbeitungsanlage und

der Entscheidung über die sicherheitsmäßige Bewertung

der anderen Entsorgungstechniken hergestellt. Vielmehr
wurde eine Entscheidung über den Bau der ersten Wieder-
aufarbeitungsanlage so früh wie möglich gefordert und die

sicherheitstechnische Bewertung der anderen Entsorgungs-
techniken künftigen Entscheidungen gegenübergestellt. In
diesem Sinne hat auch der Länderausschuß für Atomkern-

energie im April 1984 eine vorläufige Beurteilung der ande-
ren Entsorgungstechniken vorgenommen. Vorbehaltlich einer
abschließenden Bewertung nach Abschluß der laufenden
Arbeiten kam er dabei einstimmig (bei Stimmenthaltung

Bremens, wie auch bei der Beschlußfassung über die Entsor-
gungsgrundsätze 1979) unter anderem zu folgenden Schluß-
folgerungen:

- Zum Nachweis der Entsorgungsvorsorge kommen für die
abgebrannten Brennelemente aus Leichtwasserreaktoren
aus heutiger rechtlicher und technischer Sicht andere

Entsorgungstechniken nicht in Betracht. Die zügige
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Verwirklichung einer deutschen Wiederaufarbeitungsan-

lage ist deshalb weiterhin geboten.

- Aus entsorgungspolitischen Gründen ist ein paralleler
Weg zur Entsorgu ng von Brennelementen aus Leicht-
wasserreaktoren nicht ausgeschlossen. Deshalb sollen ne-
ben der Verwirklichung einer deutschen Wiederaufarbei-

tungsanlage Erfahrungen mit der direkten Endlagerung

bestimmter Brennelemente und andere Entsorgungstech-

niken auch für Leichtwasserbrennelemente entwickelt

werden. Wenn solche Techniken einsatzbereit sind, kann
entschieden werden, ob sie längerfristig einen Entsor-
gungsanteil übernehmen sollen; die gesetzlichen Voraus-
setzungen hierfür wären dann gegebenenfalls zu schaffen.

Durch die fortschreitende Arbeit an der Studie hat sich die
Beu rteilungsbasis gegenüber den Zwischenergebnissen von
April 1984 nicht wesentlich geändert.

Die Bundesregierung hat diese Auffassung stets konsequent
und nachdrücklich unterstützt. Sie hat bei vielen Anlässen,
bei Bundestagsdebatten ebenso wie durch Bundesinnenmi-

nister Zimmermann auf der Reaktortagung 1984, die Dring-
lichkeit der Entscheidung über den Bau einer deutschen

Wiederaufarbeitungsanlage betont und den Zusammenhang
mit der Entscheidung über die Bewertung der anderen Ent-

sorgungstechniken negiert.

Trotzdem haben die anderen Entsorgungstechniken in Teilen
der Energiewirtschaft und in weiten Teilen der Öffentlich-
keit an Interesse gewonnen, nicht zuletzt, weil von ihnen

günstigere betriebswirtschaftiehe Daten als vom Entsor-
gungsweg mit Wiederaufarbeitung erwartet werden. Die
hierzu durchgeführten und noch nicht abgeschlossenen

Untersuchungen lassen allerdings eine einfache Aussage zu
diesem Thema nicht zu. Dazu sind die Vergleichsunter-
suchungen in bei den Fällen, den Entsorgungswegen mit und
ohne Wiederaufarbeitung, mit zu vielen Unsicherheiten und
zu vielen Schätzungsbreiten für die Wahl der Parameter ver-

bunden. Dem großen Investitionsvolumen für eine Wieder-
aufarbeitungsanlage steht dabei die große Ungenauigkeit

in der Planung einer bislang noch nie realisierten Kondi-
tionierungsanlage gegenüber. Angesichts des gegenwärtig

besonders niedrigen Preises für Uran und des korrespon-
dierend niedrig anzusetzenden Wertes des in der Wiederauf-

arbeitung zurückgewonnenen Plutoniums erscheint es aller-
dings durchaus möglich, daß die direkte Endlagerung gewisse

betriebswirtschaftliche Vorteile gegenüber der Wiederaufar-
beitung verspricht, obwohl diese Vorteile einer Sensitivitäts-
analyse unter realistischer Variation der einzusetzenden

Parameter nicht immer standhalten. Die entscheidende wirt-
schaftliche Attraktivität anderer Entsorgungstechniken liegt
aber gar nicht in diesen vermutlich geringen betriebswirt-

schaftlichen Vorteilen, sondern für viele in erster Linie

darin, daß eine Entscheidung für diesen Weg zunächst über-

haupt größere Investitionen vermeidet und die Realisierung
konkreter Entsorgungseinrichtungen verhindert. Eine Ent-

scheidung für die direkte Endlagerung heute würde zunächst
die Demonstration dieser Entsorgungstechnik in kleinerem
Maßstab erfordern und zur Folge haben, daß noch auf viele
Jahre hinaus die Zwischenlagerung der einzige konkrete

Entsorgungsschritt bleiben muß. Anders als in anderen Län-
dern mit ähnlich großen Kernenergieprogrammen ist aber bei
uns in den vergangenen Jahren das alleinige Abstützen auf
eine längerfristige Zwischenlagerung als "ungelöste" Ent-
sorgung betrachtet worden. Ein Bruch mit diesem Ansatz

aus letztlich rein kommerziellen Überlegungen würde deshalb
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eine erhebliche Gefährdung der weiteren Kernenergienutzung
in der öffentlichen Meinung und der des Bestandes von Ge-

nehmigungen für Kernkraftwerke auch bei der Überprüfung
vor den Gerichten zur Folge haben. Somit wäre es außeror-

dentlich problematisch, vom seit jetzt über fünf Jahren be-
stehenden Grundkonsens in der nuklearen Entsorgung abzu-
weichen.

Mit einer Bauentscheidung für eine Wiederaufarbeitungsanla-
ge erhält die deutsche Elektrizitätswirtschaft nicht nur die
Glaubwürdigkeit für den eingeschlagenen Entsorgungsweg,

sondern auch die Möglichkeit einer künftig flexibleren Ge-
staltung der Entsorgungswege. Zu diesen späteren Möglich-

keiten zählen der Ausbau der Wiederaufarbeitungskapazität

ebenso wie der eventuelle Einsatz der bis dahin weiter zu
entwickelnden anderen Entsorgungstechniken zu mindestens
für solche Brennelemente, die sich für die Wiederaufarbei-

tung weniger eignen. Solche erweiterten Möglichkeiten zur
Entsorgung im Inland würden auch die Preisgestaltung bei
künftigen zur Ergänzung nach wie vor sinnvollen Auslands-
verträgen für die Entsorgung eröffnen. Sie würde es auch er-
möglichen, künftig von Möglichkeiten der Auslandsent-

sorgung in geeigneten Fällen Gebrauch zu machen, ohne
daß es dabei - wie gegenwärtig - immer auch mit der

Furcht vor einem Ausweichen vor der zunächst im Inland
nötigen grundsätzlichen Lösung des Entsorgungsproblems

verbunden wäre.

Das bedeutendste Projekt im i nteresse der sicheren Beherr-
schung des gesamten Kernbrennstoffkreislaufs ist noch viele
weitere Jahre die Erkundung des Salzstocks in Gorleben.
Beim früheren Erzbergwerk KON RAD in Salzgitter dienen
die gegenwärtigen Vorhaben im Rahmen des PIanfeststel-
lungsverfahrens bereits dem Ziel der Errichtung eines Bun-
desendlagerbergwerks, in diesem Falle für schwachaktive

Abfälle, sowie Abfälle aus dem Abriß von kerntechnischen
Anlagen. Sie werden deshalb aus dem Haushalt der Physi-
kalisch-Technischen Bundesanstalt (PTB) finanziert. Da-
gegen erfolgt in Gorleben entsprechend dem Beschluß der
Regierungschefs von Bund und Ländern ein bergtechnisches
Erkundungsprogramm, das die Eignung des Salzstocks auf
die Aufnahme aller Kategorien radioaktiver Abfälle, insbe-
sondere hochaktiver Abfälle untersuchen solL. Diese Er-
kundung ist nach dem Abschluß der Tiefbohrungen im
Jahre 1982 mit dem Beginn der Errichtung des Erkundungs-

bergwerks in die 2. Phase getreten. Die Deutsche Gesell-

schaft zum Bau und Betrieb von Endlagern (DBE), die die
Arbeiten als Dritter im Sinne des Atomgesetzes aufgrund

eines Kooperationsvertrages mit der PTB durchführt, hat im

Jahr 1984 mit den Gefrierlochbohrungen für den Bau der bei-
den Erkundungsschächte in Gorleben begonnen. Die näch-
sten Jahre bis zum Auffahren der ersten Erkundungsstrecken
untertage zum Ende der 80er Jahre werden von diesem berg-

technischen Vorhaben bestimmt sein. Erst mit dem Strecken-
vortrieb untertage werden dann um 1990 wieder neue Er-
kenntnisse über die Struktur des Salzstocks und seine Eig-

nung gewonnen werden können. Bis zum Abschluß dieser
Phase werden die Arbeiten noch aus dem Haushalt des BMFT
finanziert, da sie der Eignungsuntersuchung und noch nicht
der Einrichtung eines Endlagerbergwerks dienen. Nicht zu-

letzt aufgrund der sehr positiven Entwicklung der Koopera-
tion zwischen dem Bund, der im Atomgesetz mit der Zu-
ständigkeit zum Bau und Betrieb von Endlagern beauftrag-
ten PTB und dem ,,0 ritten" im Sinne des Atomgesetzes,
der DBE, kann eine termingerechte Durchführung des Erkun.
dungsvorhabens in Gorleben erwartet werden. Damit wird



auch an dieser entscheidenden Stelle der Terminplan der
Entsorgungsgrundsätze eingehalten.

In noch weiter gefaßtem Sinne gehört zu den Fragen der

Sicherheit des Brennstoffkreislaufs auch die Sicherstellung

der ausschließlich friedlichen Verwendung der Kernbrenn-
stoffe. Oie Bundesrepublik Deutschland hat bereits 1954

einseitig auf die militärische Nutzung der Kernenergie ver-

zichtet. Sie unterliegt den Sicherungskontrollen von Euratom
und als eines der mehr als 100 Mitgliedsstaaten des Nichtver-
breitungsvertrages auch den Sicherungskontrollen der Inter-
nationalen Atomenergieorganisation IAEO in Wien. Diese
Sicherungskontrollen werden durch die bei den internatio-
nalen Organisationen Euratom und IAEO von internationalen
I nspekteuren mit Methoden der Fernüberwachung, einer

komplizierten Meßtechnik und zahlreichen Inspektionen in
den kerntechnischen Anlagen durchgeführt. Da sich die in
der Kerntechnik Tätigen an diese Situation seit langem ge-
wöhnt haben, ist es nützlich, darauf aufmerksam zu machen,
daß in der Geschichte die Kontrolle einer vertraglich einge-
gangenen Selbstbeschränkung von Staaten durch internatio-
nale Inspektoren eine ganz außergewöhnliche Einrichtung

darstellt. 0 ie Bundesrepublik Deutschland zählt zu den
Ländern, die dieses System erhalten und in seiner Universa-
lität und Effektivität steigern wollen. International wird an
der friedlichen Ausrichtung des Kernenergieprogramms in

der B~ndesrepublik Deutschland und an dem positiven
Ergebnis der durchgeführten I nspektionen nicht gezweifelt.
~eshalb ist .es - vorsichtig gesprochen - besonders ärger-

lich, wenn Jetzt erstmalig in der innenpolitischen Diskus-

sion, von Grüner Seite, Zweifel an der ausschließlich fried-
lichen Ausrichtung des Kernenergieprogramms in der Bundes-
republik Deutschland geäußert werden.

Das System der internationalen SicherungsKontrollen
"Safeguards", hat für die Bundesrepublik deshalb besonder~

Bedeutung, weil sie neben Japan das in der Kerntechnik am
weitest fortgeschrittene Land ohne Kernwaffen ist. Oa die
Durchführung von Safeguards in Kernwaffenstaaten von

anderer Qualität und Quantität ist - die Kernwaffenstaaten

u~terstellen einen Teil ihrer zivilen Anlagen freiwillig den
Sicherungskontrollen - wird bei der Einführung von Safe-

guards in der Bundesrepublik in vielen Fällen Pionierarbeit
geleistet. Dabei entsteht für uns die Mitverantwortung für
die Entwicklung effektiver Safeguardskonzepte und Tech-
n.iken, bei denen gleichzeitig darauf geachtet werden muß,
sie so zu gestalten, daß sie möglichst geringe wirtschaftiche
Nachteile und Risiken für den Betrieb industrieller Kern-
brennstoffkreislauf-Anlagen mit sich bringen. Es ist evident
daß die Entwicklung von Safeguards-Techniken im Brenn:

stoffkreislauf sehr viel anspruchsvoller ist als bei Kernkraft-
werken, da es sich hier nicht nur um die Überwachung zähl-
barer und identifizierbarer Brennelemente, sondern um die
Verfolgung des Durchgangs von radioaktivem Spaltmaterial
durch chemische und fertigungstechnische Anlagen handelt.
An der Entwicklung von Konzepten und Techniken für
Safeguards wird seit langem in den Kernforschungszentren

Karlsruhe und Jülich und der deutschen Kernbrennstoff-

kr~islauf-Industrie gearbeitet. Für die geplante Wiederaufar-
beItungsanlage ist bereits vor drei Jahren mit der Einbe-

zi~hung von Safeguards-Kriterien in die Planung und Ent-
wicklung be~onnen wo~den. Dabei wurde die Anlage des
Baus wesentlich mitbestimmt von der Definition von Mate-
rialbilanzierungszonen, die an geeigneten Stellen eine genaue
Messung des Spaltstofffusses erlauben, in anderen Bereichen
durch Unzugänglichkeit und physischen Abschluß eine Ab.

zweigung grundsätzlich verhindern. Schon dieses Beispiel der
Einbeziehung der Erfordernisse effektiver Safeguards in die
Planung einer Anlage von Anfang an zeigt, wie ernst dieses
Thema in der Bundesrepublik Deutschland genommen wird.
Sie zeigt aber auch, welches Gewicht Safeguards-Konzepten
und -Techniken für Auslegung und Betrieb von Brennstoff-
kreislauf-Anlagen zukommt. Die Weiterentwicklung bleibt
hier deshalb eine wichtige Daueraufgabe, gerade auch für die
staatliche Forschungsförderung.

Staatliche Förderung
Insgesamt wird sich der Übergang der Verantwortung vom
Staat auf die Industrie und Elektrizitätswirtschaft bei der
großtechnischen Realisierung des Brennstoffkreislaufs und
bei der Planung der fortgeschrittenen Reaktorlinien auch in
wesentlichen Veränderungen bei der Förderung der Kern-

energieentwicklung niederschlagen. Dies bedeutet keineswegs

eine grundsätzliche Veränderung in der Einstellung des
Staates zur Förderungswürdigung der Kernenergie. Der Um-
fang der finanziellen staatlichen Förderung für Forschung,
Entwicklung und Demonstration in der Kerntechnik kann

in dieser Phase aber abnehmen. Vor allem die absehbar wer-
dende Fertigstellung von THTR 300 und SN R 300 wie die
voraussichtlich vorzeitig mögliche Beendigung der Förde-
rung der Demonstrationsanlagen für die Zentrifugerianrei-
cherung werden eine erhebliche Senkung im Mittelbedarf
für die Förderung der Kernenergieentwicklung durch das

Bundesministerium für Forschung und Technologie mit sich
bringen. Auch die Förderung der Reaktorsicherheitsfor-
schung für Leichtwasserreaktoren kann in der 2. Hälfte der
aOer Jahre reduziert werden, nachdem die meisten grundsätz-
lichen Fragen der Sicherheitsforschung inzwischen als gelöst
gelten können.

Für die künftige Förderung von Forschung und Entwicklung
verbleiben vor allem folgende Aufgaben:

- Fortführung grundlegender Arbeiten der Reaktorsicher-

heitsforschung (Materialforschung, Prüfverfahren, Risiko-
analyse etc.)

- Weiterentwicklung der fortgeschrittenen Reaktorlinien
Hochtemperaturreaktor und Schneller Brutreaktor zur
Auswertung der Erfahrungen mit Bau und Betrieb von
THTR 300 und SN R 300 und zur Bearbeitung grundlegen-
der, vor allem sicherheitsbezogener Fragestellungen der

Reaktortechnologie in bei den Bereichen, wobei die Pla-
nung konkreter Anlagen in der alleinigen Veraiitwortung
der Wirtschaft liegt.

Entwicklungsarbeiten zur Untersuchung der Möglich-

keiten der Urananreicherung mit Laser.

- Fortführung grundlagen- und sicherheitsbezogener Arbei-

ten der Wiederaufarbeitung und Rezyklierung von Kern-
brennstoffen, von Problemen der technischen Realisierung
internationaler Sicherungskontrollen; die eigentliche Wei-

terentwicklung ist hier mit der Planung der ersten kom-
merziellen Wiederaufarbeitungsanlagen in der Bundesre-

publik Deutschland bereits in die Verantwortung der

Wirtschaft übergegangen.

- ~ortführung der Forschung und Entwicklung für die

sichere Endlagerung radioaktiver Abfälle.

Erkundung des Salzstocks Gorleben, wobei die hierfür
in den nächsten Jahren rund 100 Mio. DM pro Jahr be-
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tragenen Aufwendungen jeweils über die Vorausleistungs-
verordnung von den Verursachern erstattet werden.

Innerhalb der mit geringerem Umfang geförderten Kernener-

gieentwicklung wird deshalb die Bedeutung der Forschung

für die Sicherheit des Brennstoffkreislaufs relativ deutlich

zunehmen.

Insgesamt wird der Umfang der direkten Förderung der
Kernenergieentwicklung durch den Bundesminister für

Forschung und Technologie von gegenwärtig rund 1,2 Mrd.
DM pro Jahr auf etwa die Hälfte àbsinken. Ein wichtiger
Beitrag für die Weiterentwicklung der Kernenergie wird

weiterhin aus Arbeiten der Kernforschungszentren zu erwar-

ten sein, auch wenn sich hier die Arbeiten etwa für die Re-
aktorentwicklung in Würdigung der industriellen Verantwor-
tung mehr auf grundlegende und sicherheitsbezogene Fragen

Diskussion

J. Baier (Noeil):
Wird für die vorgesehene Standortentscheidung der DWK, die

für Ende 1984 vorgesehen ist, auch die vorherige Einigung
unter den betroffenen Landes-Ministerpräsidenten erfolgt

sein? Andernfalls ist zu befürchten, daß die Politiker-Taktik
auch diesmal die Bauentscheidung verhindert oderzumin-
dest verzögert.

Wie sehen BMFT bzw. BMI das Problem?

M. Popp (BMFT):
Sie erwarten sicher nicht, daß ich hier im Wettstreit über den
Standort der WAA Stellung beziehe.

konzentrieren und mittelfristig abnehmen werden. Neben
der Sicherheitsforschung für die fortgeschrittenen Reaktor-

linien werden vor allem die speziellen Probleme des Brut-

reaktorbrennstoffkreislaufs für das Kernforschungszentrum
Karlsruhe noch eine längerfristige bedeutende Aufgabe

bleiben.

Die mit dieser Entwicklung verbundene Reduktion des Um-
fangs der finanziellen Förderung der Kernenergieentwicklung
durch den Staat ist jedoch keinesfalls als Abkehr von der
Förderungswürdigkeit der Kernenergie als Technologie und
als Energiequelle zu werten. Sie ist vielmehr Ausdruck des
erzielten kommerziellen Reifegrades dieser Technik. i n die-
sem Stadium kann der weitere Erfolg der Kernenergie auch
in der langfristigen Perspektive nur noch durch ein eigenver-
antwortliches Engagement der Wirtschaft gewährleistet
werden.

Zunächst sollte angestrebt werden, Problemlösungen zu fin-
den unter Zuhilfenahme technischer Kriterien, wobei aber
nicht evident ist, daß sie zu so deutlichen Schlußfolgerungen
führen, um als Entscheidungshilfe wirklich herangezogen wer-
den zu können.

Auch bei anderen Investitionsentscheidungen stellt sich für
die Wirtschaft diese Frage immer wieder und muß gelöst
werden. Letzten Endes bleibt die Standortentscheidung

ganz eindeutig im Verantwortungsbereich derjenigen, die für
die Anlage sehr viel Geld investieren. Diese Verantwortung
kann ihnen niemand abnehmen.

Sicherheitstecllnik in Wiederaufarbeitungsanlagen und Betriebser-
fahrungen

Von W. Thomas 1)

Kurzfassung
Eine Wiederaufarbeitungsanlage stellt gegenüber einem Kern.
kraftwerk deutlich unterschiedliche sicherheitstechnische

Aufgaben. Die Betriebserfahrungen aus mehr als 30 Jahren
Anlagenbetrieb bieten eine zuverlässige Basis für die Sicher-
heitstechnik, um alle Sicherheitsanforderungen zu erfüllen.
Beim Anlagenbetrieb, der Reduzierung der Strahlenexposi-
tion des Betriebspersonalsund der Begrenzung der Ableitung

radioaktiver Stoffe wurden beachtliche Verbesserungen er-

reicht. Gegenwärtig liegen die mittleren i ndividualdosen für

1) Dipl..lng. Wolfgang Thomas, Gesellschaft für Reaktorsicherheit
(GRS) mbH, Garching
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das Betriebspersonal deutlich unter 5 mSvfa, die Kollektiv-
dosen sinken. 0 ie weitverbreitete Tendenz, fernbediente

Instandhaltungstechniken einzusetzen, kann eine weitere
Reduzierung der Strahlenexposition und des Anfalls an

schwach- und mittelaktivem Abfall bewirken.

Abstract
Compared with a nuclear power reactor a spent fuel re-
processing plant poses significantly different safety problems.
Operational experience from more than 30 years of repro-
cessing operation provides a solid basis for plant design

covering all requirements of safety. Remarkable improve-

ments have been achieved in plant operation, occupational



radiation protection and control of radioactive effluents.
Presently averaged individual doses for occupational ex-

posure are weil below 5 mSv/a. Collective doses are decreas-
ing. A widespread tendency to remote msintenance tech.

niques may further reduce radiation exposure and the
amount of low and me dium level waste.

Einleitung
Die Deutsche Gesellschaft zur Wiederaufarbeitung von Kern-
brennstoffen mbH (DWK) plant die Errichtung und den Be-
trieb einer Anlage zur Wiederaufarbeitung von abgebrannten
Brennelementen einschließlich der Refabrikation der gewon-
nenen Kernbrennstoffe zu Mischoxid-Brennelementen. Die

von der DWK gestellten atomrechtlichen Anträge werden der'
zeit geprüft.

Das Thema dieses Beitrags beschränkt sich nicht nur auf das
Sicherheitskonzept dieser beantragten Anlage; der sicher-
heitstechnischen Bewertung dieses Anlagenkonzepts kann
nicht vorgegriffen werden. Ziel des Beitrages ist vielmehr eine
zusammenfassende Darstellung des erreichten Standes der
Sicherheitstechnik in Wiederaufarbeitungsanlagen (WAA)

und der gewonnenen Betriebserfahrungen, vor allem in si-
cherheitstechnischer Hinsicht.

Einschränkend ist dazu zu bemerken, daß Informationen

über sicherheitstechnisch wesentliche Fakten für die einzel.
nen Anlagen in unterschiedlicher Tiefe und Vollständigkeit
vorliegen. Außerdem zwingt der hier gegebene Rahmen zu
einer Auswahl und einer Beschränkung auf wichtige Punkte.

Da die Herstellung von Mischoxid-Brennelementen und die

Behandlung der Abfälle, insbesondere der hochaktiven Ab-
fälle, integraler Bestandteil moderner Wiederaufarbeitungs-
konzepte sind, werden einige Aspekte dieser Anlagenteile
im Rahmen dieses Vortrags mitbehandelt. Fragen der Spalt-
stoffflußkontrolle, der Sicherung und Nichtverbreitung von
Kernbrennstoffen sind nicht Gegenstand dieses Vortrags.

Schutzziele
Als eine nach dem Atomgesetz genehmigungspflichtige An-
lage muß eine Wiederaufarbeitungsanlage (WAA) den dort
und in der Strahlenschutzverordnung festgelegten Schutz-

zielen entsprechen. Die angewendete Sicherheitstechnik
hat zu gewährleisten, daß dies erreicht wird. Um zu zeigen,
welchen Änforderungen die Sicherheitstechnik in einer WAA
genügen 'muß, müssen die allgemeinen Schutzziele näher
präzisiert werden. Dazu soli zunächst anhand einer Gegen-
überstellung eines Kernkraftwerke~ und einer Wiederaufar-

beitungsanlage gezeigt werden, weIche Unterschiede in den
prozeß- und anlagentechnischen,Ge,gebenheiten bestehen.

Der Vergleich der vorhandenen radioaktiven Stoffe in einem
1300-MW-Druckwasserreaktor (DWR) und in einer Wieder-
aufarbeitungsanlage mit 500 Mg ~á~resdurchsatz, Mischoxid-

Brennelementfabrikation, voll gefülltem Brennelementein-

gangslager mit 1500 Mg Schwermetall und einem Glas-
kokillenlager, das den verglasten hochaktiven Abfall (HAWC)
von 20 Jahren Aufarbeitung enthält, ist inTafel 1 dargestellt.
Während das Kernkraftwerk um ,Größenordnungen mehr

radioaktives Jod und kurzlebige Edelgase enthält, besteht
das Aktivitätsinventar in einer WAA aus langlebigen Radio-
nukliden; so liegen in der WAA die Nuklide Sr-gO und'
Cs-137 etwa hundertfach höher als im Kernkraftwerk. Zu
beachten ist dabei allerdings, daß die radioaktiven Stoffe
in einer WAA zum größten Teil in den eingelagerten Brenn-

Tafel 1: Aktivitätsvergleich Kernkraftwerk - Wiederaufarbeitungsan-
lage

KKW WAA

Jod (Bq) 4,5. 1019 2. 1013

davon I 131 (Bq) 4.1018

Gaesium 134, 137 (Bq) 8,5'1017 5. 1019

Strontium 90 (Bq) 2,6. 1017 2,8.1019

Krypton, Xen on (Bq) 4,8.1019 7.1017

Plutonium (Mg) 1 201 )

Gesamtaktivität (Bq) 5,2.1020 0)_2,5.10202)

I) -3 im Prozeß

2) _4.1017 im Prozeß

Tafel 2: Kenndatenvergleich Kernkraftwerk - Wiederaufarbeitungs-

anlage

KKW WAA

Temperaturen (oG) -300 .( 135, meist tiefer
Verglasung.( 1150

Druck (bar) 160 1

Leistungsdichte (kW/I -100 '(0,01

Kernbrennstoff Feststoff Feststoff, Lösung

Neutronenbilanz kritisch unterkritisch

elementen und im verglasten HAWC, also nicht im Verarbei-
tungsprozeß, vorliegen. Dies gilt auch für den größten Teil
des Plutoniums.

Ein analoger Vergleich der Betriebsbedingungen in einem

DWR und in einer WAA zeigt, daß in einer WAA bei nahezu
allen Prozeßschritten ger~nge Temperaturen und Normal-
druck herrschen (Tafel 2). Ausnahmen hiervon stellen der
Auflöser (T ~ 110°C), die Verdampfer (T 0( 135°C) und

die Verglasung (T = 1150 °C) dar. Bei der Mischoxid-Brenn-
elementherstellung wird der Sinterofen bei 1700°C betrie-
ben. Damit stehen in einer WAA vom Prozeß selbst her nur
wesentlich geringere Energien für eine störfallbedingte Frei-
setzung radioaktiver Stoffe zur Verfügung als bei einem

Kernkraftwerk.

In der Eingangsstufe der WAA werden die abgebrannten
Brennelemente zerschnitten und der Kernbrennstoff durch
Salpetersäure gelöst. Dabei wird die Brennstoffmatrix zer-

stört, man erhält noch radioaktive Stoffe in Form von Lö-
sungen. Diese Lösungen sind ebenso wie die eingesetzten
Säuren korrosiv. Bei der nachfolgenden Abtrennung der

Spaltprodukte und Trennung der Spaltstoffe Uran und
Plutonium sowie in der Reinigung dieser wiedergewonne-

nen Wertstoffe werden organische Lösungsmittel einge-
setzt. Da die Spaltstoffe in gelöster Form vorliegen, ist

, keine feste, bezüglich der nuklearen Sicherheit eindeutige

Situation wie im Reaktorkern gegeben; so daß auf anderem

Wege die Kontrolle derUnterkritikalität sichergestellt wer-
den muß. Da die flüchtigen Radionuklide, insbesondere
Kr-85, C-14, Tritium und 1-129, bei der Auflösung des

27



Tafel 3: Vorgänge bei der Wiederaufarbeitung

. Umgang mit korrosiven Stoffen

(Brennstofflösung, Säuren)

. Umgang mit brennbaren radioaktiven Stoffen

(Lösungsmittel)

. Umgang mit offenen radioaktiven Stoffen

(Lösungen, Feststoffe, zum Teil dispersibel)

. Umgang mit spaltbaren Stoffen

(Lösungen, Feststoffe)

. Ableitung flüchtiger Radionuklide

(Kr 85, Jod 129, C 14, Tritium) und von radioaktiven Aero-
solen

. Emission von Strahlung

(Gammastrahlung, Neutronenstrahlung)

Kernbrennstoffs freigesetzt werden, kommt der Abgas-
reinigung in einer WAA erheblich höhere Bedeutung zu als
in einem Kernkraftwerk (Tafel 3).

Insgesamt zeigt der Vergleich, daß ein DWR und eine WAA
grundversch iedene Anlagen darstellen. Es ist daher erforder-
lich, die Gegebenheiten einer WAA im einzelnen zu berück-
sichtigen, wenn es darum geht, sicherheitstechnische Schutz-
ziele zu definieren und das Konzept einer Sicherheitstechnik
für eine WAA zu entwickeln. Dies gilt auch für die Anwen-
dung des kerntechnischen Regelwerks für Kernkraftwerke,
dessen Übertragbarkeit auf eine WAA im Einzelfall sorgfäl-
tig zu prüfen ist.

Die sicherheitstechnischen Schutzziele bei der Wiederauf-

arbeitung können schlagwortartig wie folgt charakterisiert
werden:

- Einschluß und Abschirmung radioaktiver Stoffe,

- Minimierung und Kontrolle der Ableitung radioaktiver
Stoffe,

Minimierung und Kontrolle der Strahlenexposition des
Betriebspersonals,

Gewährleistung der Unterkritikalität,

Vermeidung von Brand und Explosion,

- sichere Abfuhr von Zerfalls- und Prozeßwärme,

- Schutz gegen Einwirkungen von außen.

Sicherheitskonzept
Dem zentralen Schutzziel, die in einer WAA vorhandenen
radioaktiven Stoffe sicher einzuschließen und abzuschirmen,
muß eine Sicherheitstechnik entsprechen, die zwar im
Prinzip ähnliche Merkmale wie die Sicherheitstechnik eines
Kernkraftwerks aufweist, die jedoch unter sehr unterschied-
lichen Randbedingungen und mit unterschiedlicher Wichtung
zu verwirklichen sind. So kommt in einer WAA den automa-
tisch wirksam werdenden Sicherheitseinrichtungen bezüg-
lich der Forderungen nach Redundanz und Diversität wegen
des meist trägen Verhaltens der Prozesse deutlich geringere
Bedeutung zu als in einem Kernkraftwerk. Anforderungen

an Qualitätssicherung, Instandhaltung und Stillegung müssen

gänzlich andere Randbedingungen berücksichtigen.
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Das gleiche gilt für den mehrschaligen Einschluß der offenen
radioaktiven Stoffe nach. dem Barrierenprinzip und die
Rückhaltung radioaktiver Stoffe in den Abgas- und Abluft.
systemen; hier stellt die WAA deutlich schwierigere Aufga-
ben.

Eine umfassende Oarstellung der sicherheitstechnischen Vor-
sorgemaßnah men würde den Rahmen dieses Beitrags über-
steigen; es sollen daher nur einige besonders wichtige Merk-
male der Sicherheitstechnik dargestellt werden.

Barrierenkonzept
Der Einschluß der radioaktiven Stoffe besteht im bestirn-
mu ngsgemäßen Betrieb in der Regel aus mindestens zwei
voneinander unabhängigen Rückhaltebarrieren gegenüber
der Umgebung. Das Betriebspersonal wird durch minde-
stens eine Barriere geschützt. Bei Betriebsstörungen oder

Störfällen müssen die Barrieren soweit wirksam bleiben,
daß den Anforderu ngen der Strahlenschutzverordnung
Rechnung getragen ist.

Diese Anforderungen werden durch bautechnische oder
konstruktive Barrieren, wie Zellen- und Gebäudewände,

Zellenauskleidungen, Bodenwannen, Behälter und Rohr-
leitungen, und durch teilweise wirksame Barrieren wie

Druckstaffelung, Filter, Waschkolonnen und die Strömungs-
richtung in Medien- und Chemikalienversorgung, erfüllt.

Die Einhaltung des geforderten Schutzprinzips durch bauli-
che und konstruktive Vorkehrungen bereitet im allgemeinen
keine Schwierigkeiten; einige spezielle Aspekte, zum Beispiel
die Frage der erforderlichen Dichtheit der Prozeßapparaturen
und ihrer Überprüfung, müssen jedoch jeweils für den konkre-
ten Fall, orientiert am Schutzziel, gelöst werden. Derartige
Überlegungen sind beispielsweise für die Eingangszelle, wenn
bei chargenweisem Betrieb des Auflösers die Brennstabhülsen
aus dem Auflöser entnommen werden, oder für I nstandhal-
tungsvorgänge anzustellen. Dabei sind konstruktiv und orga-
nisatorisch Vorkehrungen zu treffen, einen Austritt radio-
aktiver Stoffe aus der ersten Barriere und damit eine Konta.
mination der Zelle so weit wie möglich zu verhindern.

Besonders sorgfältig ist die Einhaltung des Barrierenprinzips
bei den für den Prozeß erforderlichen Hilfssystemen zu

prüfen. Dies betrifft:

Kühl. und Heizkreisläufe, Dampfversorgung,

Rühr. und Meßluft, Druckluftversorgung,

- Chemi kalienversorgung,

Probenahmesysteme ,

- Zuluftsysteme, Inertgassysteme,

- Abgas- und Abluftsysteme,

- leittechnische Systeme, Elektroversorgung.

Die hier wirksamen Rückhaltebarrieren sind meist nur
teilwirksam, wobei ihre Wirksamkeit für einzelne Nuklide

oder Nuklidgruppen unterschiedlich sein kann (zum Bei-
spiel Filterverhalten gegenüber gasförmigen oder aerosol-
förmigen Schadstoffen). Durch sinnvolle Kombination von
Rückhalteeinrichtungen und die Kontrolle ihrer Wirksam-

keit gelingt es, auch diese möglichen Freisetzungspfade

abzusichern oder die Ableitung radioaktiver Stoffe so zu
begrenzen, daß den Anforderungen des Strahlenschutzes
voll entsprochen wird.



Abgasreinigung
Von besonderer Bedeutung in dieser Hinsicht ist die Abgas-
reinigung in einer Wiederaufarbeitungsanlage. Bei der Brenn-
stoffauflösung werden als flüchtige radioaktive Stoffe 1-129,
H-3, Kr-85 und C-14 in die Auflöserabgasstrecke freigesetzt.
Während des Prozesses entstehen vor allem bei der Auflö-
sung und durch Fördervorgänge, Meß- und Rührluft radio-
aktive Aerosole, die in den Abgasstrecken zurückgehalten

werden müssen. Die Sicherheitstechnik der Wiederaufar-
beitung hat bezüglich dieser Aufgabe folgenden Stand er-

reicht:

Radioaktives langlebiges Jod wird bei der Auflösung zu 99 %
in die Auflöserabgasstrecke abgeleitet und dort durch silber-
imprägnierte Filter nahezu vollständig zurückgehalten. Ein

Prozent des Jods gelangt über die Speiselösung in den chemi-
schen Trennprozeß und zum Teil in den konditionierten
radioaktiven Abfall, zum Teil in das Behälterabgas. Insge-

samt wird - wie der Anlagenbetrieb der WAK zeigt - ein

Gesamt-Dekontaminationsfaktor (DF) von mindestens 100

eingehalten.

Tritium bleibt zu etwa 60 % fest in den Zircaloy-Hüllrohr-
abschnitten gebunden und wird mit diesen in Abfallgebinden
fixiert. Das übrige Tritium wird durch geeignete Prozeß-

führung so eingeengt, daß es zum überwiegenden Teil als
tritiumhaltige Flüssigkeit zur Verpressung oder Fixierung
in zementiertem Abfall gelangen kann. Damit ergibt sich
ein Gesamt-DF von 7 bis 8.

Krypton und radioaktiver Kohlenstoff werden derzeit we-
gen ihrer geringen radiologischen Bedeutung als ß-Strahler
in den bestehenden WAA ohne Rückhaltung abgeleitet.
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten für Trennverfahren
und die Konditionierung der abgetrennten Stoffe werden

jedoch durchgeführt, so daß Rückhaltemaßnahmen getrof-
fen werden können, wenn es der weitere Ausbau der Wieder-
aufarbeitungskapazität geraten sein läßt. Bei derartigen Über-
legungen muß auch eine mögliche Strahlenexposition durch
die Rückhalte- und Konditionierungsmaßnahmen selbst
und den Endverbleib der abgetrennten radioaktiven Stoffe
berücksichtigt werden.

Die Reinigung der Abgase von nassen oder trockenen Aeroso-
len ist Stand der Technik. Durch sinnvolle Kombination von
Wäschern, Fasermattenfiltern und hochwirksamen Feinfiltern
kann die Ableitung von Aerosolen auf sehr kleine Werte be-
grenzt werden. Für die Ableitung radioaktiver Stoffe bei der
Verglasung des HAWC sind aus der Demonstrationsanlage
PAMELA in Mol experimentelle Ergebnisse unter realen Be-
dingungen zu erwarten. Damit kann die technische Ausrü-
stung der Rückhalteeinrichtung des Abgases der Verglasung

optimiert werden.

Kritikalitätssicherheit
Der unterkritische Zustand der Spaltstoffe kann bei der Wie-

deraufarbeitungsanlage durch konstruktive und organisato-
rische Maßnahmen dauernd sichergestellt werden. Diese
Vorkehrungen und Maßnahmen sind Stand der Technik
und haben sich bewährt. Als generelles Auslegungsprinzip

werden die Schutzvorkehrungen so gestaltet, daß ein Fehl-
ereignis allein nicht zu Kritikalität führen darf. In der Praxis
sind meist mehrere unabhängige Schutzmaßnahmen gleich-
zeitig wirksam. Bei der sicherheitstechnischen Analyse der

einzelnen Verfahrensschritte sind vor allem folgende Mög-
lichkeiten zu beachten:

- Ansammlung von Spaltstoff durch Ausfällung oder
Phasentrennung,

Fehlleitung von spaltstoffhaltigen Flüssigkeiten, zum
Beispiel in Systeme der Medienversorgung oder in den
Reworkbereich,

- Auslaufstörfälle.

Neben den erprobten Sicherheitsmaßnahmen, wie Einhal-
tung sicherer Geometrie, Konzentrations- oder Massen-

beschränkung und Einsatz von Neutronenabsorbern werden

in mehreren Ländern Meßmethoden zur meßtechnischen

Bestimmung des Restspaltstoffgehalts in abgebrannten
Brennelementen zur Einsatzreife entwickelt. Meßreihen
mit einem im Kernforschungszentrum Karlsruhe entwickel-
ten Prototyp verliefen erfolgreich.

Kühlung selbsterhitzender Flüssigkei-
te n

Die durch den radioaktiven Zerfall auftretende Wärme hängt
von der Abklingzeit der Brennelemente seit Entladung aus

dem Reaktorkern ab. Diese Abklingzeiten werden heute
deutlich länger veranschlagt als noch im Anlagenkonzept
des Nuklearen Entsorgungszentrums (N EZ) Gorleben. Da-

durch erhält man eine niedrigere Strahlenbelastung des orga-
nischen Extraktionsmittels und die Möglichkeit, den anfallen-
den HAWC unmittelbar zu verglasen. Eine umfangreiche
Zwischenlagerung von selbsterhitzendem HAWC, wie noch
für das NEZ vorgesehen, entfällt daher. Lediglich zur betrieb-
lichen Entkopplung sind HAWC-Tanks noch erforderlich.

Die Kühlung dieser Tanks wird heute nach internationaler
Praxis durch zuverlässige durchgehend zweisträngige Küh-

lung sichergestellt. Eine zusätzliche Kühlungsmöglichkeit

wurde mit dem Siedekühlprinzip entwickelt, das aus der
chemischen Industrie übernommen wurde (Bild 1). Dabei
sorgt ein durch einen luftgekühlten Sekundärkreislauf rückge-

kühlter Kondensator dafür, daß aufsteigende Lösungsdämpfe

Lult-
kühler

,~~;t

t:~
Kühlkreislauf

'k~

:~---..~

'i
:i~

Abgasreinigung

HAWC-Zufuhr

Entnahme

Kondensator

.,

Bild 1: Siedekühlung der HAWC-Tanks
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Bild 2: Aufgearbeitete Mengen Kernbrennstoff

aus dem siedenden HAWC auskondensieren und das Konden-
sat in den Tank zurückläuft.

Verfahrenstechnik der Aufarbeitung von
LWR-Brennstoff
Gegenüber der Aufarbeitung von metallischen Brennelemen-

ten stellen sich der Sicherheitstechnik bei der Aufarbeitung
von LWR-Brennelementen einige spezielle Aufgaben, die
durch entsprechende Auslegung gelöst werden müssen. Dies

sind vor allem:

Das Schneiden von LWR-Brennelementen als Ganzes ohne
Zerlegung in Einzelstäbe,

die Auflösung von Uran-Plutonium-Mischoxid-Brennstoff,

die Verhinderung von sogenanntem Crud,

die Behandlung der Hülsenabschnitte und des Feedklär-

schlamms.

Das Schneiden ganzer LWR-Brennelemente durch eine Bün-
delschere ist heute vor allem aufgrund der maßstabgetreuen
Einrichtungen im Technikum zur Komponentenerprobung

(TE KO) des Kernforschungszentrums Karlsruhe und die
erzielten guten Ergebnisse als technisch gelöst anzusehen.

Die technische Auslegung der Schereinrichtung ist sowohl
in Karlsruhe als auch in Frankreich so vervollkommnet

worden, daß eine fernbedienungsgerechte modulare Bau-

weise erreicht wird.

Durch geänderte Herstellungsverfahren bei der Brennelement-
herstellung gelingt es, nahezu vollständig in Salpetersäure

löslichen Mischoxidbrennstoff zu produzieren. Erste Ergeb-

nisse dieser nach einem Kofällverfahren (AUPuC) bzw.
nach optimierten Komahl-Verfahren (0 KOM) hergestellten
Brennstoffe führen zu Löslichkeiten über 99 %.

Die Bildung von stabilen Emulsionen bei den Extraktions-
prozessen, des sogenannten Crud, beruht auf dem Zusam-
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menwirken von Feststoff-Feinteilen mit Zersetzungsproduk-
ten des Extraktionsmittels Tributylphosphat (TBP).

Das TBP wird hydrolytisch durch wäßrige Salpetersäure und
radiolytisch im Kontakt mit den Spaltproduktlösungen

zersetzt. Die Gegenmaßnahmen zur Verhinderung des stören-
den Crud zielen daher darauf ab, Feststoffreste so weit wie
möglich von der Extraktion abzuscheiden und die Kontakt.
zeiten zwischen Extraktionsmittel und Spaltproduktlösung

kurz zu halten. Diese Ziele können durch Feedklärung, zum
Beispiel mit einer Zentrifuge, und geeignete Trennapparate
mit geringen Kontaktzeiten, wie Siebboden-Pulskolonnen,

erreicht werden. Erfahrungen hierzu liegen aus La Hague und
der EUROCHEMIC vor.

Hülsenabschnitte und Feedklärschlamm werden bis zu einer
Konditionierung zwischengelagert (La Hague). Als Kondi-

tionierungsmaßnahme wurde in Karlsruhe die Zementierung
erfolgreich demonstriert. Die Verglasung von Feedklär-

schlämmen hingegen scheint nicht geeignet, wie Jülicher
Ergebnisse belegen. Insgesamt liegt hier ein Feld für weitere
Verbesserungen.

Brand- und Explosionsschutz
In einer WAA wird mit brennbaren Lösungsmitteln umge-

gangen; deswegen kommt dem Brand- und Explosions-
schutz hohe Bedeutung zu. Weitere Sicherheitsanforderun-
gen resultieren aus der Wasserstoffentstehung durch Radio-
lyse und der Verhinderung von Brand und Explosion durch
Zircaloy-Feinteile oder schwermetall beladene organische

Phasen (red oil). In den bestehenden WAA sind es die in ver-
gleichbaren chemischen Anlagen getroffenen und auch bei
der Wiederaufarbeitung bewährten Brand- und Explosions-
schutzmaßnahmen, die diesen Risiken begegnen. Ein für eine
WAA neuartiges Schutzkonzept stellt die Inertisierung der
wesentlichen Prozeßzelien dar. Dieses Konzept wird gegen-

wärtig geprüft. Weitere Sicherheitsmaßnahmen, wie die Ab-
fuhr von Radiolyse-Wasserstoff durch Be- und Entlüftung

sowie die Verhinderung von red-oil-Bildung oder Zircaloy-
bränden sind Stand der Technik.

Betriebserfahrungen
Im Rahmen dieses Beitrags können die vorliegenden Betriebs-
erfahrungen nur überblicksartig betrachtet werden. Dabei
liegt das Schwergewicht der Betrachtung auf den sicher-
heitsrelevanten Ergebnissen, insbesondere auf den Ableitun-
gen radioaktiver Stoffe in die Umgebung, der Strahlenex-

position des Betriebspersonals und auf wichtigen Störfällen.

Zunächst soli jedoch kurz auf die erreichten Aufarbeitungs-
leistungen bezüglich Mengen und Abbrand eingegangen wer-
den.

Aufgearbeitete Mengen, erreichte Ab-
brände
Bild 2 stellt die insgesamt aufgearbeiteten Kernbrennstoff-

mengen dar. Für die militärische Wiederaufarbeitung liegen
lediglich geschätzte Werte vor. I m zivilen Bereich wurden
mehr als zwanzigmal so viel metallische Brennelemente

aus der französisch-britischen Reaktorlinie aufgearbeitet
als LWR-Brennelemente. Die erreichten Durchsätze liegen
in der Regel deutlich unter den geplanten Anlagenkapazi-

täten. Die Gründe hierfür sind sehr unterschiedlich und
müssen in jedem Einzelfall anlagenbezogen betrachtet wer-
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Bild 3: Aufarbeitung von Kernbrennstoff aus Leichtwasserreaktoren

den. Einige Stichworte müssen hier genügen: Zu geringes

Brennelementangebot, technische Schwierigkeiten, Streik
(N FS, West Valley), Aufarbeitung sehr kleiner Chargengrö-

ßen (WAK, EUROCHEMICl. Entwicklungsarbeiten (WAK),
Stillstände wegen Instandhaltung (WA K, Tokai Mura). Ande-
rerseits werden hohe Durchsätze und Verfügbarkeiten für die
militärischen Anlagen Hanford und Savannah River genannt.
Die Aufarbeitungsanlage in La Hague erreichte mit LWR-
Brennstoff mittlere Tagesdurchsätze von über 1 Mg/Tag bei
einer Verfügbarkeit von etwa 70 %.

In Bild 3 sind die bis zum 31. Dezember 1983 aufgearbeite-
ten Mengen an LWR.Brennstoff und die durchschnittlichen
Abbrände des Brennstoffs angegeben. Diesem Stand gegen-
über beträgt die aufgearbeitete Menge LWR-Brennstoff in

La Hague bereits 920 Mg (Juli 1984). 0 ie Abbrände liegen
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Bild 4: Ableitung mit der Fortlu!t (1980)

etwas unter den heute im Kernkraftwerk erreichten Werten,
die Aufarbeitung einzelner höher abgebrannter Elemente

zeigte keine Schwierigkeiten.

Ableitungen radioaktiver Stoffe
Für die europäischen WAA liegen Ableitungswerte mit Fort-
luft und Abwasser für die wichtigsten Nuklide und Nuklid-

gruppen bis 1980 vor. Typische Werte sind in den Bildern
4 und 5 dargestellt. Dabei zeigen die Ableitungen von Kr-85
und Tritium eine Korrelation mit dem Anlagendurchsatz

und dem Abbrand der Brennelemente. Dieser Zusammen-
hang ist bei der Ableitung aerosolförmiger Aktivität nicht
erkennbar. Weiter zeigen sich starke Standorteinflüsse, ins-
besondere bei der Ableitung mit dem Abwasser. Hier liegen
die Ableitungen der am Meer gelegenen Anlagen La Hague
und Windscale-Sellafield um Größenordnungen über den
Ableitungswerten des Kernforschungszentrums Karlsruhe

mit der WA K. Vergleicht man die Ableitungswerte der An.
lagen La Hague und Windscale, die ähnliche Standortbe-
dingungen aufweisen, so fallen die deutlich höheren Ablei.
tungen der britischen Anlage ins Auge. Insbesondere die Ab-

leitungen von Strontium und a-Strahlern mit dem Abwasser
sind sehr hoch. Demgegenüber liegen die für die geplante
deutsche Anlage beantragten Ableitungen mit dem Abwasser
nur leicht über den Ableitungswerten der WA K.

Insgesamt kann festgestellt werden, daß Wiederaufarbeitungs-
anlagen deutlich höhere Ableitungen mit der Fortluft auf-
weisen als Kernkraftwerke, wobei allerdings berücksichtigt
werden muß, daß eine WAA etwa 15 bis 20 Kernkraftwerke
entsorgt. Die Ableitungen mit dem Abwasser sind für deut-
sche Standortverhältnisse in der gleichen Größenordnung wie
bei einem Kernkraftwerk. Der Betrieb der WAK zeigt außer-
dem, daß die genehmigten Ableitungswerte deutlich unter-
schritten werden.
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Bild 6: Mittlere Individualdosis in Wiederaufarbeitungsanlagen

Strahlenexposition der Beschäftigten
Die Auswertung der vorliegenden Betriebserfahrungen zur
Strahlenexposition des Betriebspersonals ergibt trotz stei-
gender Durchsätze der Anlagen eine sinkende Tendenz der
mittleren Individualdosis durch äußere Bestrahlung (Bild 6).
Die einzige Ausnahme hiervon stellt die Anlage der N FS in
West Valley dar, die bis zu ihrer Schließung sehr hohe und
steigende Strahlenexpositionen der Bedienungsmannschaft

aufwies. In den Anlagen WAK, La Hague und Tokai beträgt
gegenwärtig die mittlere Individualdosis wenige Prozent des
Grenzwerts (La Hague 4 %, WAK 4 bis 8 %, Tokai 2 %) und
liegt damit deutlich unter den Dosiswerten anderer kerntech.
nischer Anlagen. Auch bei der Refabrikation der wiederge-
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Bild 7: Mittlere Individualdosis der Uran/Plutonium-Brennelement-
herstellung Bild 9: Kollektivdosis der Uran/Plutonium-Brennelementherstellung
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Bild 8: Kollektivdosis in Wiederaufarbeitungsanlagen

wonnenen Kernbrennstoffe zu Mischoxid.Brennelementen

liegen die mittleren Individualdosen niedrig ("" 10 % des
Grenzwerts); allerdings ist hier keine sinkende Tendenz fest-
zustellen. Die Dosiswerte bleiben in etwa auf gleicher Höhe
(Bild 7).

Die entsprechenden Kollektivdosen für die WAA und
die Brennelementherstellung (Bilder 8 und 9) bleiben mit

Schwankungen nach oben und unten annähernd konstant,
wobei beträchtliche Unterschiede zwischen den einzelnen
Anlagen auftreten, die nicht mit dem unterschiedlichen

Durchsatz allein zu erklären sind.

Eine nähere Betrachtung von Teilbereichen zeigt, daß höhere
Strahlenexpositionen vor allem bei Instandhaltungsarbeiten,
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bei der Probenahme und Analytik, beim Strahlenschutzper-
sonal und bei der Abfall konditionierung auftreten.

Die Anzahl an Überschreitungen von Dosisgrenzwerten und

von Inkorporationen radioaktiver Stoffe hat in allen Anlagen
nach anfänglich zum Teil hohen Werten (Windscale) drastisch
abgenommen. So kam es in La Hague seit 1974 zu nur zwei
Fällen von Dosisüberschreitungen (57 mSv, ein Fall bei radio-
graphischen Arbeiten). Die Anlagen Tokai und Savannah
River Plant (seit 1969) weisen keine Fälle von Dosisüber-

schreitungèn auf.

Eine Korrelation der Strahlenexposition mit dem Durchsatz
der Anlagen zeigt, daß auch diese Kenndaten laufend fallen
(La Hague von 5,8 Sv/GWa im Jahr 1975 auf 1,1 Sv/GWa

im Jahr 1983).

Störfälle
Als wesentliche Störfallmöglichkeiten sind in einer WAA zu
betrachten:

Kritikalität,

Leckage,

Brand,

Explosion, exotherme chemische Reaktionen,

Kühlungsausfall und Selbsterhitzung radioaktiver Flüssig-
keiten,

Mechanische Einwirkungen, Lastabsturz,

erhöhte Ableitung radioaktiver Stoffe,

Einwirkungen von außen.

Eine Betrachtung der Störfallerfahrungen ergibt folgendes
Bild:

K ritikal itä tsstörfälle

Weltweit sind bisher 37 Kritikalitätsunfälle bekannt gewor-

den. Davon traten acht Ereignisse in Wiederaufarbeitungsan-

lagen oder vergleichbaren chemischen Prozeßanlagen auf.

Die übrigen Kritikalitätsunfälle ereigneten sich überwiegend
bei der Durchführung von kritischen Experimenten, in Test-
reaktoren sowie in Versuchs- und Prototypanlagen. Bei den

Unfällen in chemischen Prozeßanlagen erhielten zwei Per-
sonen des Betriebspersonals tödliche Strahlungsdosen (LAS L
1958, Wood River Junction 1964). 17 weitere Personen
wurden erheblich bestrahlt (Ganzkörperdosis :? 50 mSvL.

Dabei handelte es sich stets um Kritikalitätsexkursionen in
Lösungen. Als störfallauslösende Ereignisse waren Fehl.
leitung, Ansammlung von Spaltstoff und falsche Chemika-
lienzugabe von besonderer Bedeutung. Zur Personendosis-

überschreitung kam es nur in unabgeschirmten Räumen. In
der Umgebung traten weder radiologische noch sonstige
Schäden auf.

Leckagen
Auslaufstörfälle radioaktiver Flüssigkeiten innerhalb der

Betriebsgebäude traten in nahezu allen Anlagen auf. Ein Teil
der Leckagen führte zu einer Freisetzung radioaktiver Stoffe
durch das Gebäude in den Untergrund oder über Rohrleitun-
gen in die Umgebung. Oie größten Freisetzungen dieser Art
ereigneten sich in den siebziger Jahren in Hanford und
Windscale. So führte in Hanford eine länger andauernde

Leckage aus einem Lagertank, der nur aus C-Stahl gefertigt
war, zur Leckage von 435 m3 hochradioaktiver Abfallösung
ins Erdreich. Neben etlichen weiteren Leckagen versickerte

aus einem stillgelegten Gebäude in Windscale über mehrere
Jahre eine Menge von 10 m3 HAW. Mehrmals kam es aus der
Anlage Windscale-Sellafield über die Abwasserleitungssysteme
zu erhöhten Ableitungen in Oberflächengewässer und in die

Irische See; beim letzten Ereignis dieser Art im Dezember
1983 wurden spaltprodukt- und aktinidenhaltige Lösungen
aus einer Reinigungskampagne über die Abwasserleitung ins
Meer geleitet. Wegen solcher Ereignisse und der hohen be-
trieblichen Ableitungen traten erhöhte Aktivitäts- und
Strahlungspegel an der benachbarten Küste auf, die die Be-
hörden veranlaßten, die Bevölkerung vor einem Aufenthalt
am Strand zu warnen. Wesentlich günstigere Betriebserfah-
rungen liegen aus La Hague, der EU R OC HEMI C und der

WAK vor, wo es zwar auch zu kleineren Leckagen, zum Teil
durch Freisetzung von schwach kontaminiertem Dampf,

kam; die radiologischen Auswirkungen lagen jedoch im

Schwankungsbereich der Ableitungen im bestimmungsge-

mäßen Betrieb. Die Leckagen der Auflöser in der WAK und
in Tokai führten zwar zu lang dauernden An lagenstillständen,
die radiologischen Folgen waren jedoch gering. .

Brand
Obwohl bei der Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen
mit brennbarem Lösungsmittel im Bereich der Extraktion
umgegangen wird, zeigen die Erfahrungen, daß Brände nur
selten auftreten und eher Bereiche der Elektroversorgung

und Abfallbehandlung betreffen als den eigentlichen Aufar-
beitungsprozeß. Von Bedeutung für die Auslegung von

Stromversorgungssystemen ist vor allem der Brand in La

Hague im April 1984, der zu einem Totalausfall der Strom-
versorgung von etwa einer Stunde führte. Bei entsprechend

redundanter Auslegung der Stromversorgungssysteme kann

dieses Ereignis sicher verhindert werden.

Explosion
1953, bzw. 1959 ereigneten sich in Savannah River und Oak
Ridge Verdampferexplosionen aufgrund der Reaktion von

sogenanntem red-oil. Diese Explosionen führten zu leichten
Personenverletzungen und erheblichen Sachschäden. Weitere

explosionsartige Reaktionen durch Zündung von Metali-
spänen und durch radiochemische Zersetzung von Ionen-
austauscherharz (Hanford) verursachten starke Kontamina-

tionen. Oie vertiefte Kenntnis der wirksamen physikalisch-

chemischen Vorgänge hat dazu geführt, daß diese Störfall-
möglichkeiten heute sicher verhindert werden.

Sonstige Ereignisse

Von den sonstigen Störfällen ist die exotherme chemische
Reaktion von Zirkon-Spaltprodukt-Rückständen mit orga-
nischen Stoffen im Gebäude B 204 der Anlage Windscale von

besonderer Bedeutung. Dieses Ereignis führte zu so einer
starken Kontamination des Gebäudes mit radioaktivem
Ruthen, daß das Gebäude mit der LWR.Eingangsstufe nicht
mehr in Betrieb genommen wurde. Durch Einwirkungen von
außen verursachte, größere Ereignisse sind nicht bekannt
geworden. Eine größere Anzahl von Vorkommnissen betrifft
den Absturz von Lasten, zum Beispiel von Brennelementen.

Diese Ereignisse hatten nur betriebliche Konsequenzen.
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Besondere Vorkommnisse in der WAK

Von den im Berichtszeitraum von 1971 bis 1982 gemeldeten
Vorkommnissen führten lediglich drei Ereignisse tatsächlich
oder möglicherweise zu geringfügigen Überschreitungen von

Strahlenschutz-Grenzwerten. Diese Ereignisse waren:

Ausfall der Kaminüberwachung (1972),

- Plutonium-Inkorporation geringfügig über Grenzwert

(1977,
- Strahlenexposition bei einem Mitarbeiter über dem Grenz-

wert (66 mSv).

I n den letzten beiden Jahren traten nur Ereignisse ohne ra-

diologische Folgen auf. Hiervon sind aus sicherheitstechni-
scher Sicht eine Brennelementverwechslung in der Eingangs-

stufe und ein Kühlungsausfall bei der HAWC-Lagerung von
Bedeutung.

Weiterentwicklung der Sicherheitstechnik
Die Sicherheitstechnik bei der Wiederaufarbeitung hat sich

seit den Konzeptionen für das N EZ Gorleben erheblich wei-

terentwickelt. Die wesentlichen Ziele dieser Weiterentwick-

lung bestehen darin, die Sicherheit stärker durch inhärente
Eigenschaften oder passive Sicherheitsvorkehrungen zu ge-

währleisten, die Strahlenexposition des Betriebspersonals

weiter zu reduzieren und die Verfügbarkeit der Anlagen zu

'erhöhen. Bedeutende Fortschritte haben sich vor allem bei
der Brennelementlagerung, der Verglasung des HAWC und
der Instandhaltungstechnik ergeben.

Lagerung der abgebrannten Brennele-
me n t e

Die Entwicklung der trockenen Lagerung von Brennelemen-

ten zur technischen Reife und ihre Demonstration im Kern-
kraftwerk Würgassen, in Jülich und in der WAK ermöglichen
den Verzicht auf die umfangreichen Wasserbecken zur Brenn-
elementlagerung, die bisher vorgesehen waren.

Bei der Trockenlagerung wird der Schutz gegen äußere Ein-

wirkungen durch den Lagerbehälter selbst übernommen. Die
Kühlung wird durch Naturzug-Luftkühlung sichergestellt.

Verglasung
Wegen des Fortschritts der Verglasungstechnik für HAWC
kann auf die großen Lagertanks für selbsterhitzenden HAWC
verzichtet werden. Die Verglasung nach dem französischen
AVM-Verfahren ist technisch demonstriert. Mehr als 700 m3
HAWC sind nach diesem Verfahren verglast worden. Das
deutsch-belgische PAMELA-Verfahren verzichtet auf eine
vorherige Calcination und verwendet einen keramischen

Schmelzofen. Nach inaktiven Verglasungsläufen in Karlsruhe
soli in Kürze die Aufnahme des Demonstrationsbetriebs zur
Verglasung von HAWC beginnen. Analoge Arbeiten laufen
vor allem auch bei den amerikanischen WAA (Idaho, Savan-
nah River, West Valley) zur Verglasung der sehr großen Men-
gen an HAWC aus der militärischen Wiederaufarbeitung.

Instandhaltungstechnik
Bei der Instandhaltungstechnik in Wiederaufarbeitungsan-

lagen ist ein allgemeiner Trend zur Fernhantierungstechnik
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unverkennbar. Neben den sicherheitstechnischen Zielsetzun-
gen werden davon erhöhte Verfügbarkeit, größere Flexibilität
und Vorteile bei der Montage der Anlagen erwartet. Bereits
in den Anlagen Savannah River Plant und Hanford kam eine
Instandhaltungstechnik zum Einsatz, die im hoch- und mit-
telaktiven Bereich der Anlage vollständig mit Fernhantierung
arbeitet (Canyon-Technik). Die wesentlichen Züge dieser

Technik, die sich über Jahrzehnte bewährt hat, sind:

- Instandhaltung mit Kran unter Fernbedienung,

- direkte Sicht im mittelaktiven Bereich, Periskop im hoch-

aktiven Bereich,

- modulare Bauweise der Anlagenkomponenten,

- abgeschirmte Kran-Service-Zelle.

Diese bewährte Instandhaltungstechnik wird für Neuplanun-
gen weiterentwickelt. Genannt seien hier die FEMO-Technik
der DWK und das i nstandhaltungskonzept der geplanten
Anlage UP-3 in La Hague.

Die FEMO-Technik ist gekennzeichnet durch:

- i nstandhaltung durch Kran und zentrales Manipulator-

Trägersystem,

- mo dularen Aufbau der Anlagenkomp onenten und Hand-

habungseinrichtungen,

- Sicht über Fernsehkameras,

- eigenen Servicetrakt zur Instandhaltung.

Demgegenüber geht der Grad an Fernhantierung in der Pla-
nung der UP-3 nicht ganz so weit:

- Geschweißte Prozeßapparaturen werden auf Lebensdauer

ausgelegt; die Instandhaltungstechnik entspricht dort

weitgehend den bewährten Praktiken der bestehenden
Anlage in La Hague.

- Standardauslegung für Austauschkomponenten. Fernbe-

dienbarer Austausch mit Hilfe von speziellen Transfer-
Behältern.

Modulare Bauweise und Fernhantierung im Eingangsbe-
reich.

Alle diese Fernhantierungseinrichtungen werden in umfang-
reichen Tests in Testständen, meist im Maßstab 1 : 1, er-
probt.

Zusammenfassung
Die Aufarbeitung von LWR-Brennelementen nach dem
PUREX-Verfahren ist heute Stand der Technik und wird
großtechnisch durchgeführt. Die zugehörigen Verfahren der
Abfallbehandlung haben dieses Stadium noch nicht in allen
Fällen erreicht; Fortschritte insbesondere bei der Verglasung
von HAWC sind erzielt worden.

Trotz unterschiedlicher Betriebserfahrungen mit Ergebnissen

in den Anfangsjahren, die aus heutiger Sicht sicherheitstech-
nisch nicht befriedigen, hat die Sicherheitstechnik in WAA
einen Stand erreicht, der einen sicheren Betrieb derartiger
Anlagen erwarten läßt.



Diskussion

A. Tietze (Universität Wuppertal):
Sie haben sich bei der Auflistung von Schutzzielen für

Wiederaufarbeitungsanlagen im wesentlichen auf Strahlen-

schutzziele und nuklearsicherheitstechnische Ziele be-
schränkt. Ich vermisse die Angabe von Schutzzielen auf
dem Gebiet des konventionellen Arbeitsschutzes.

Fragen:

1. Sind derartige Schutzziele definiert worden?

2. Welche sind es?

3. Wie sind sie abgeleitet worden?

W. Thomas(GRS):
Selbstverständlich muß eine Wiederaufarbeitungsanlage als

eine chemische Fabrik den dafür gestell1en konventionellen
Schutzzielen voll entsprechen. Die für die chemische Indu-

strie geltenden Vorschriften zum Arbeitsschutz müssen daher
in gleicher Weise erfüllt werden wie in anderen chemischen
Anlagen.

Mein Vortrag beschränkt sich im wesentlichen auf die nu-
klearspezifischen Aspekte und die radiologische Sicherheit,
die ja das Arbeitsgebiet der G RS darstellen; deshalb bin ich

auf den konventionellen Arbeitsschutz, der durchaus gleich-
rangige Bedeutung hat, nicht im einzelnen eingegangen.

K. Becker (DIN/N Ke):
1. Sind Versuche unternommen worden, die unterschied-

lichen Personendosiswerte in Wiederaufarbeitungsanlagen

mit den verschiedenen angewandten Meßverfah ren - zum
Beispiel Film und TLD und ihren spezifischen Eigenschaf-
ten wie Genauigkeit, Empfindlichkeit und Stabilität der
Anzeige - in Zusammenhang zu bringen?

2. Könnten insbesondere niedrige Neutronendosen bei der
Brennelementherstellung damit zusammenhängen, daß die
teilweise noch zur Messung verwendeten Kernspurfilme
"blind" für die vorkommenden Neutronenenergien sind?

3. Ist es nach Ihrer Meinung opportun (wie zum Beispiel
bei EUROCHEMIC), ein einfaches, billiges, integrierendes
Hochaosis-Langzeitdosimeter für Unfälle, besonders Kriti-
kalitätsunfälle, in Wiederaufarbeitungsanlagen als Er-

gänzung des Routine-Personendosimeters vorzusehen?

W. Thomas (GRS):
Die hier dargestellten Strahlendosen des Betriebspersonals

sind die mit den amtlich vorgeschriebenen Personendosi-

metern gemessenen Dosen. Sie beziehen sich damit auf die
aufgenommene Dosis aus ß, -y-Strahlung. Anteile der Neu-
tronenstrahlung sind nicht enthalten.

Bei der Wiederaufarbeitung spielt die Neutronenstrahlung

in den stark abgeschirmten Bereichen keine spezielle Rolle,
da sie aufgrund der massiven Abschirmungen in den zugäng-

lichen Bereichen schwach ist. Bei Interventionen und im
Teilbereich der Brennstoffverarbeitung rnit Hantierung von

Plutonium sind allerdings erhebliche Anteile an Neutronen-
strahlung vorhanden. In den letzten Jahren sind hier, ins-
besondere im Kernforschungszentrum Karlsruhe, in Cada-
rache und in Japan, Entwicklungsarbeiten zur Verbesserung

der Neutronen-Personendosimetrie durchgeführt worden.

Es hat sich gezeigt, daß mit modernen Dosimetern, sogenann-
ten Albedo-Dosimetern, Neutronendosen. gemessen werden,

die bei der Plutoniumverarbeitung Aufschläge von 30 bis

50 % auf die bisher gemessenen -y-Dosen bedeuten. Bisher hat
man Neutronenpersonendosen aus Ortsdosismessungen ab-
geschätzt. Vergleiche mit den Meßwerten der neuen Neu-
tronen-Personendosimeter führen zu ziemlich guter Über-

einstimmung. I nsgesamt befriedigt jedoch die meßtechni-
sche Erfassung der durch Neutronen verursachten Personen-

dosis noch nicht.

Der Einsatz eines speziellen Dosimeters für Kritikalitäts-
störfälle erscheint nicht besonders sinnvolL. Zum einen

ist ein Kritikalitätsstörfall in einer modernen Wiederauf-
arbeitungsanlage während ihrer Betriebszeit nicht zu er-
warten. Würde ein solcher Fall dennoch auftreten und
trotz der dicken Abschirmungen das Personal noch radio-

logisch betreffen, so würden wegen der parallel zu den
Neutronen auftretenden harten -y-Direktstrahlung und der
-y-Streustrahlung aus Abschirmungen auch die derzeit ge-
tragenen Dosimeter zum Nachweis ausreichen.

G. G. Eigenwillig (KWU):
Zunächst noch eine kurze Bemerkung zur Frage der Unfall-
verhütung in Wiederaufarbeitungsanlagen. Es gibt die Pro-
blematik der Anwendung konventioneller Unfallverhütungs-
vorschriften in kerntechnischen Anlagen. Darum hat der
BMFT vor einem Jahr ein Vorhaben eingeleitet, das 1985
abgeschlossen werden solL. Es befaßt sich mit dem Thema
des Arbeitsschutzes in Wiederaufarbeitungsanlagen.

Meine Frage an Herrn Thomas ist, warum die Kollektiv-
dosis und die Individualdosis der Beschäftigten in der japa~

nischen Wiederaufarbeitungsanlage Tokai so bemerkens-

wert niedrig ist.

W. Thomas (GRS):
Die Kollektiv- und Individualdosen der Anlage Tokai sind

verglichen mit Dosiswerten aus anderen Anlagen in der Tat
deutlich niedriger. Eine schlüssige Erklärung hierfür wüßten
wir auch gerne, aber unsere Kontakte zu den entsprechenden
japanischen Stellen sind begrenzt. Unsere Informations-

quelle, eine Veröffentlichung von Ryoji Azo und seinen
Mitarbeitern, enthält ,und zwar Angaben zu den Gesamt-
personalstärken und der Anzahl der Beschäftigten mit
meßbaren Dosen; eine Begründung für die sehr kleinen
Dosen läßt sich daraus jedoch nicht herleiten.
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Endlagerung im internationalen Vergleich

Von D. Rittig und H. Uhlenbruck 1)

Kurzfassung
Mit der Beseitigung radioaktiver Abfälle wird international
die gleiche Zielsetzung verfolgt, das Auftreten unzulässiger

Mengen radioaktiver Stoffe in der Biosphäre zu verhin-
dern. In den einzelnen Staaten kommen dazu unterschied-
liche Konzepte zur Anwendung.

Für schwach- und mittel radioaktive Abfälle wird die End-
lagerung als oberflächennahe Lagerung oder durch Ver-
sen ken im Meer praktiziert. Letztere wurde 1981 ausge-

setzt. Staaten, die für diese Abfallarten ein aufwendigeres

Konzept verfolgen, überbrücken die Zeit bis zu dessen

Realisierung durch eine Zwischenlagerung.

Für die Endlagerung alphahaitiger und hochradioaktiver
Abfälle gibt es international vergleichbare und technisch

realisierbare Konzepte für eine Lagerung in tiefen geolo-
gischen Formationen. Diese befinden sich aber noch im
Stadium der Entwicklung und Erprobung. Die vorhandenen

Möglichkeiten zur sicheren Zwischenlagerung lassen es zu,
die Kenntnisse über die langfristige Endlagerung dieser Ab-
fälle auch noch über das Jahr 2000 hinaus weiter abzu-

sichern und zu vertiefen.

Was die Bundesrepublik Deutschland betrifft, sind die
Konzepte fachlich soweit ausgereift und die Planungen

und Forschungsarbeiten soweit fortgeschritten, daß die
Beseitigung aller anfallenden radioaktiven Abfälle grund-

sätzlich sichergestellt werden kann.

Abstract
The disposal of radioactive wastes is internationally aimed
at avoiding the presence of inadmissible quantities of radio-
active material in the biosphere.

The disposal of low and medium radioactive wastes is per-
formed either by shallow land burial or by submersion into
the sea. The latter one has discontinued in 1981. Countries

persuing a more ambitious procedure for the disposal of
low and medium radioactive wastes use intermediate storage
until this procedures can be realized.

Concerning the disposal of ~-emitting and high active wastes,
internationally comparable and technically realizable con-
cepts for a disposal in deep geological formations are existing,
but, however, still in the trial and development stage. The
possibilities available for the intermediate storage permit,
to further confirm and to deepen the knowledges on the

long term disposal of these wastes until beyond the year
2000. In the Federal Republic of Germany, concepts are

matured and plans or investigations have progressed to such
a degree, that the disposal of all radioactive wastes expected
to come up can be assured.

1) Dipl..Phys. Dieter Rittig und Dr..lng. Hermann Uhlenbruck,

Gesellschaft für Reaktorsicherheit (G RS) mbH, Köln
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Einleitung
Der Einsatz natürlich vorkommender und künstlich herge-
stellter radioaktiver Stoffe in i ndustrie, Forschung und
Medizin ist bekanntlich verbunden mit der Entstehung

radioaktiver Abfälle.

Für die Abfälle besteht weltweit die Verpflichtung einer

geordneten, das heißt sicheren Beseitigung. Einheitliches
sicherheitstechnisches Ziel ist dabei, das Auftreten unzu-

lässiger zusätzlicher Mengen radioaktiver Stoffe in der
Biosphäre, also in dem von Lebewesen bewohnten bzw.
bewohnbaren Raum, zu verhindern.

Entscheidenden Einfluß auf die Realisierung der Beseiti-
gung in den einzelnen Staaten haben:

- die unterschiedlichen radiologischen Eigenschaften der

Abfälle,

- die jeweiligen nationalen Entsorgungskonzepte,

- die nationalen geologischen Gegebenheiten für die Be-

seitigung sowie

- die einzelstaatlichen Bestimmungen des Strahlen- und

Umweltschutzes.

Die untersch iedliche Wichtung des einen oder anderen
Gesichtspunktes führt in den einzelnen Staaten zu verschie-
denartigen Beseitigungskonzepten. Die Darstellung von

möglichen Varianten der Beseitigung radioaktiver Abfälle
und ihre Nutzung ist Inhalt des nachfolgenden Vergleichs.
Die Betrachtungen stützen sich dabei auf Informationen

aus den Staaten der Europäischen Gemeinschaft (EG-Staa-

ten) und den Vereinigten Staaten von Amerika (USA).

Soweit im Einzelfall darnberhinaus erwähnenswerte Ent-
wicklungen und Erfahrungen aus anderen Staaten vorliegen,
werden diese in den Vergleich mit einbezogen.

Die Beseitigung der radioaktiven Abfälle hat sich in den

einzelnen Staaten, insbesondere vor dem Hintergrund na-
tionaler Gegebenheiten, mit der Zeit unterschiedlich ent-
wickelt. Eine vergleichende Betrachtung ist daher von vorn-
herein erschwert. Zum besseren Verständnis der nationalen
Endlagerkonzepte ist es deshalb notwendig, auch die we-

sentlichen Einflußfaktoren und hier insbesondere

- die Abfälle selbst und

- die prinzipiellen Möglichkeiten ihrer Beseitigung

etwas näher zu betrachten.

Aus diesem G rund wird nacheinander auf folgende Punkte
ei ngegangen:

1. Herkunft, Art und Aufkommen radioaktiver Abfälle,

2. Beseitigungsmöglichkeiten für radioaktive Abfälle,

3. Stand der Praxis bei der Endlagerung radioaktiver Ab-

fälle,

4. Planungen und einschlägige Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben für hochradioaktive Abfälle,

5. Zusammenfassender Vergleich.



Herkunft, Art und Aufkommen radioaktiver Abfälle Tafel 1 : Aktivitätskonzentration für vier verschiedene' Abfallklassen

Die Herkunft radioaktiver Abfälle ist zurückzuführen auf:

Kernreaktoren und die dazugehörigen Versorgungs-

bzw. Entsorgungsanlagen des Brennstoffkreislaufs,

Kernforschungszentren und -laboratorien,

Fabriken, Werkstätten und Krankenhäuser, in denen

Radioisotope verarbeitet bzw. angewendet werden.

Unter Kernreaktoren sind dabei zu verstehen:

Kernkraftwerke,

Demonstrations- und Prototypkernkraftwerke sowie

Forschungsreaktoren.

Mit den Versorgungsanlagen sind im wesentlichen ange-
sprochen:

- Uranerzabbau und -aufbereitung,

- Uranhexafluorid (UF6)-Konversion,

- Anreicherung und

- Brennelementherstellung.

Entsorgungsanlagen sind

- Wiederaufarbeitungsanlagen sowie eventuell alternative

- Anlagen zur Konditionierung der Brennelemente für eine

direkte Endlagerung.

Vom Prinzip her fallen radioaktive Abfälle unabhängig von
ihrer Herkunft in mehr oder minder großem Umfang so.

wohl beim Betrieb als auch bei einer eventuellen Umrü-

stung sowie einer späteren Stillegung und Beseitigung an.

Das Spektrum der sogenannten Rohabfälle reicht dabei
von leichtkontaminierten Reinigungsabfällen bis hin zu
kontaminierten und aktivierten Strukturteilen sowie hoch-
aktiven Spaltproduktlösungen. Dabei unterscheiden sich
die Abfälle im wesentlichen durch die radiologischen, che-
mischen und physikalischen Eigenschaften.

Von den chemischen und physikalischen Eigenschaften
beeinflussen die unterschiedlichen Aggregatzustände zum
einen ganz wesentlich die Abfallbehandlung zur Endlage-

rung. Zum anderen ermöglichen sie aber auch zum Teil
eine direkte Überführung in den Biozyklus. So werden zum
Beispiel während des Betriebs von Kernkraftwerken und
Wiederaufarbeitungsanlagen entstehende flüssige und gas-
förmige Abfälle, nach den staatenspezifisch geltenden Strah-
lenschutzvórschriften und unter sachgemäßer Überwachung
in Gewässer eingeleitet bzw. an die Atmosphäre abgegeben.
Diese Abfälle sind nicht Gegenstand dieses Vergleichs. Dies
gilt ebenso für die gasförmigen Isotope H 3, Kr 85, J 129
und C 14, die im wesentlichen aus der Wiederaufarbeitung

herrühren. Diese Isotope unterliegen einer besonderen Be-

trachtung und für eine eventuelle Beseitigung einer ganz

speziellen Behandlung.

Es ist verständlich, daß die Unterschiedlichkeit in den Eigen-
schaften der radioaktiven Abfälle auch zu unterschied-

lichen Belastungen der Biosphäre führen kann und damit
unterschiedliche Formen der Endlagerung bedingt. Um die
Abfälle zumindest in ihren radiologischen Eigenschaften

überschaubar zu machen, werden sie üblicherweise klassifi-
ziert. Trotz verschiedener Bestrebungen gibt es jedoch noch
keine einheitliche Klassifizierung, die international auch
gültig ist.

Klasse
Aktivitätskonzentration

ß/yin Ci/m3 ainCi/m3
schwachaktiver

;;lO-' ~10-2Abfall
SAA

mittelaktiver
Abfall 10-'-10' ~10-2
MAA

alpha- ;;10-' ::10-2
strahlender

Abfall
10-'-10' ::10-2ALPHA

hochaktiver
Abfall ;;10' ::10-2
HAA

Für die folgenden Betrachtungen wird eine Abfallklassifi-
zierung zugrunde gelegt, die auf einem Vorschlag der EG
(1 J basiert. Darüber hinaus werden für den vorliegenden
Vergleich Richtwerte für die Aktivitätskonzentration in
den einzelnen Klassen definiert (Tafel 1). Die Abfallklassen
mit den Richtwerten für die Aktivitätskonzentrationen sind
dabei so gewählt, daß sich die Daten über das Abfallauf-
kommen in .den einzelnen Staaten noch am besten ver-
gleichend darstellen lassen. Darüberhinaus haben diese

Klassen den Vorteil, daß darauf auch die derzeit angewand-

ten bzw. geplanten Beseitigungsaktionen der Staaten zu-

rückgeführt werden können.

Dementsprechend werden folgende vier Abfallklassen ein-
geführt:

- schwachaktive Abfälle,

- mittelaktive Abfälle mit vorwiegend kurzlebigen Beta-

G.amma-Strahlern und geringer bzw. vernachlässigbarer
Wärmeproduktion,

- alphastrahlende Abfälle und

- hochaktive Abfälle, beide mit sehr langlebigen Isotopen

und letztere auch mit sehr hoher Wärmeproduktion.

Zur Kategorie der schwachaktiven Abfälle (SAA) gehören

hauptsächlich Abfälle schwachaktiver Ko nzentrationen aus
den Forschungsanstalten, der industriellen und medizi-
nischen Nutzung der Radioisotope sowie aus den verschie-
denen Anlagen des Kernbrennstoffkreislaufs. Die Konzen-
tration der Transurane (Plutonium, Americium usw.) ist

in dieser Abfallkategorie praktisch gleich NulL.

Die Kategorie der mitte/aktiven Abfälle (MAA) umfaßt
Verfahrensabfälle, die hauptsächlich Beta-Gamma-Strahler

in verhältnismäßig hoher Konzentration enthalten. Die
Abfälle stammen zum größten Teil aus Kernkraftwerken

und Wiederaufarbeitungsanlagen und sind Ionenaustauscher-
harze, Filtereinsätze, Verdampfungsrückstände usw. Die
Konzentration der Alphastrahler ist auch in dieser Abfall-
klasse praktisch gleich NulL.

In der Kategorie der a/phastrah/enden Abfälle (ALPHA)

sind Abfälle zusammengefaßt, die Nuklide enthalten mit
zum Teil sehr langen Halbwertzeiten, wie sie in Kernlabo-
ratorien, in denen Transuranforschung betrieben wird, bei
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Bild 1: Abfallaufkommen für SAA und MAA bis zum Jahre 2000
(Schätzung)

der Brennelementherstellung, sowie bei der Wiederauf-

arbeitung der abgebrannten Brennelemente anfallen. Ein
Teil dieser Abfälle hat eine im Vergleich zur Alpha-Akti-

vität schwache spezifische Beta-, Gamma-Aktivität, ein

anderer Teil dagegen besitzt eine mittlere spezifische Beta-
und Gamma-Aktivität, wie beispielsweise die Endstopfen
und Hülsen der Brennelemente.

Die Kategorie der hochaktiven Abfälle (HAW) bilden die
Abfälle aus der Wiederaufarbeitung mit hohen Gehalten

an alpha- und betastrahlenden Spaltprodukten.

Bezogen auf die so eingeführten Klassen wird das Abfall-
aufkommen der einzelnen Staaten gegenübergestellt. Da-
bei wird das bis zum Jahr 2000 kumulierte Aufkommen,
das auf den Schätzungen der jeweiligen Staaten basiert
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Bild 2: Abfallaufkommen für ALPHA und HAA bis zum Jahre 2000

(Schätzung)

38

(1, 2, 3, 4) herangezogen. Darin enthalten sind zwangs-
läufig auch Annahmen über den Umfang des zu verwirk-
lichenden Kernenergieprogramms, die, ausgenommen von
Schweden, aus heutiger Sicht zu optimistisch sind. Diese
Abschätzungen liegen jedoch den Planungen der Lager-

kapazitäten in den einzelnen Staaten zugrunde. Der nicht

aus dem Brennstoffkreislauf kommende Anteil in den ge-
schätzten Abfallmengen beträgt jeweils zwischen 15 und
20%.

Das zu entsorgende Abfallvolumen ist in verschiedenen

Staaten sehr unterschiedlich (Bild 1 und 2). Die geringen

Mengen von mittelaktivem Abfall in Belgien und den Nie-
derlanden stehen unter anderem im Zusammenhang damit,
daß keine Wiederaufarbeitung realisiert ist bzw. realisiert
werden soli und mit Rücknahme nach einer Wiederaufar-
beitung im Ausland bis zum Jahr 2000 nicht gerechnet wird.
In Schweden und den USA wird nicht zwischen schwach-
und mittelaktivem Abfall unterschieden.

Im Vergleich zu den schwach- und mittelaktiven Abfällen
ist das alphastrahlende bzw. hochaktive Abfallaufkommen
generell über eine Zehnerpotenz niedriger.

Die Mengen hochradioaktiver Abfälle für die Bundesrepublik
Oeutschland resultieren aus den Abfällen der im Ausland
wiederaufgearbeiteten Brennelemente. Darüber hinaus ist
in der Bundesrepublik Deutschland und in der Schweiz

die Kategorie der alphatialtigen Abfälle nicht definiert.
Die alphahaitigen Abfälle werden aufgrund der Wahl der
Endlagerform in der Klasse der schwach- und mittelaktiven
Abfälle mit erfaßt.

Der geringe Anfall hoch radioaktiver Abfälle in den USA
ist mit dem derzeitigen Verzicht auf eine Wiederaufarbei-

tung und der Nichtberücksichtigung von abgebrannten

Brennelementen in dem Abfallaufkommen zu erklären.

Eine Einschätzung der Größenordnung der angegebenen
Abfallmenge ist durch einen Vergleich mit konventionel-

lem Sondermüll möglich. Von letzterem fallen allein in
der Bundesrepublik Deutschland jährlich 100mal soviel
an wie radioaktiver Abfall in allen EG-Staaten zusammen
(5).

Beseitigungsmöglichkeiten für radioaktive Abfälle
Wie bereits eingangs erwähnt, ist bei einer Beseitigung der
radioaktiven Abfälle zu verhindern, daß es zu einer unzu-

lässigen zusätzlichen radioaktiven Belastung der Biosphäre

kommt. Als prinzipielle Möglichkeiten einer Beseitigung
radioaktiver Abfälle bieten sich an:

- die radioaktiven Abfälle ganz aus der Biosphäre zu ent-

fernen;

oder

- die radioaktiven Abfälle solange einzuschließen, das

heißt von der Biosphäre fernzuhalten, bis sie infolge
des radioaktiven Zerfalls keine unzulässige Belastung

für diese mehr darstellen, was als "Endlagerung" be-
zeichnet wird.

Oie Entfernung aus der Biosphäre, d~s heißt die Überfüh-
rung in den Weltraum oder in das Erdinnere stellt zumin-
dest zur Zeit noch keine realistische Möglichkeit dar und

wird hier auch nicht weiter betrachtet.

Die Wiederverwertung bzw. Beseitigung als konventionel-
ler Abfall erfolgt in der praktischen Anwendung heute im



wesentlichen als Dekontamination von Stahlteilen im Rah-
me n von U mrüst. bzw. Stillegungs- und Beseitigungsmaßnah-
men. Entscheidenden Einfluß haben hierbei die Vorgaben

für die Grenzwerte der Aktivitätskonzentrationen, die in
den einzelnen Staaten sehr unterschiedlich sind (Tafel 2).
Dabei variieren nicht nur die Bezugsgrößen, sondern auch

die Grenzwerte selbst um mehrere Zehnerpotenzen (6).
das heißt, in einigen Staaten können bestimmte Abfälle

bereits wiederverwendet bzw. konventionell beseitigt wer.
den, die in anderen Staaten noch im Rahmen der atom-
rechtlichen Genehmigungspflicht geordnet zu beseitigen
sind.

Zur Beurteilung der Größenordnung der entsprechenden

Grenzwerte beträgt die mittlere natürliche Aktivitätskon-
zentration im oberflächennahen Erdreich etwa 10.11 Ci/g

(7
Für die Bundesrepublik Deutschland existieren keine ver-
bindlichen Grenzwerte. Im Zusammenhang mit Umrüst-
und Stillegungsarbeiten hat sich aber von Seiten der Län-
dergenehmigungsbehörden der Wert aus § 4 Absatz 2 der

Strahlenschutzverordnung (StrISchV) eingebürgert. Danach

liegt der Grenzwert für die spezifische Aktivität bei einem

1O-4fachen der Freigrenzen pro Gramm aus Anlage IV
der StrlSchV (8), das heißt nuklidspezifisch zwischen 10-'

und 10-11 Ci/go Ebenfalls existiert eine entsprechende Grenz-
wertfestlegung für die zulässige 0 berflächenkontamination.

Aus Umrüstaktionen aus deutschen Kernkraftwerken wurden
inzwischen mehrere 100 t Stahlschrott aus dem Geltungs-

bereich des Atomgesetzes entlassen (9). Gemessen am Ge.
samtaufkommen radioaktiver Abfälle und im Vergleich zur
Endlagerung spielt die Wiederverwendung bzw. Beseitigung
als konventioneller Abfall jedoch eine untergeordnete Rolle.

Die Problematik der Endlagerung besteht darin, die radio-
aktiven Isotope solange gezielt am Ort der Endlagerung fest.
zuhalten, das heißt zu immobilisieren, bis die von ihnen bei
einer Freisetzung verursachte Strahlen belastung in der
Biosphäre tolerierbar ist. Die Zeiträume, um die es sich
dabei handelt, werden durch die Höhe der eingelagerten
Aktivität, das heißt durch die Nuklidart und die Abfall-
menge, und durch die Halbwertzeiten der gelagerten Nu-
klide bestimmt. Bekanntlich klingt die Aktivität in zehn
Halbwertszeiten um den Faktor 1000 ab. Ganzheitlich ge-
seheó; handelt es sich in etwa um Zeiträume

- größer 100 Jahre für schwachaktive Abfälle,

- größer 1000 Jahre für mittelaktive Abfälle,

- größer 10000 Jahre für alphahaltige und hochaktive

Abfälle.

Der Einschluß der radioaktiven Stoffe erfolgt durch physi-
kai isch.chemische, technische oder geologische Barrieren.
Ein aufeinander abgestimmtes System mehrerer Barrieren,
das in der Sicherheitstechnik bekannte Mehrbarrierenprin-

zip, garantiert dabei für die erforderlichen Zeiträume die

Rückhaltung der Radioisotope von der Biosphäre. Als Bar.
rieren kommen in Betracht:

- die physikalisch-chemische Fixierung der Aktivität in

den Rohstoffen bzw. in einer Matrix, in der diese einge-
bettet sind,

- die mechanisch-technische Stabilität der die Rohstoffe

bzw. die Matrix umgebenden Behältnisse,

- die technische Auslegung des Lagers sowie

Tafel 2: Grenzwerte der Aktivitätskonzentration für die Beseitigung
radioaktiver Abfälle

Lad/ Bezugsgröße GrenzertInsjon

Österreich Volumen
10-5Ci/m3

(,,10-11 Ci/g)

IAEA
Frankreich 2 . 10- Ci/g
Luxemburg MaseNiederlande--------- ----- -----

Grossbriannien 10-11 Ci/g

Schweiz Masse und 
a:2'10'3Ci/g------------

Strahlenart ß/y: 2. 10-'0 Ci/g

Italien Mase und 

DDR RadiotoxizItät 10--10-11 Ci/g
Bundesrepublik (4 Nuklid- 

Deutschland gruppen)

- die mehr oder minder tiefen geologischen Schichten und

Formationen.

In der praktischen Realisierung werden folgende Endlager-

formen unterschieden:

Versenkung im Meer,

- oberflächennahe Endlagerung,

- Lagerung in mehr oder minder tiefen Kavernen oder

Bergwerken,

Lagerung in tiefen geologischen Formationen;

wobei diese Endlagerformen unterschiedlich für die ein-
zelnen Abfallklassen angewendet werden (Tafel 3). In den
Spalten steigt von links nach rechts die Aufwendigkeit der
geologischen Barrieren an. i n den Zeilen nimmt von oben
nach unten die radiologische Signifikanz der Abfälle zu.
Die Diagonale zeigt die Endlagerformen, die zumindest

zur Anwendung kommen müssen.

Praktisch angewendet wird derzeit nur die Meeresversen-

kung und die oberflächennahe Lagerung. Die Kavernen-

bzw. Bergwerkskonzepte befinden sich in einer konkreten
Planungsphase oder bereits im Bau. Die Lagerung in tiefen
geologischen Formationen ist im Stadium der Forschung

und Entwicklung. Dementsprechend werden hochaktive
Abfälle derzeit weltweit noch zwischengelagert.

Eine Ausnahme stellt das Lager für schwach- und mitteI-
aktive Abfälle in einem Salzstock in der DDR am Stand-
ort Morsleben dar. Oort wird die Lagerung dieser Abfälle

bereits seit 1978 in tiefen geologischen Formationen prak-

tiziert.

I m folgenden wird auf die Endlagerformen, wie sie in den
einzelnen Staaten zur Anwendung kommen (siehe Tafel 3),
näher eingegangen. Dabei werden auch, soweit vorhanden,
die Betriebserfahrungen mit angesprochen.

Als erstes wird die Versenkung radioaktiver Abfälle im

Meer diskutiert. Diese Einlagerungsvariante stellte für die
europäischen Staaten die erste praktikable Möglichkeit
einer Endlagerung schwach radioaktiver Abfälle dar.

Als nächstes wird die oberflächennahe Endlagerung be-

handelt, da sie heute die einzige praktizierte Form der End-
lagerung ist.
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Tafel 3: Nutzung der Endlagerformen

Klasse Endlagerformen

Ver- oberflächen- Kavernen
tiefe Geologie

senkung nahe oder N .e C'

im Meer Lagerung Bergwerke (i ~ ¡2Cf Cl

SAA
B,CH,GB F,USA,GB CH,S D

NL,I CDN D DDR

MAA
F,USA,GB CH,S D B

CDN D,GB DDR

D,GB D CH i

ALPHA F DDR S B
USA USA USA

0 CDN B
NL CH i

HAA
USA GB USA

F,J
S

USA

Praxis Planung F+E

Die Kavernenlagerung bedingt ganz spezielle geologische
Gegebenheiten insbesondere klüftenlose Granitformationen
in geringen Tiefen, und wird darüberhinaus noch mit einer
sehr aufwendigen Lagertechnik durchgeführt, wie am Bei-
spiel von Schweiz und Schweden kurz gezeigt wird.

Schließlich werden die F+E-Arbeiten für die Endlagerung

insbesondere der hochaktiven Abfälle für die Wirtsforma-

tionen Salz, Kristallgestein zum Beispiel Granit und Ton
diskutiert.

Wie stellt sich nun in diesem Vergleich das Endlagerkon-

zept der deutschen Bundesregierung dar?

1. Die Versenkung radioaktiver Abfälle im Meer wird ledig-
lich beobachtend verfolgt und wissenschaftlich begleitet.

2. Für eine oberflächennahe Endlagerung gibt es zur Zeit

nur vorläufige Überlegungen.

3. Die geologischen Gegebenheiten für eine Endlagerung

in Kavernen sind nur beschränkt vorhanden.

4. Für alle radioaktiven Abfälle wird daher ausschließlich

das Konzept der Lagerung in tiefen geologischen For-
mationen verfolgt.

Da für die nicht oder nur gering wärmeproduzierenden Ab-

fälle, das sind schwach-, mittel- und alphahaltige Abfälle,

das vorhandene Eisenerzbergwerk Konrad genutzt werden

soli, ist diese Lagerform in Tafel 3 in der Spalte "Kavernen
oder Bergwerke" berücksichtigt.

Auf den gegenwärtigen Stand der Planungen und Forschungs-
arbeiten zur Endlagerung wird Professor Röthemeyer im
nachfolgenden Beitrag am Beispiel der geplanten Endlager-
stätten Konrad und Gorleben eingehen. Deshalb sollen an
dieser Stelle nur einige kurze Anmerkungen gemacht werden.

Zur Durchführung eines umfangreichen Forschungs- und

Entwicklungsprogramms erwarb die Bundesregierung im

Frühjahr 1965 das ehemalige Salzbergwerk Asse. Ziel dabei
war es einerseits, generelle Fragen der Errichtung und des
Betriebs eines Endlagerbergwerks für alle festen Abfälle

zu klären. Andererseits sollten auch im großtechnischen

Maßstab Methoden für die Endlagerung von radioaktiven
Abfällen in einem Salzstock erprobt werden.
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Im Rahmen dieser Versuchsprogramme wurden bis zum
Auslaufen der Einlagerungsgenehmigung Ende 1978 rund
125000 Fässer schwach- sowie 1300 Fässer mitteIradio-
aktiver Abfälle eingelagert (10). Dies entspricht fast dem
gesamten bis dahin angefallenen Abfallaufkommen. Die

Forschungs- und Entwicklungsvorhaben werden seit Januar
1979 ohne Einlagerung radioaktiver Abfälle fortgeführt.
Vorrangig sind dies heute geologisch orientierte Unter-
suchungen für ein Endlager für hochradioaktive Abfälle
unter anderem mit speziell hergestellten Glaskokilen mit
radioaktiver Beladung.

Die Realisierung eines Endlagers für schwach- und mitteI-
radioaktive Abfälle soli in naher Zukunft mit der Eisen-

erzgrube Konrad erfolgen. In der Zeit von 1976 bis 1982
wurde in einem Forschungs- und Entwicklungsprogramm
die Eignung der Schachtanlagen aus bergtechnischer Sicht
nachgewiesen. Der derzeit vorgesehene Grubenbereich kann
für die Endlagerung von etwa 400000 m3 radioaktiven
Abfalls genutzt werden, was auch bei den schon gezeigten

Abfallmengen, bis über das Jahr 2000 ausreichen würde.

Für das gesamte Spektrum der Abfälle, einschließlich der
hochradioaktiven Abfälle und eventuell direkt endgelagerter
Brennelemente soli der Salzstock in Gorleben genutzt wer-
den. Seit 1979 wird der Salzstock in einem umfangreichen

Standortuntersuchungsprogramm von über Tage aus unter-
sucht, dem ein untertägiges Erkundungsprogramm folgt.

Praxis der Endlagerung

Die derzeitige Praxis der Endlagerung radioaktiver Abfälle
beschränkt sich, wie schon erwähnt, auf die Versenkung

im Meer und die oberflächennahe Endlagerung.

Versenkung radioaktiver Abfälle im
Me e r

Oie Versenkung schwachradioaktiver Abfälle im Meer wurde
von 1967 bis 1981 im Nordostatlantik durchgeführt. Am
Versenkungsort, der 700 km von den Küsten Spaniens und

I rlands entfernt liegt, beträgt die Meerestiefe etwa 4000 m.
An der Versenkungsaktion beteiligten sich die Staaten
Großbritannien, Niederlande, Belgien und Schweiz. Tafel 4
zeigt die in diesem Zeitraum versenkten Abfallmengen

und die zugehörigen Aktivitäten, aufgeteilt nach Beta-,
Gamma-, Alpha- und Tritium.Aktivität. Entsprechend der
Londoner Konvention von 1972 - einem Übereinkommen

zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch das Ein-

bringen von Abfällen - sind Maximalwerte für die spezi-
fische Aktivität und die Aktivität pro Versenkungsaktion

Tafel 4: Versenkung radioaktiver Abfälle im Meer

Zeitraum: 1967-19B1

Mengen: 8600 t

ß/y-Aktivität: 44000 Ci 

a-Aktivität: 1250Ci

Tritium-Aktivität: 43000 Ci 



festgelegt worden (Tafel 5). Die tatsächlich versenkten Tafel 5: Versenkung radioaktiver Abfälle im Meer: Aktivitäten und
Abfallaktivitäten liegen zum Teil um Größenordnungen Grenzwerte
unter den zugelassenen Grenzwerten (11).

Oberflächennahe Endlagerung
Die oberflächennahe Endlagerung wurde von den hier be-
trachteten Staaten bisher nur von Großbritannien, Frank-

reich und den USA und zwar für schwach- und mittelaktive
Abfälle durchgeführt (Tafel 6). In Kanada wird diese Lager-

form als rückholbare Lagerung praktiziert.

USA

I n den USA wird seit 1962 die oberflächennahe Endlage-

rung in Gräben in lehmigem Sand betrieben. Die ersten
drei errichteten Anlagen sind Mitte der 70er Jahre wieder
geschlossen worden (12, 13). Anlaß waren überdurchschnitt-
liche Konzentrationswerte der Radionuklide H 3, SR 90
und Cs 137 in der Umgebung. Eine Untersuchung der N RC

ergab, daß die Ursachen auf Schwächen in der Graben-

abdeckung und im Drainagesystem zurückzuführen waren.
Eine Überschreitung der zulässigen Dosisgrenzwerte wurde

jedoch nicht festgestellt.

I n den heute noch betriebenen Anlagen sind bei verbes-
serter sicherheitstechnischer Auslegung inzwischen etwa

800000 m3 radioaktiven Abfalls endgelagert worden. Bei
einer derzeit bestehenden Lagerkapazität von etwa 4 Mili-
onen m3 sind in diesem Jahrhundert keine Engpässe zu

erwarten. Die Betriebserfahrungen der heute betriebenen

Anlagen zeigten bisher keine unerwarteten Ereignisse.

Frankreich
Frankreich verfügt seit 1969 mit dem "Centre de la Manche"
über ein oberflächennahes Endlager für schwach- und mitteI-
aktive Abfälle (14). Bis 1983 wurden etwa 220000 m3
feste Abfälle entgegengenommen, zum Teil dort kondi-
tioniert und endgelagert. Bei einer Gesamtkapazität von

etwa 400000 m3 können bis Anfang der 90er Jahre radio-
aktive Abfälle endgelagert werden. I n absehbarer Zeit er-
folgt daher die Festlegung eines neùen Standortes.

Die Endlagerung mittelaktiver Abfälle erfolgt derzeit in
Betonstrukturen, sogenannten "Monolithen". Darüber wer-
den die schwachaktiven Abfälle gestapelt und mit einer Erd-
abdeckung versehen, was dann insgesamt als "Tumulus"
bezeichnet wird. Dabei kommt ein aufwendiges überwachtes
Drainagesystem zur Anwendung.

Aufgrund der bisherigen Betriebserfahrungen sowie um-
fangreicher Sicherheitsanalysen wird in Frankreich das
mit dieser Endlagerart verbundene Risiko für die Umwelt
als akzeptierbar angesehen.

Großbritannien
In Großbritannien erfolgt die oberflächen nahe Endlagerung
seit Anfang der 70er Jahre ebenso wie in den USA in Gräben
(15). Oie Gräben werden durch ein Drainagesystem ent-
wässert. Oie Neigung des Geländes der am Meer liegenden
Standorte und der darunter liegenden Lehmschicht gewähr-

leistet, daß das Grundwasser zum Meer abfließt. Bei einer
Gesamtkapazität von 1,5 Milionen m3 und einem Lager-

bestand von 500000 m3 sind keine Kapazitätsschwierig-
keiten zu erwarten.

Nuklide Aktivitäten der Aktivitäts-
versenkten grenzwerte

Abfälle

a O,1Cilt 1 Cilt

ß/y 5 Cilt 100Cilt

Tritium 5 Cilt 106 Cilt

Über wesentliche Betriebsstörungen liegen keine Infor-
mationen vor. Eine vom Umweltministerium eingesetzte

Arbeitsgruppe stellte fest, daß unter radiologischen Ge-

sichtspunkten kein Anlaß bestand, die Genehmigungsauf-

lagen zu revidieren.

Planungen, Forschungs- und Entwicklungsvorhaben
Lagerung in Kavernen

In der Schweiz ist vorgesehen, schwach- und mittelaktive

Abfälle in Kavernen einzulagern (2, 16). Mehrere Stand-

orte in klüftenlosen Granitformationen werden derzeit

untersucht und dazu umfassende bau- und anlagentech-
nische Projekte ausgearbeitet. Die aufwendige Lagertechnik
besteht darin, daß neben einer zusätzlichen Betonumhüllung
für mittelaktive Abfälle die Abfallgebinde in den Endlager-

kavernen sukzessive einbetoniert werden. Darüberhinaus

werden die verbleibenden, nicht beladbaren Hohlräume,

ebenfalls mit Beton verfüllt. Nach der vollständigen Be-

ladung des Endlagers erfolgt dies dann auch für die Emp-
fangsanlagen und die Verbindungs- und Zugangsstollen.

Während in der Schweiz noch keine Standortfestlegung
erfolgt ist, hat die schwedische Regierung den Bau eines

ähnlichen Lagers bereits bewilligt. Das Endlager wird in
Forsmark rund 100 km nördlich von Stockholm in einer
Granitformation vor der Küste mit einem Lagervolumen

von zunächst 110000 m3 eingerichtet (3, 17). Die Inbe-
triebnahme ist für 1988 vorgesehen.

Tafel 6: Oberflächennahe Endlagerung radioaktiver Abfälle

Inbetrieb-
Gesamt-

LagerbestandLand Anlage kapazität
nahme inm3 inm3

diverse ab 1962
bereits 1,8'106 2,9'105Anlagen geschlossen

USA
diverse

ab 1965 3,6'106 4,8'105Anlagen

Centre
F dela 1969 4,0,105 2,2,105

Manche
Dounreay 1972 3,4.10"

GB -------- ------------------
Drigg 1971 1,5'106 5,0,105
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Tiefe geologische Formationen

Für hoch radioaktiven Abfall aus der Wiederaufarbeitung

abgebrannter Brennelemente bestehen in allen Staaten
Konzepte für eine Einlagerung in tiefen geologischen For-
mationen. Für die Wahl einer geeigneten Endlagerforma-

tion ist von wesentlicher Bedeutung

die Langzeitstabilität der geologischen Formationen

insbesondere unter dem Einfluß der lokalen Wärme-

beanspruchung durch den hochaktiven Abfall,

die Sorptionseigenschaften des Wirtsgesteins und Deck-
gebirges im Hinblick auf das Migrationsverhalten der

langlebigen Radionuklide,

die hydrogeologischen Eigenschaften der geologischen

Formationen hinsichtlich des Auslaugverhaltens des

zur Einlagerung kommenden Abfallprodukts.

Wie schon gezeigt, sollen drei verschiedene Gesteinsfor-
mationen zur Anwendung kommen und zwar

- Salz,

- Kristallgestein, zum Beispiel Granit, und

- Ton.

Entsprechend den geographischen und geologischen Ge-
gebenheiten wird in den einzelnen Staaten der einen oder
der anderen Gesteinsformation der Vorzug gegeben. Bei-

spielsweise in den Niederlanden, der ODR und der Bundes-
republik Deutschland dem Salz, in Kanada, Schweden,

Schweiz, Frankreich, Großbritannien und Japan dem Kristall-
gestein sowie in Belgien und i talien dem Ton. i n den USA
werden alle obengenannten Formationen untersucht.

Vorkommen und Eigenschaften einer Gesteinsformation
werden mit Hilfe aufwendiger geologischer und geohydro-
logischer Untersuchungen zum Beispiel durch Tiefbohrun-
gen und untertägige Erkundungen ermittelt. Neben diesen
standortspezifischen Untersuchungen werden in einigen
Staaten Forschungs- und Entwicklungsvorhaben im wesent-

lichen zum thermomechanischen Verhalten des Wirtsge-
steins und zur Nuklidmigration in untertägigen Untersu-

chungsstätten durchgeführt (Tafel 7) (16).

Auf das Migrationsverhalten der Radionuklide hat aber
auch das Abfallprodukt und hier im wesentlichen die Ver-
festigungsmatrix einen entscheidenden Einfluß.

Tafel 7: Forschungsprogramme in untertägigen Untersuchungs-

stätten

Land Untersuchungsstätte Geologische
Formation

Belgien Mol Ton

Bundesrepublik Asse Salz
Deutschland

Kanada Lac du Bonnet Granit

USA Nevada Test Site Tuff

Schweden Stripa-Mine Granit

Schweiz Felslabor Grimsel Granit/Gneis
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Forschungsarbeiten haben gezeigt, daß die Verfestigung

von hochradioaktiven Abfällen in einer Matrix mit geringen
Auslaugraten technisch machbar ist und zum Beispiel mit
der Verglasung auch großtechnisch schon angewendet wird.
Oarüberhinaus erleichtert die Verfestigungsmatrix in Kom-
bination mit dem Endlagerbehälter (zum Beispiel in Form

einer gasdicht verschweißten Edelstahlkokille) die Hand-

habung im Endlager und die Zwischenlagerung.

Nicht alle Staaten haben sich bereits heute für eine Wieder-
aufarbeitung abgebrannter Brennelemente entschieden. Des-
halb werden alternativ Untersuchungen zur direkten End-
lagerung abgebrannter Brennelemente durchgeführt. Um-

fangreiche Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur

Realisierung unter sicherheitstechnischen Gesichtspunkten

sind zum Beispiel in den USA, Schweden und der Bundes-
republik Deutschland in der Bearbeitung. Dabei werden die

gleichen geologischen Formationen wie für die Endlagerung

der hochaktiven Abfälle in den jeweilgen Staaten zugrunde
gelegt. Ziel der Untersuchungen in der Bundesrepublik

Deutschland ist, eine Beurteilung zu ermöglichen, ob die
direkte Endlagerung zu entscheidenden sicherheitsmäßigen

Vorteilen gegenüber dem Entsorgungsweg mit Wiederauf-

arbeitung führen kann (18). Diese Untersuchungen werden

Ende dieses Jahres abgeschlossen, so daß mit einer abschlie-
ßenden Bewertung in 1985 zu rechnen ist.

Zusammenfassender Vergleich

Mit der Beseitigung radioaktiver Abfälle wird international
einheitlich das Ziel verfolgt, das Auftreten unzulässiger

zusätzlicher Mengeii radioaktiver Stoffe in der Biosphäre

zu vermeiden. Alle Staaten haben eine Konzeption für die
Beseitigung radioaktiver Abfälle. Hauptsächliche Art der
Beseitigung ist allgemein die Endlagerung.

Für schwach- und mittelaktive Abfälle wird die Endlagerung
als oberflächennahe Lagerung und durch Versenkung im
Meer praktiziert. Letztere wurde 1981 ausgesetzt. Die ober-
flächen nahe Endlagerung wird in Frankreich, Großbritannien,
den USA und mit Einschränkungen auch in Kanada durch-
geführt. Andere Staaten verfolgen für diese Arten von Ab-
fällen ein aufwendigeres Konzept und überbrücken die Zeit
bis zur Realisierung durch eine Zwischenlagerung.

Die Betriebserfahrungen mit der oberflächennahen End-

lagerung liegen selbstverständlich noch nicht für die not-

wendigen Zeiträume von 100 und mehr Jahren vor. Die
bisherigen Erfahrungen und die praktizierten Techniken
stützen jedoch das Vorgehen der betreffenden Staaten,
diese weiter bzw. erweitert anzuwenden. Entscheidend ist
dabei auch, daß es hier im Gegensatz zu der gezeigten Ka-

vernenmethode zum Beispiel möglich ist, gegebenenfalls
noch nachträglich Maßnahmen zu ergreifen. Aufwendige
Endlagertechniken für schwach- und mittelaktive Abfälle
- wie beispielsweise die Lageru ng in Kavernen oder Berg-

werken - erweitern die Umfänge der Planung, Entwick-

lung und Nachweisführung. Inwieweit sich diese Techniken
überhaupt für schwachaktive bzw. mittelaktive Abfälle
gegenüber einer oberflächennahen Lagerung auszeichnen,
werden letzten Endes die Betriebserfahrungen zeigen.

Allgemein zwischengelagert werden derzeit die alphahaitigen
und hochradioaktiven Abfälle. Für die Endlagerung gibt

es international vergleichbare und technisch realisierbare
Konzepte, die sich aber noch im Stadium der Entwicklung



und Erprobung befinden. Die vorhandenen Möglichkeiten
zur sicheren Zwischenlagerung lassen es zu, die Kenntnisse
über die langfristige Endlagerung dieser Abfälle auch noch
über das Jahr 2000 hinaus weiter abzusichern und zu ver-
tiefen.

Was die Bundesrepublik Deutschland betrifft, sind die Kon"
zepte fachlich soweit ausgereift und die Planungen und For-
schungsarbeiten soweit fortgeschritten, daß die Beseitigung

aller anfallenden radioaktiven Abfälle grundsätzlich sicher-

gestellt werden kann. I nsbesondere läßt der derzeitige Kennt-
nisstand über die Endlagerung hochradioaktiver Abfälle in
einer Salzformation erwarten, daß ein Endlager dieser Art

als erstes in der Bundesrepublik Deutschland in Betrieb

gehen wird. Mit der Eisenerzgrube Konrad wird darüber-

hinaus Ende der achtziger Jahre eine Endlagerstätte für
alle anderen Abfälle zur Verfügung stehen.
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R. Ne i der ( B AM) :
Herr Rittig, Sie haben erwähnt, daß die schadlose Verwer-

tung von frei dekontaminierten Materialien aus Kernkraft-

werken (KKW) eine untergeordnete Rolle spielt.

Ich meine, daß diese Wiederverwertung und vor allem auch

die schadlose Beseitigung von schwach radioaktiven Ab-
fällen, die gemäß Atomgesetz als nicht mehr radioaktiv
angesehen werden müssen, künftig, wenn mehr KKW still-
gelegt und abgerissen werden, eine nicht geringe Rolle

spielen wird.

Zu Ihrer Bemerkung über die Praxis in der DDR meine
ich, daß dort in einem ehemaligen Salzbergwerk praktisch

schwach- und mittelaktiver Abfall endgelagert und nicht
nur geforscht wird.

Was die oberflächennahe Vergrabung radioaktiver Abfälle
in USA, England und Frankreich betrifft, so haben Sie
gezeigt, daß diese Praxis sich dort bewährt hat und sicher
ist. Deshalb ist es meines Erachtens nicht gerechtfertigt,
wenn wir immer behaupten, wie es heute morgen hier auch
geschehen ist, daß wir in der Bundesrepublik an der Welt-

spitze im Hinblick auf die Beseitigung radioaktiver Abfälle

stehen.
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D. Rittig (G RS):

Zu den von I hnen vorgetragenen Kommentaren möchte ich
folgendes bemerken:

1. Die schadlose Verwertung von Stillegungsabfällen wird
sicherlich in Zukunft mehr an Bedeutung gewinnen. In
dem von mir betrachteten Zeitraum bis zum Jahre 2000
sind die aus dem Geltungsbereich der jeweiligen nationa-
len Atomgesetze entlassenen Abfallmengen jedoch noch

gering.

2. Das von Ihnen erwähnte Endlager für radioaktive Abfälle
in Morsleben in der 00 R stellt in der von mir gezeigten
Tafel 3 tatsächlich eine Ausnahme dar. An diesem Stand-
ort wird ein Endlager für schwach- und mittel radioaktive
Abfälle betrieben, das sich nicht mèhr im Stadium der
Forschung und Entwicklung befindet.

3. Die Bemerkung, daß wir in der Bundesrepublik Deutsch-
land führend bei der Beseitigung radioaktiver Abfälle

sind, bezieht sich in meinem Vortrag lediglich auf den
Kenntnisstand übèr die Beseitigung hochradioaktiver

Abfälle.
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M. Las e r ( K FA) :
Sie haben festgestellt, "daß die Beseitigung aller anfallenden

radioaktiven Abfälle grundsätzlich sichergestellt werden
kann." Im Vorjahr hat jedoch der BMFT ein Strategie-
gespräch zur Beseitigung von Sonderabfällen durchgeführt.
Zu diesen Sonderabfällen gehören Tritium, C.14, Radium
und 1.129. Gegen die Endlagerung dieser Isotope in begeh-
baren Endlagern bestehen erhebliche Vorbehalte.

Glauben Sie, daß unter diesem Gesichtspunkt die Beseitigung
in der Bundesrepublik tatsächlich sichergestellt ist?

Sollte vielmehr nicht insbesondere für Tritium auch die Ver-

senkung im Meer betrachtet werden? Die Versenkung ist

von deutschen Fachleuten als unbedenklich bezeichnet
worden, wenn sie im bisherigen Umfang weitergeführt wird.

D. Rittig (GRS):
Die von Ihnen angesprochenen Sonderabfälle habe ich

bewußt in meinem Vortrag ausgeklammert. Diese Abfälle
unterliegen einer besonderen Betrachtung und für eine
eventuelle Beseitigung auch einer ganz speziellen Behand-

lung, für die sicherlich in den notwendigen Zeiträumen

auch geeignete technische Lösungen gefunden werden. Zur
Zeit ist es jedoch vordringlicher, zunächst einmal die an-

deren radioaktiven Abfälle tatsächlich endzulagern.

Die geplanten Endlagerbergwerke Gorleben und Konrad

Von H. Röthemeyer 1)

Kurzfassung
Die Erarbeitu ng p raxisgerech ter Endlageru ngsbedingu ngen

und die Festlegung von Rahmenbedingungen für die Pla-
nung und Erkundung der Endlager Gorleben und Konrad
erfolgt auf der Basis einer vollständigen Erfassung und

endlagergerechten Kategorisierung der radioaktiven Ab-

fälle. Die Arbeiten führten dazu, daß etwa 95 % des an-
fallenden Abfallvolumens auch für die Endlagerung in der

Schachtanlage Konrad vorgesehen ist.

Die Projekte Gorleben und Konrad werden weitgehend

planmäßig fortgeführt. Die terminlichen Auswirkungen

einer für den Nachweis der langfristigen Sicherheit des
geplanten Endlagerbergwerkes Konrad notwendigen Tief-
bohrung konnten so begrenzt werden, daß weiterhin mit
dem Betriebsbeginn im Jahre 1989 zu rechnen ist.

Die heute angewandten Störfallbetrachtungen zum Nach-
weis der Langzeitsicherheit von Endlagern sind so gut be-

gründet und führen zu so geringen Dosisbelastungen, daß

auch dieser Aspekt der Endlagerung als grundsätzlich ge-
löst angesehen werden kann.

Abstract
The definition of disposal requirements with due regard

to practice, and the establish ment of basic conditions for

the planning and investigation of the Gorleben and Konrad
repositories are made on the basis of an overall registration
and repository-specific categorization of the radioactive

waste. The work carried out resulted in about 95 % of
the waste volume being envisaged for disposal in the Konrad
mine.

1) Prof. Dr.-Ing. Helmut Röthemeyer, Physikalisch-Technische

Bundesanstalt, Braunschweig
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The Gorleben and Konrad projects are being continued
practically according to schedule. As regards the dates
already fixed, the effects of a deep drilling which has to

be sunk to prove the long-term safety of the planned Konrad
repository mine, could be limited to such an extent that
it is still to be expected that operation can be started in
1989.

The examination of possible incidents carried out to prove
the long-term safety of repositories is so weil founded and
the exposure rates obtained are so low that this aspect of
disposal, too, can be regarded as settled in principle.

Urteilsfindung über die Eignung geologischer For-

mation für die Endlagerung radioaktiver Abfälle
Die Erstellung technischer Anlagen und Produkte erfolgt
in der Regel nach Vorschriften, die durch Gesetze, Ver-

ordnungen, Kriterien, Regeln, Richtlinien und Normen
qualitativ und/oder quantitativ vorgegeben sind. Diese

Vorschriften beruhen auf den mit den jeweiligen Anlagen

und Produkten gemachten Erfahrungen und ihrer Bewer-
tung. Sie werden laufend an den Stand von Wissenschaft

und Technik und die Erfordernisse des Allgemeinwohles

angepaßt. Sind alle zu beachtenden Vorschriften bei Pla-
nung, Bau und Betrieb der Anlagen bzw. Produkte nach-
weislich eingehalten worden, gelten sie als "sicher". Eine
Sicherheitsanalyse, in der das Versagen vorschriftsmäßig

errichteter und betriebener Systeme und Komponenten
unterstellt wird, erfolgt in der Regel nicht.

Die Voraussetzungen, die zur Entwicklung der oben ge-

nannten Vorschriften geführt haben, liegen für Anlagen

zur Endlagerung radioaktiver Abfälle zum Teil nicht vor,
da unter anderem

- die Ingenieurkonzepte von der jeweils vorliegenden



nicht normierbaren geologischen Gesamtsituation ge-

prägt werden;

- ihre Anzahl gering und ihre Zweckbestimmung unter-

schiedlich ist;

- lange Zeiträumè zwischen dem Auffahren von Endlager-

bergwerken gleicher Zweckbestimmung liegen;

- direkte Erfahrungen zur Beurteilung der Langzeitsicher-

heit nicht gemacht werden können.

Die erforderliche Sicherheit eines Endlagerbergwerkes in

einer geologischen Formation muß daher durch eine Sicher-
heitsanalyse nachgewiesen werden, die dem System "geo-
logische Gesamtsituation - Endlagerbergwerk - Abfall-
produkte" standortspezifisch Rechnung trägt.

Die Urteilsfindung schreitet daher in Phasen voran. Sie

beginnt in der Regel mit weitgehend standortunabhängigen

technischen Konzepten des Endlagerbergwerkes und der

vorgesehenen Abfallgebinde. Im Eignungsfall endet sie
mit der Festlegung der endlagerfähigen Abfallarten und

der optimalen Anpassung des Endlagerbergwerkes und der

Abfallgebinde an die geologische Gesamtsituation.

Endlagerungsbedingungen für radioaktive Abfälle
Der dargelegte Weg zum Eignungsnachweis für ein End-
lagersystem bedeutet, daß die Anforderungen an endzu-
lagernde Abfallgebinde unter Berücksichtigung der stand-

ortspezifischen Gegebenheiten festzulegen sind. Solche

Endlagerungsbedingungen können im Prinzip ohne einen

genauen Überblick über die vorhandenen und zukünftig
zu erwartenden Abfälle erarbeitet werden. Die Physikalisch-
Technische Bundesanstalt in Braunschweig (PTB) hat sich
jedoch von Anfang an dafür entschieden, diesen Weg auf
der Basis einer Erfassung und endlagergerechten Kategori-

sierung aller Abfälle zu beschreiten. Hierfür sind insbe-

sondere folgende Gesichtspunkte maßgebend:

Erkundungsmaßnahmen, Planung von Endlagerbergwer-
ken sowie Forschungs- und Entwicklungsarbeiten und

Untersuchungen können dem Abfallaufkommen und
den vorhandenen Abfalleigenschaften entsprechend ziel-
gerichtet durchgeführt werden;

- jedes Endlagersystem kann einzeln und in Verbindung

mit anderen Systemen unter sicherheitsmäßigen und

wirtschaftlichen Gesichtspunkten optimiert werden (End-
lagerstrategie zur Beantwortung von "Was - wieviel -
wann - wohin?");

- bei der Optimierung der Systeme einschließlich Logistik
und Einlagerungsablauf kann das Ziel, letztlich zu weit-
gehend standortunabhängigen Endlagerungsbedingungen

zu kommen, von Anfang an verfolgt werden.

Die von der PTB vorgeschlagene Kategorisierung2) (1 J
berücksichtigt die dargelegten Gesichtspunkte, macht die für
eine Sicherheitsanalyse benötigten Angaben für Abfall-
gebinde erfaßbar und besitzt die notwendige Flexibilität
im Hinblick auf zukünftig hinzukommende Abfallgebinde.
Darüber hinaus war sie Voraussetzung für die Erarbeitung
des Kostenschlüssels bei der Endlager-Vorausleistungsver-

ordnung und wird auch die Festlegung späterer Endlager-
gebühren auf eine gute Basis stellen können.

2) Einteilung des radioaktiven Abfalls nach Herkunft, Behälter,

Fixierung und Abfallart.

Die zur Einlagerung in die Schachtanlage Konrad vorge-

sehenen radioaktiven Abfälle werden in einer zur Zeit lau-
fenden Sicherheitsanalyse auf ihre Endlagerfähigkeit über-
prüft. Dies wird im Beitrag von W. Wurtinger und F. Lange

näher ausgeführt. Hier sei jedoch angemerkt, daß sich die
Kategorisierung auch im Rahmen dieser Arbeiten als Basis
zur Formulierung praxisgerechter Endlagerungsbedingungen

bewährt hat.

Rahmenbedingungen für die Endlagerung radio-
aktiver Abfälle
Der kurzfristigen Endlagerbedarfsplanung (etwa bis zum
Jahre 2000) liegen die bereits angefallenen und die zu er-
wartenden Abfallmengen zugrunde. Unter Berücksichti-
gung der Bestrebungen der Abfallverursacher zur Redu-
zierung der radioaktiven Abfallmengen ergibt sich eine
kumulierte Menge von etwa 300000 m3.

Die langfristige Endlagerbedarfsplanung (über das Jahr

2000 hinaus) geht unter anderem von einem elektrischen
Energieverbrauch von 2500 Gigawattjahren aus Kernkraft-
werken aus. Das führt zu einem Abfallvolumen von etwa

1,6 Mio. m3. Es fällt bei der Wiederaufarbeitung (38,8 %),

dem Betrieb von Kernkraftwerken (50,4 %), den Groß-
forschungseinrichtungen (6,8 %), der Industrie (1,7 %)

und den Landessammelstellen (2,3 %) an.

Auf der Basis der Kategorisierung der radioaktiven Ab-

fälle konnten die Rahmenbedingungen für Erkundung

und Planung der Projekte Gorleben und Konrad festge-
legt werden.

Der Salzstock Gorleben wird auf seine Eignung für die
Endlagerung aller Arten fester und verfestigter radioaktiver
Abfälle untersucht, also auch für die Endlagerung wärme-

entwickelnder Abfälle. In der Schachtanlage Konrad da-

gegen ist die Endlagerung solcher Abfälle vorgesehen, die

eine vernachlässigbare thermische Einwirkung auf das um-
gebende Gestein haben.

Die genannte Zweckbestimmung führt dazu, daß etwa

95 % des anfallenden Abfallvolumens auch für die End-
lagerung in der Schachtanlage Konrad vorgesehen sind.

Für diese Abfälle werden somit zwei grundsätzlich unter-
schiedliche geologische Formationen auf ihre Eignung

zur Endlagerung untersucht: Praktisch die Anwendung

des Prinzips der "Redundanz und Diversität" auf die Er-
kundung von Endlagern.

Ein unmittelbarer Entsorgungsdruck besteht nur für die
Abfälle mit vernachlässigbarer Wärmeentwicklung. Ihm

mu ß durch die weitere zügige Erkundung des Salzstockes
Gorleben, der Schachtanlage Konrad und der Fortführung
der Standortuntersuchungen an der Asse Rechnung ge-

tragen werden.

Stand der Projekte Gorleben und Konrad
Gorleben
Standorterkundung
Die Arbeiten im Rahmen der übertägigen Erkundung um-

faßten hydrogeologische Bohrungen und Salzspiegelboh-
rungen, den Bau und die Inbetriebnahme von Grund- und

Oberflächenwassermeßstelien und ein ausgedehntes Spreng-
seismik-Programm zur Erkundung der Salzstock-Umrisse.
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Die letzten zwei von insgesamt vier Pumpversuchen an zwei
weiteren Standorten werden von Oktober 1984 bis Februar
1985 durchgeführt. Die Pumpversuche dienen der Ver-

tiefung der Kenntnisse über die hydrogeologische Situation.

Die Frage, bis zu welcher Teufe Einflüsse von Deckgebirgs-

wässern auf Bereiche unterhalb des Salzspiegels festzu-
stellen sind, konnte auch mit der 42. Salzspiegelbohrung

nicht abschließend geklärt werden. Hierzu ist zumindest

noch eine weitere Salzspiegelbohrung bis 450 m Teufe
und gegebenenfalls noch eine Folgebohrung erforderlich.
Ein entsprechender Betriebsplan wurde beim Bergamt
Celle eingereicht.

Der Schwerpunkt der Arbeiten hat sich auf die Errichtung
der Tagesanlagen und Schächte für das Erkundungsberg-

werk verlagert. Es soll dazu dienen, ein vollständiges Bild
der geologischen Gegebenheiten im Salzstock zu erhalten.

Die Arbeiten zur Vorbereitung der untertägigen Erkundung
konnten am 17. November 1983 begonnen werden und
laufen ungestört.

Die beiden Schächte werden im Bereich des Deckgebirges

im Tiefkälteverfahren abgeteuft. Im Mai wurde mit den
für die Herstellung des Frostkörpers benötigten Gefrier-

bohrungen begonnen, so daß voraussichtlich mit dem Ab-
teufen des ersten Schachtes im 2. Quartal 1985 angefangen

werden kann.

P/anungsarbeiten
Die zunächst standortabhängigen Planungsarbeiten werden

unter Berücksichtigung der im übertägigen Erkundungs-

programm angefallenen standortspezifischen Erkenntnisse
und neuerer Daten insbesondere aus dem Bereich der Wieder-
aufarbeitung und direkten Endlagerung abgebrannter Brenn-

elemente fortgeführt.

Die gegenüber den Planungen für das Entsorgungszentrum

von 30 cm auf 43 cm vergrößerten Durchmesser und die von

900 W auf über 2 kW erhöhten Wärmeleistungen der Glas-
kokillen für die Wiederaufarbeitungsanlage (WA 350) führten
zur Festlegung zum Teil neuer Randbedingungen für die

Bohrlochfelder:

- Bohrlochtiefe:

- Bohrlochabstand:

- Stapelverhältnis:

- maximale Salztemperatur:

Zwischenlagerzeit:

- Endlagerkapazität:

300 m

57 m

1: 1

200°C

30 Jahre

50 Betriebsjahre, elektri.
scher Energieverbrauch
2500 Gigawattjahre.

Untersuchungen unter Zugrundelegung einer abschnittweisen
Stapelung der Glasblöcke zeigen, daß hierdurch die Zwischen-
lagerung zu Lasten des Endlagervolumens deutlich beein-
flußt werden kann. Ein Stapelverhältnis von 1 : 3 zum Bei-
spiel erlaubt die Endlagerung etwa ein Jahr nach Wieder-
aufarbeitung bei Bohrlochabständen von 50 m. Das benötigte
Endlagervolumen erhöhte sich allerdings um den Faktor
2,4. Daher kann erst bei Kenntnis des vorhandenen Endlager-
volumens, das heißt nach der untertägigen Erkundung,

eine Entscheidung gefällt werden. Aus heutiger Sicht ist
von der bereits genannten Zwischenlagerung von 30 Jahren

auszugehen.
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F+E-Arbeiten und Untersuchungen
Die standortspezifische Konkretisierung der Planungsarbeiten
für Gorleben - auch unter terminlichen Gesichtspunkten -

macht es erforderlich, die für dieses Projekt wesentlichen
F+E-Arbeiten und Untersuchungen in die Struktur. und
Ablaufplanung der PTB einzubeziehen. Die PTB wird hier
auch bei Arbeiten aus dem Bereich der Grundlagenfor-

schung insbesondere bei der Vorgabe von Terminen und
endlagerrelevanter Rahmenbedingungen sowie bei der Er-
arbeitung von Alternativen - falls erwartete Ergebnisse

nicht erreicht werden - mitwirken müssen.

Neben Untersuchungen zur Festlegung der bereits ange-
sprochenen Abfallbasisdaten sind Arbeiten zur Realisierung

der bisher in der Asse noch nicht erprobten Einlagerungs-

techniken (Bohrlochtechniken) und zum Sicherheitsnach-
weis in der Nachbetriebsphase (.Wasserpfad", Geotechnik)

bedeutsam.

Termine
Bild 1 zeigt den heute gültigen Terminplan. Die Fortführung
der übertägigen Erkundung bis zum Jahr 1986 liegt vor
allem an den bereits angesprochenen Pumpversuchen. Diese

Arbeiten sind nicht terminführend. Bei der terminführenden
untertägigen Erkundung ist ein geringer Rückstand von etwa
vier Monaten gegenüber dem Rahmenterminplan von 1981
eingetreten. Er kann jedoch noch aufgeholt werden, so daß
die Eckdaten des Rahmenterminplanes weiterhin Gültigkeit
haben.

Konrad
Standorterkundung
Die für die Erkundung der Schachtanlage Konrad vorlie-
genden Rahmenbedingungen unterscheiden sich grund-
sätzlich von denen in Gorleben, da

- die geologische Struktur durch die vorhandene Schacht-

anlage bereits erschlossen ist;

- nur die Abfälle mit vernachlässigbaren thermischen

Einwirkungen auf das umgebende Gestein endgelagert
werden sollen;

- auf den Ergebnissen der seit 1975 vom Institut für Tief-
lagerung der Gesellschaft für Strahlen- und Umwelt-
forschung (GSF) durchgeführten Untersuchungen (2)
aufgebaut wird.

Die Standorterkundung kann sich daher auf für ein Plan-
feststellungsverfahren notwendige ergänzende und ver-
tiefende Untersuchungen beschränken.

Die Arbeiten für den Sicherheitsnachweis insbesondere in

der Nachbetriebsphase zeigten, daß eine Tiefbohrung zur

Untersuchung des Oeckgebirges und der Cornbrash-Zone

erforderlich ist. Am 2. Juli 1984 wurde der Lokations-
betriebsplan und am 6. September 1984 der Betriebsplan
zur Errichtung des Bohrplatzes eingereicht. Die Verfahren

sind so weit vorangekommen, daß voraussichtlich im Ok-
tober mit der Errichtung des Bohrplatzes begonnen werden

kann.

Die Planung sieht die Einlagerung in neu aufzufahrenden

Feldesteilen und eine Ausdehung der Einlagerungsbereiche

bis zu den bislang nicht erschlossenen 800-m- und 1300-m-
Sohlen vor. Dies macht ein untertägiges Erkundungspro-
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Bild 1: Terminplan für das Projekt Endlager Gorleben

gramm erforderlich; es dient dem Nachweis, daß die in dem
bestehenden Grubengebäude gewonnenen Daten auch in
den zukünftigen Einlagerungsfeldern gelten. Die Erkundung
erfolgt durch Auffahren von Strecken bis an die Grenzen

der Einlagerungsbereiche und durch Untersuchungsboh-

rungen.

P/anungsarbeiten
Der Schwerpunkt der Arbeiten liegt bei der Erstellung aus.
legungsreifer Planfeststellungsunterlagen. Hierzu konnten
wesentliche, planungsbestimmende Arbeiten abgeschlossen

werden.

Die Funktion der Schächte wurde an die der Planungen

für Gorleben angepaßt. Demnach ist der Schacht Konrad 1
Seilfahrt-, Förder- und einziehender Wetterschacht, während
Schacht Konrad 2 für den Abfallgebindetransport vorge-
sehen ist. Die Planungsänderung bringt vor allem betrieb-

Iiche Vorteile; so ist es zum Beispiel bei termingerechter

I nbetriebnahme der Schachtanlage möglich, alle angefallenen
und geeigneten Abfälle bis 1995 einzulagern.

Im Zusammenhang mit der Umstellung der Planungen auf
eine getrennte Förderung von Erz und Abfall wurde auch

das Handhabungs- und Einlagerungskonzept für die Abfall.
gebinde auf eine neue Basis gestellt. Um die Strahlenbe.
lastung des Betriebspersonals zu senken, den Durchsatz
zu erhöhen, die Handhabung zu vereinfachen und eine ver.
besserte Zwickelverhüllung zu erreichen, wurde die Faß-
einlagerung auf eine Containereinlagerung umgestellt. EinzeI-
gebinde (zum Beispiel verlorene Betonabschirmungen und
Gußbehälter) werden auf Tauschpaletten transportiert.
Der Transport der Abfalleinheiten im Endlager erfolgt ver-
gleichbar wie in Gorleben, das heißt gleisgebundener Trans-

port übertage auf Plateauwagen am Förderkorb und gleis.
loser Transport untertage auf Hubtransportwagen zum

Einlagerungsort.

47



D~-~_Ji J
1 Schachtanlage einschließlich Anbauten, 2 Verwaltungs- und Sozialgebäude, 3 Verwaltungsgebäude, 4 Wachgebäude, 5 Fördermaschine Süd,
6 Band-, Brech-, Sieb- und Verladeanlage, 7 Materialwirtschaft, 8 Fördermaschine Nord und Umformer, 9 Werkstatt mit Schalthaus, 10 Heiz-
zentrale, 16 Parkplatz

Bild 2: Tagesanlagen Konrad 1

Die Bilder 2 und 3 zeigen Modelle der Tagesanlagen für

Schacht Konrad 1 und 2. Bild 4 verdeutlicht den Einlage-
rungsablauf im Endlagerbergwerk.

Termine
Bild 5 zeigt den Terminplan. Die Tiefbohrung konnte nicht
mehr im ursprünglich vorgesehenen Terminplan (3J aufge-
fangen werden. Die Planungsunterlagen werden daher erst
im Dezember 1985 vollständig sein können. Die PTB wird
jedoch Plankapitel, die nicht von den Ergebnissen der Tief-

bohrung berührt sind, zum ursprünglich vorgesehenen Termin
(März 1985) fertigstelIen, so daß weiterhin mit dem Be-
triebsbeginn im Jahre 1989 gerechnet werden kann. Fertig-
gesteIlte Plankapitel werden der Planfeststellungsbehörde

zum frühest möglichen Zeitpunkt überreicht, damit ihre
Prüfung unverzüglich beginnen kann.

Beurteilung der Langzeitsicherheit

Zweifel an der sicheren Endlagerung radioaktiver Abfälle

werden vor allem mit Schwierigkeiten beim Nachweis der

Langzeitsicherheit begründet. Obwohl ein direkter Nachweis
wegen der langen Zeiträume nicht möglich sein wird, sind
die heute angewandten Störfallbetrachtungen so gut be-
gründet und führen wegen der Vielzahl der (passiven) Barrie-
ren zu so geringen Dosisbelastungen, daß auch diese Aspekte
der Endlagerung als grundsätzlich gelöst angesehen werden
können.

Zutritt von Lösungen als Beispiel für
Störfallbetrachtungen bei Endlagern
inS al z
Der sichere Abschluß der radioaktiven Abfälle gegen die
Biosphäre muß bei Endlagerbergwerken durch einzelne oder
die Summe der Barrieren

G
ø

1 Umladeanlage, 2 Förderturm mit Schachthalle, 3 Lüftergebäude mit Diffusor und Abwetterkanal, 5 Wach gebäude, 7-10 Betriebshof, 13 Hub-
schra uberlan de möglichkeit

Bild 3: Tagesanlagen Konrad 2
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gewährleistet werden (4). Bei Endlagerbergwerken in Salz-

gesteinen handelt es sich um praktisch trockene Bergwerke,
das heißt die Endlagerformation in Verbindung mit sach-

gerechtem Versatz kann grundsätzlich den absoluten Ein-
schluß der radioaktiven Abfälle allein übernehmen. Die

anderen Barrieren werden nur im Störfall benötigt.

Nach heutiger Kenntnis kann als Störfall nicht ausgeschlossen
werden, daß bei der Einbringung stark wärmeproduzierender
Abfälle der Hauptanhydrit in der Barriere Salzstock eine
Schwachstelle bezüglich möglicher Lösungszuflüsse dar-

stellt '(5); (6); (7) Insbesondere könnten durch einen grö-
ßeren Wärmeeintrag in den Salzstock Voraussetzungen ge-

schaffen werden, bei denen heute geschlossene, verheilte

1100 m Sohle

1300m Sohle

Legende

~ Weg der Abfallstoffe

.. ~i:;n~;:e:nfaiienden

Bild 4: Einlagerungsablauf im Endlagerbergwerk
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Wegsamkeiten erneut wirksam werden. Sicherheitstechnisch
relevant sind die Lösungszuflüsse nur in der Nachbetriebs-

phase für einen begrenzten Zeitraum in den Feldesteilen,
in welchen trotz Versatzes eine für Fließbewegungen aus-

reichende Permeabilität noch vorhanden ist.

Vorläufige Sicherheitsanalysen für Gorleben zeigen, daß
auch bei Unterstellung dieses Störfalles Schutzziele einge-
halten werden können, die sonst für den bestimmungs-

gemäßen Betrieb kerntechnischer Anlagen gelten (8J.

Beispiel für eine Risikobetrachtung
Cohen (9J berechnet die Folgen der Endlagerung in 600 m
Tiefe an einem durchschnittlichen Standort. Er unterstellt
dabei, daß die Atome des Abfalls mit derselben Wahrschein.

Iichkeit durch Ingestion aufgenommen werden wie die
Gesteinsatome. Der von einem Großkraftwerk jährlich er-
zeugte und endzulagernde Abfall würde bei dieser Betrach-
tung langfristig zu 0,02 zusätzlichen Krebstoten führen.

Zum Vergleich wird das mit den Abfällen anderer Kraft-
werke einschließlich photovoltaischer Konversion verbun-
dene Risiko angegeben. Es liegt um mehr als das Tausend-
fache höher.

Zeitrahmen für Sicherheitsbetrachtun-
gen
Da bis heute noch keine vollständigen standortspezifischen
Daten für Endlagerbergwerke vorliegen, ist vielfältig ver-
sucht worden, das Gefährdungspotential radioaktiver Ab-
fälle unabhängig von der Endlagerformation mit anderen

Stoffen aus der Umwelt des Menschen zu vergleichen und

daraus Zeiträume abzuleiten, nach welchen keine Unter-
schiede mehr zwischen der Toxizität der radioaktiven Sub-
stanzen und dem Bezugssystem bestehen (6, 10, 11 J.

Aus diesen Vergleichen können aber absolute Zeitmaß-
stäbe nicht gewonnen werden, da

- der Radiotoxizitätsvergleich je nach zugrunde gelegter

Basis zu sehr unterschiedlichen Zeiträumen (Hunderte
bis Millonen von Jahren) führt;

das Erreichen eines bestimmten Vergleichsniveaus nicht
notwendigerweise die Einhaltung von Grenzwerten der

Strahlenschutzverordnung bedingt (das heißt Barrieren
müssen noch wirksam sein);

- der Radiotoxizitätsvergleich wichtige, sicherheitsrelevante

Faktoren wie zum Beispiel das Freisetzungsverhalten
nicht betrachtet.

Daraus ergibt sich, daß nur durch eine endlagerbezogene

Sicherheitsanalyse unter Einschluß zu unterstellender Stör-
fälle der Zeitrahmen festgelegt werden kann, in dem die
vollständige oder teilweise Funktion einzelner Barrieren

gegeben sein muß.

Beispiel für den Standort Gor/eben
Oben wurde unterstellt, daß durch Wärme induzierte Span-
nungen vorhandene potentielle Wegsamkeiten für Wässer

oder Salzlösungen (erneut) wirksam werden können. Kann
weiterhin als Folge dieser Ereignisse ein Zufluß zu den Ab-
fällen mit Nuklidfreisetzung in das Deckgebirge nicht ausge.

schlossen werden, so bestimmt der Zeitpunkt des Auftretens
der maximalen Konzentrationen relevanter Nuklide in der
"Biosphäre" den Zeitraum, in dem die vollständige oder teil-
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weise Funktion der Barrierewirkung des Deckgèbirges nach

Eintreten des Ereignisses erhalten bleiben muß. Da die durch
Wärme induzierten Spannungen die Ursache für den ge-
schilderten Ereignisablauf sind, kann aus der Berechnung
des zeitlichen Verlaufs dieser Spannungen in der Expansions-
und Kontraktionsphase des Salzstockes der Zeitraum für
den Eintritt dieses unterstellten Ereignisses abgeleitet werden.
Beide Zeiträume ergeben zusammen den Gesamtzeitrahmen
für die sicherheitsmäßige Beurteilung dieses Störfalles in der
Nachbetriebsphase. Hieraus lassen sich zeitabhängige An-

forderungen an die Barrieren ableiten.

Nun bleibt zu fragen, wann Störfälle auch ohne wirksame

Barrieren keine signifikanten Auswirkungen mehr haben.
Hier führen schon einfache Modellbetrachtungen zu brauch-

baren Antworten. Sie gehen davon aus, daß der Endlager-

bereich einschließlich der radioaktiven Abfälle von Wässern
aufgelöst wird. Die Radionuklidkonzentration dieser Salz-
lösung wird nach Verdünnung auf Trinkwasserqualität mit
den Grenzwerten der Strahlenschutzverordnung für die
i ngestion verglichen. Es ergibt sich, daß der Zeitrahmen, wo
Barrieren überhaupt noch wirksam sein müssen, größen-

ordnungsmäßig durch 100000 Jahre abgesteckt ist (12J.

Cohen (9J zeigt für die im Kapitel "Beispiel für eine Risiko-
betrachtung" beschriebene Endlagerung, daß die natürliche
Radiotoxizität über dem Endlager nach 100000 Jahren
größer ist als im Endlagerbereich selbst.

Schrifttum

(1) Brennecke, P.; D. Ehrlich; H. IIli; E. Viehl; E. Warnecke "Ra-
dioaktive Abfälle endlagergerecht - Erfassung und Kategorisie-
rung radioaktiver Abfälle". Energiewirtschaftliche Tagesfragen
34 (1984) Nr. 10, S. 767-770

(2J Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung mbH: "Eig-
nungsprüfung der Schachtanlage Konrad für die Endlagerung

radioaktiver Abfälle". Abschlußbericht der GSF-T 136, GSF
(Institut für Tieflagerung) München 1982

(3J Röthemeyer, H.: "Stand der Erkundung von Endlagern". Jahres-
tagung Kerntechnik 84, Fachsitzung Ver- und Entsorgung,

Deutsches Atomforum e.V., Bonn

(4J "Sicherheitskriterien für die Endlagerung radioaktiver Abfälle
in einem Bergwerk". Bundesanzeiger 35 (1983) Nr. 2, S. 45/46

(5 J Zusammenfassender Zwischenbericht über bisherige Ergebnisse
der Standortuntersuchung in Gorleben. PTB, Mai 1983

(6J Herrmann, A.G.: .,adioaktive Abfälle - Probleme und Verant-
wortung". Berlin, Heidelberg, New York: Springer-Verlag 1983

(7J "Störfälle als Folge des Zuflusses von Wässern oder Salzlösungen
in ein Salinar-Bergwerk in steiler Lagerung für die Endlagerung
radioaktiver Abfälle". PTB Inform.-Blatt 4/82 (1982)

(8J Memmert, G.:Stenografisches Protokoll der "Öffentlichen An-
hörung von Sachverständigen zu dem Bericht der Bundesre-
gierung zur Entsorgung der Kernkraftwerke und anderer kern-
technischer Einrichtungen" am 20. Juni 1984, Deutscher Bun-
destag, 10. Wahlperiode, Innenausschuß, Drucksache 10/327,

S.31/124
(9) Cohen, B.L.: "Before its too late". Plenum Press, New York

and London (1983)

(10J Haug, H.O.: "Zerfallsrechnungen verschiedener mittelaktiver
und actinidenhaltiger Abfälle des LWR-Brennstoffkreislaufs",

Teil 11: Radiotoxizitätsvergleich, KfK 3222, Kernforschungs-
zentrum GmbH, Karlsruhe 1981

(11J Koplik, C.M.; M.F. Kaplan u. B. Ross: "The safety of repos-
itories for Highly Radioactive Wastes". Rev. Mod. Phys. 54,
New York, NY (19B2), S. 269/310

(12J Hollmann, A., et al: "Modellbetrachtungen zur Freisetzung
von Radionukliden aus endgelagerten Abfällen." (wird ver.
öffentlicht)



Diskussion

M. E II m e r ( V A K ) :
Wann werden die Einlagerungsbedingungen bekanntgegeben
und wie sieht die Kostensituation für die möglichen Kunden
aus?

H. Röt h e m e y e r (P TB) :
Bezüglich der Kostensituation ist folgendes zu sagen: Seit
Jahren gehen die Vorausleistungsbescheide an Sie als Ver-
ursacher heraus. Sowohl vorausschauend, als auch konkret
nachprüfbar nach Ende eines Haushaltsjahres, so daß von
daher die Verursacher genau Bescheid wissen, um was es hier
geht. Wir haben den Verursachern im Gesprächskreis "Ent-

sorgung" sogar die genauen Kostenplanungen bis zu~ Jahr
2000 zur Verfügung gestellt. Darüber hinaus habe ich auf
der Jahrestagung Kerntechnik - nachlesbar im Band "Ent-
und Ve"rsorgung" - ausführlich die Kostenfrage dargelegt,
so daß ich mir das hier ersparen möchte.

Bezüglich der Anforderung an die Abfälle wissen Sie, daß
wir im engen Kontakt zu den Verursachern stehen. Hier
sind viele Gespräche gelaufen, zum Teil unter dem Dach
des BMI. Wir werden unsere Vorstellungen, die für den
Plan erarbeitet wurden und die in vielen Teilen schon vor-
geklärt sind, nochmals im Laufe dieses Janres .vorstelle.n
und mit den Verbänden und Betroffenen diskutieren. Wir
hoffen auch, durch Vermittlung des BMI, mit den Landes-

sammelsteIlen ins Gespräch zu kommen.

G.G. Ei gen will i g ( K W U ) :
Die Frage von Herrn Ellmer (VAK) und der Vortrag von
Herrn Professor Röthemeyer veranlassen mich zu einem

Diskussionsbeitrag.

Die Annahmebedingungen für Abfallgebinde und damit
verbunden die Spezifikation von Abfallgebinden für die
Endlagerung sind erst möglich, wenn die standortspezi-
fischen Sicherheitsanalysen für das Endlager abgeschlossen

sind. Dies hat auch Rückwirkungen auf die damit verbundene
Produktkontrolle (Qualitätssicherung) für die Abfallge-

binde. Dieses Vorgehen ist notwendig, weil Anforderungen
an Abfallgebinde und deren Überprüfung sicherheitstech-
nisch gerechtfertigt werden müssen. Die Ergebnisse der
Sicherheitsanalysen liegen bisher nicht abschließend vor.

Die Arbeiten für den Luftpfad sind fortgeschritten und
dies wird wohl in dem folgenden Beitrag der Herren Dr.
Wurtinger und Dr. Lange (G RS) deutlich werden. Für den
Wasserpfad liegt bisher nur von PSE ein Modell und keine
Sicherheitsanalyse vor, wie Herr Dr. Popp (BMFT) in seinem
Beitrag ausgeführt hat.

Herr Professor Röthemeyer hat in seinem Vortrag erwähnt,
daß die KWU im Auftrag der PTB Arbeiten zur Erfassung
von radioaktiven Abfällen, Verarbeitungsverfahren und Be-

hältern und zur Produktkontrolle durchgeführt hat. Die

KWU hat dabei auftragsgemäß die Abstimmung mit den
Abfallversursachern gesucht und gefunden.

Wegen des Standes der Sicherheitsanalysen hat die KWU
für die Produktkontrolle vierzehn endlagerrelevante Eigen-

schaften von Abfallgebinden abgeleitet, die unter anderem
auf den Gefahrgutverordnungen Eisenbahn und Straße
und auf der Strahlenschutzverordnung beruhen. Falls die

Sicherheitsanalysen weitere endlagerrelevante Eigenschaften

ergeben, können diese leicht in das System der Produkt-
kontrolle eingefügt werden. Wenn zum Beispiel in der Zu-
kunft die Sicherheitsanalysen für den Wasserpfad in der

Nachbetriebsphase des Endlagers die Notwendigkeit zeigen

sollten, daß Auslaugraten festgelegt werden müssen, so

werden diese dann aufgenommen. Dieses Vorgehen bei der
Produktkontrolle wurde im März 1983 der RSK vorge-
stellt.

Die Abfallerfassung haben wir in Abstimmung mit den
Verursachern durchgeführt. Die Abfallerfassung wurde

durch äußere Gegebenheiten beeinflußt. So führte in einer
Anzahl von Fällen die Ankündigung der Vorausleistungs-
verordnung zu einer Reduzierung der Abfallmengen, während
die Ankündigung des Planfeststellungsverfahrens für die
Schachtanlage Konrad die Variationsbreite der Abfallge-
binde durch die Verursacher erhöhte, um der befürchteten

Gefahr auszuweichen, gegebenenfalls in der Zukunft vor-

kommende Abfallgebinde nicht zur Endlagerung bringen
zu können.

Jährlich findet im Haus der Technik in Essen eine Tagung

über radioaktiven Abfall und Endlagerung statt. Dort hat
im Oktober 1984 Herr Dr. Ambros (Kernkraftwerk Biblis)
vorgetragen, welche großen Erfolge bei der Reduzierung

der Abfallvolumina durch Änderung der Verarbeitungs-

verfahren erzielt werden können. Auf derselben Tagung
hat Herr Dr. Rosenbaum (MAGS in Düsseldorf) erwähnt,
daß eine Volumenreduzierung der bei der Landessammel-

stelle abgelieferten Abfälle zu einer Kostensteigerung füh-

ren kann. Zur Zeit betragen die Annahmeentgelte knapp

2000 DM je 200-liter-Faß (Endabfall). sie müßten aber
gegebenenfalls in naher Zukunft auf bis zu 6000 DM je
200-liter-Faß angehoben werden. Dieser Kostenschub
habe seine Ursache nicht in einer Explosion der Gehälter

und Löhne im Öffentlichen Dienst, sondern beruhe auf
den Fixkosten der Landessammelstelle aus Investitionen,
Betriebsmitteln und PersonaL. Diese Fixkosten bleiben,
die Abfallmengen, auf die sie umzulegen sind, nehmen

aber ab. Ich erwähne dies, um deutlich zu machen, wieviel

Bewegung noch auf dem Abfallsektor ist und wie kosten-
trächtig sie sein kann.

Um eine kodierte Beschreibung für Abfallgebinde zu er-
halten, die einer Vereinfachung dienen soli, hat die KWU
Abfallkategorien vorgeschlagen, die auch mit den Verur-
sachern abgesprochen wurden. Bei den Abfallkategorien
beschreibt ein Buchstabe die Herkunft des Abfallgebindes

und jeweils eine Ziffer den Behälter, die Verarbeitungsver-

fahren und die Abfallart. Die so erzielte Abfallbeschreibung
mit den zugeordneten Datenblättern ist eine Grundlage

für die Erstellung eines Systems für die Produktkontrolle

der Abfälle und Abfallgebinde und für die Bearbeitung

der Sicherheitsanalysen. Es ist zu hoffen, daß die Sicher-

heitsanalysen im Ergebnis dazu führen werden, die inzwi-
schen recht zahlreichen Abfall kategorien zu einer über-
schaubaren Anzahl von Abfallklassen zusammenzufassen.

Auf diese Weise gibt es auch Rückwirkungen auf die zu-

künftige Spezifikation der endzulagernden Abfallgebinde.

Und damit schließt sich der Kreis meiner Ausführungen.

(Anmerkung: Detaillierte Ausführungen über das Thema dieses Dis-
kussionsbeitrags sind zu finden in: G.G. Eigenwillig, P.W. Brennecke,
E.H. Warnecke "Ableitung von Anforderungen an endzulagernde

Abfallgebinde und deren Prüfung". Atomkernenergie . Kerntechnik
44 (2), Seiten 101 bis 104 (1984))
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Vorgehen bei den Stönallanalysen für die Schachtanlage Konrad

Von F. lange und W. Wurtinger 1)

Ku rzfassung

Bei der Störfallanalyse für die Betriebsphase der Schacht.

anlage Konrad wird überprüft, inwieweit die Auslegung

der Anlage selbst, als auch die Auslegung der zu r Endlage-

rung vorgesehenen Abfallgebinde den sicherheitstechni-
schen Anfordernissen im Störfall entsprechen.

Die Untersuchungen haben gezeigt, daß ein Endlager so
ausgelegt werden kann, daß das Auftreten von Störfällen
während der Betriebsphase hinreichend sicher vermieden
werden kann oder daß die Störfälle beherrscht werden.
Dazu wurde die Auslegung der Abfallgebinde unter Stör-
fallbedingungen eingehend überprüft. Ergebnis dieser Über-
prüfung sind konkrete sicherheitstechnische Anforderungen
an die Auslegung von Abfallgebinden. Sie stellen sicher,
daß auch im Störfall keine unzulässigen radiologischen

Auswirkungen auftreten können. Dies kann durch Stör-
fallrechnungen in Verbindung mit experimentellen Unter-

suchungen sowohl zur Freisetzung radioaktiver Stoffe
als auch zu Rückhalteprozessen innerhalb der Anlage ge-

zeigt werden.

Abstract
In the framework of the accident analysis performed for

the operating phase of the former iron ore mine Konrad

as an ultimate storage facility for radioactive wastes, it
has been reviewed, to what extent the design of the plant

itself as weil as the design of the waste packages designated
for storage meet the safety requirements in case of an ac-

cident.

The investigations have shown, an ultimate storage facility
can be designed in such a way, that accidents during the
operating phase can either be avoided with a sufficient
degree of reliability or that the consequences of accidents

are suffciently limited. In this context, the layout of waste
packages (waste container plus waste form) under accident

conditions has been investigated. Results of these investi-
gations form the basis of defined safety requirements assure

that even under accident conditions no inadmissible radio log-
ical effects may arise. This is substantiated by means of
accident calculations in connection with experiments on
both the release of radioactive material from waste packages
under mechanical and thermal load conditions as weil as
on retention processes within the facility.

Einleitung
Das Thema des Vortrages "Vorgehen bei den Störfallanaly-
sen für die Schachtanlage Konrad" erfordert einleitend
eine etwas genauere Spezifizieru ng. Spricht man von Stö r-
fallanalysen in dieser allgemeinen Form, so hat man sich

1) Or. Florentin Lange und Or. Wollgang Wurtinger, Gesellschaft

für Reaktorsicherheit (G RS) mbH, Köln
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bei einem Endlager mit der Betriebs- und der Nachbetriebs-
phase, das heißt der Langzeitsicherheit des Endlagers, aus-

einanderzusetzen.

Auf sicherheitstechnische Aspekte der Langzeitsicherheit
ist Professor Röthemeyer in seinem Beitrag eingegangen.

Dieser Beitrag beschäftigt sich mit der Betriebsphase eines

Endlagers. Im ersten Teil wird die grundsätzliche Vorgehens-
weise, im zweiten Teil die Ermittlung der radio logischen

Auswirkungen bei der "Störfallanalyse für die Betriebs-
phase der Schachtanlage Konrad" behandelt.

Eine Störfallanalyse für ein Endlager im Rahmen eines
Planfeststellungsverfahrens wurde bisher noch nicht durch-
geführt. Sie wirft aber, soweit es die Betriebsphase anbe-

langt, sicherlich keine grundsätzlich neuen Fragestellungen

auf. Hier ist eher darauf hinzuweisen, daß es sich bei einem
Endlager um eine relativ einfache Anlage handelt.

Sowohl die betrieblichen Einrichtungen, als auch die Be-
triebsabläufe selbst sind einfach, verglichen zum Beispiel

mit denen eines Kernkraftwerkes. Komplexe aktivitäts-
führende Systeme, in denen flüssige Medien unter hohem
Druck und hoher Temperatur stehen, sind nicht vorhanden.
Bei den Betriebsabläufen handelt es sich um den Transport
und den Umschlag von Behältern, in denen die Aktivität
in fester an ein Matrixmaterial gebundener Form vorliegt.
Die Aktivitätskonzentration im Abfall ist gering und kann
nicht zur Selbsterhitzung führen.

Darüber hinaus wird die Beurteilung der Sicherheit tech-
nischer Einrichtungen im Endlager dadurch erleichtert,
daß die eingesetzte Technik, die Bergbautechnik, auf jahr-
zehntelange Betriebserfahrungen zurückgreifen kann.

Die Störfallanalyse der Betriebsphase
Die Störfallanalyse für die Betriebsphase beinhaltet die

Ermittlung der Störfälle, die zu einer Freisetzung von Radio-

nukliden in die Umgebung über den Luftpfad führen können.
Für die Betriebsphase ist nur dieser Freisetzungspfad von

Bedeutung. Es sind dabei im wesentlichen drei Bearbei-
tungsschritte zu durchlaufen. Sie sind in Bild 1 gezeigt.

Gleichzeitig gibt das Bild einen Überblick über die Punkte,
auf die im Verlaufe des Vortrages näher eingegangen werden

solL.

Der erste Schritt ist die Ereignisanalyse. Wesentlich für

diesen Schritt ist, daß die für die betrieblichen Abläufe

in der Anlage wesentlichen Daten bekannt sind. Dazu zählen

die Daten zum Anlagenkonzept auf der einen und zu den
zur Endlagerung vorgesehenen. Abfallgebinden auf der

anderen Seite.

Die Ereignisanalyse selbst besteht in einem systematischen

Durchleuchten der Anlage zur Identifizierung unerwünschter
Ereignisse. Ein Ereignis wird dabei dann als unerwünscht
angesehen, wenn es zu einer betrieblich nicht vorgesehenen
Belastung von Abfallgebinden führt und dadurch eine Frei-
setzung radioaktiver Stoffe zur Folge haben kann.



__ Ereignisanalyse ~

l
Ennittlung der

Auslegungsstörfälle

l
Ennittlung der
AuswirkuiJgen

Bild 1: Ablaufschema einer Störfallanalyse (Betriebsphase)

Im zweiten Schritt werden die im Rahmen der Ereignis-
analyse aufgefundenen unerwünschten Ereignisse bewertet,
zu repräsentativen Störfällen zusammengefaßt und klassifi-
ziert.

Der dritte und letzte Schritt der Störfallanalyse beinhaltet
die Ermittlung der Auswirkungen. Dem Begriff Auswir-
kungen kommt dabei eine zweifache Bedeutung zu. Zum
einen sind darunter die radiologischen Auswirkungen zu

verstehen. Sie können infolge eines Störfalls in Form einer
Strahlenexposition von Personen auftreten. Zum anderen
sind aber auch die Auswirkungen auf die Auslegung und

Konzeption von Anlage und Abfallgebinde gemeint. In
der Phase der Konzeptentwicklung ist die Störfallanalyse
eingebunden in einen iterativen Prozeß zur Optimierung
des Gesamtkonzeptes.

Ereignisanalyse
Wie in Bild 1 angedeutet, ist die Voraussetzung zur Ourch-

füh rung der Ereignisanalyse, auf die nun näher eingegangen
werden soll, die Erfassung der relevanten Daten zu An-
lagenauslegung, den Betriebsabläufen und den Abfallge-
binden.

Einen Einblick in Anlagenkonzept und Betriebsabläufe
der Schachtanlage Konrad hat Professor Röthemeyer in

Tafei 1: Abfallbehälter zur Endlagerung radioaktiver Abfälle

Länge/0 Breite Höhe Max.
Abfallbehälter Gebinde-

(m) (m) (m) masse (kg) 

VBA-200 1,06 1,37 4000
VBA-4oo 1,06 1,51 4000
DWK-VBA 1,40 2,00 12500

Gußbehälter I 0,90 1,15 5370
Gußbehälter 11 1,06 1,50 9700
Gußbehälter 11 1,00 1,24 5200

Container i 1,60 1,70 1,45 ~20000
Container 11 1,60 1.70 1,70 ~20oo0
Container 111 3,00 1.70 1,70 ~2000
Container iV 3,00 2,00 1,45 ~2000
Container V 3,20 2.00 1,70 ~2000

Bild 2: Gußbehälter

seinem Beitrag gegeben. Oie Darstellung an dieser Stelle
beschränkt sich deshalb unter dem Stichwort "Datener-

fassung" auf einige wenige Beispiele.

Was die Abfallgebinde anbelangt, so liegt hier inzwischen
ein sehr umfangreiches Datenmaterial vor, das Angaben

über Herkunft, stoffiche Zusammensetzung, Fixierung,

Aktivitätsgehalt, Nuklidzusammensetzung und Verpackung
der zur Endlagerung vorgesehenen Abfälle umfaßt. Für

die Ereignisanalyse sind dabei vor allem die Verpackung,

das heißt Form, Abmessungen, Gewicht und Auslegung

der Abfallbehälter von Bedeutung.

Tafel 1 gibt einen Überblick über die zur Einlagerung in

Konrad vorgesehenen Abfallbehälter zusammen mit zu-
gehörigen Abmessungen und Gewichten. Neben den auf-
geführten Containern sind auch noch Rundbehälter vor-

gesehen; zu ihnen zählen die Fässer mit verlorenen Beton-
abschirmungen (V BA) und die Gußbehälter.

Bild 2 zeigt ein Beispiel für einen Gußbehälter. In die sta-
bilen und zum Teil mit Gußwandstärken bis zu 22 cm

ausgestatteten Behälter werden zum Beispiel unfixierte
Kugelharze aus der Primärkühlwasserreinigung von Druck-

wasserreaktoren, Abwasserkonzentrate oder Coreschrott
verpackt.

Welche Betriebsabläufe bei der Einlagerung dieser Abfall-
gebinde zu analysieren sind, soll am Beispiel des Gebinde-

umschlags in der übertägigen Anlage der Schachtanlage
verdeutlicht werden. Bild 3 zeigt in schematischer Dar-

stellung den Grundriß dieser Anlage mit den für den Ge-

bindeumschlag wesentlichen Einrichtungen. Die wesent-

lichen Betriebsabläufe in dieser Anlage sind:

- Einfahrt der Lkw bzw. Eisenbahnwaggons durch die
Trocknungsanlage in die Umladehalle,

- Entfernen der Transportabdeckungen und Umsetzen

der Gebinde mit dem Brückenkran von Lkw bzw. Waggon

auf den bereitgestellten Plateauwagen,
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Bild 3: Übertagige Einrichtungen der Schachtanlage Konrad am
Schacht 2

Fahrt des beladenen Plateauwagens über einen Quer-

verschub in die Meßboxen der Eingangskontrolle und
Verschub des beladenen Plateauwagens in die Schacht-
halle,

Orehen des Plateauwagens um 90° und Aufschieben
auf den Förderkorb bei gleichzeitigem Abschieben eines
leeren Plateauwagens vom Förderkorb,

Drehen und Verschub des leeren Plateauwagens in die
Umladehalle.

Diese Abläufe wurden mittels Checkliste auf das Auftreten
unerwünschter Ereignisse hin untersucht. Ein Beispiel für
eine solche Checkliste, mit der die einzelnen Schritte im

Betriebsablauf auf mögliche Ereignisse und auslösende

Ursachen abgefragt werden können, ist in Tafel 2 gezeigt.

Die Analyse aller Betriebsabläufe in der Schachtanlage,

das heißt

- Anlieferung und Umschlag der Abfallgebinde in der
übertägigen Anlage,

Abwärtsförderung der Gebinde in der Schachtförder-
anlage,

Umschlag der Gebinde am Füllort und Transport auf
der Strecke zur Einlagerungskammer,

Umschlag und Ablage in der Einlagerungskammer

hat zur Ermittlung von etwa 50 unerwünschten Ereignissen

Ereignis Vorsorge Maßnahme

Ursache

Ablauf

Lasten

Ereignis ~
venneiden~ . I

Auswirkungen ~
begrenzen

Gebindeaus-
legung

Anlagenaus-
legung

Freisetzung

Ausbreitung

Exposition

Bild 4: Bewertung unerwünschter Ereignisse
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Tafel 2: Beispiel für Checkliste zur Auffindung ùnerwünschter

Ereignisse

Ereignisse Ereignisurschen

. Absturz von Abfall- . Materialversagen

gebinden

. Absturz schwerer Laten . Gebirgsmechanisches
auf Abfallgebinde Versagen

. Ko!lision von Transport- . Handhabungsfehler
millel mit und ohne Brand

. Fahrzeugbrand . Wartungsfehler

. Anlagenintemer Brand

. Anlageninteme Explosion

geführt, die hinsichtlich Ursache, Ablauf und Belastung

der Abfallgebinde dokumentiert wurden.

Ermittlung der Auslegungsstörfälle

Der Weg von den identifizierten Ereignissen zur Festlegung
der Auslegungsstörfälle führt

- über eine Zusammenfassung von Einzelereignissen zu
repräsentativen Störfällen und

- über eine Bewertung der Störfälle hinsichtlich der zu
treffenden Vorsorgemaßnahmen.

Der letztgenannte Schritt soli an hand der Darstellung in
Bild 4 näher erläutert werden.

Das Bild zeigt unter den Begriffen Ereignis, Vorsorge und

Maßnahmen drei getrennte Felder. Im ersten Feld sind
die ein Ereignis charakterisierenden Begriffe aufgeführt.

Im zweiten Feld unter dem Begriff Vorsorge ist angegeben,
welche prinzipiellen Möglichkeiten es gibt, Vorsorge gegen

ein Ereignis zu treffen. Das dritte Feld schließlich enthält

die Maßnahmen, die dazu ergriffen werden können, näm-
lich Maßnahmen im Rahmen der Anlagen- oder der Abfall-
gebindeauslegung.

Will man das Ereignis vermeiden, muß man primär Ursache,
Ablauf und damit auch die auftretenden Lasten beeinflussen.
Zur Begrenzung der Auswirkungen kann es zum Beispiel
ausreichen, durch Rückhaltevorrichtungen die Ausbreitung

der Schadstoffe zu verhindern. Dies gilt auch für eine ent-
sprechende Gebindeausleguag, die den Quellterm und damit
die Freisetzung aus dem Abfallgebinde begrenzt.

Diese Zusammenhänge sind durch die zwischen den drei
Feldern eingezeichneten Pfeile angedeutet. Sie machen

insbesondere deutlich, daß zur Vermeidung eines Ereig-
nisses primär Maßnahmen im Rahmen der Anlagenaus-
legung getroffen werden müssen. Zur Begrenzung der Aus-

wirkungen dagegen kann sowohl eine entsprechende Aus-
legung der Anlage als auch die Auslegung der Abfallgebinde
beitragen.

Bild 5 verdeutlicht diese Vorgehensweise noch einmal an-
hand eines Ablaufschemas. Die identifizierten unerwünschten
Ereignisse werden im oben dargestellten Sinne einer Be-
wertung unterzogen. Dabei werden die Auslegungsstör-

fälle, die daraus resultieren, hinsichtlich der Art des Vor-
sorgenachweises in die beiden Gruppen unterteilt:



Auslegungsstörfälle

i
Vorsorgenachweis

Radiologische
Rechnungen

Bild 5: Ermittlung und Charakterisierung der Auslegungsstörfälle

1. Störfälle, die durch Auslegungsmaßnahmen an der An-
lage "vermieden" werden,

2. Störfälle, die in ihren Auswirkungen durch Auslegung

der Abfallgebinde begrenzt werden.

Bei der zweiten Gruppe wird, falls eine Freisetzung nicht
ausgeschlossen werden kann, durch radiologische Rech-
nungen gezeigt, daß die Grenzwerte gemäß Strahlenschutz-
verordnung (StriSchV) eingehalten werden.

Das wesentliche Problem, das bei dieser Vorgehensweise

zu bewältigen ist, wurde bisher noch nicht angesprochen,

nämlich die für die Klassifizierung anzulegenden Bewer-

tu ngskriterien.

Es sind Kriterien, die bei einer ingenieurmäßigen Bewertung
herangezogen werden, wie "technische Machbarkeit", "Auf-
wand" und "Effektivität" einer Maßnahme. Am Beispiel
eines "spektakulären" Störfalles wie dem Ereignis .,örder-

mittelabsturz im Schacht" soli dies verdeutlicht werden.

Dieser Störfall wurde der ersten Gruppe zugeordnet. Es
ist effektiver und technisch "einfacher machbar", durch
Auslegungsmaßnahmen an der Anlage, das heißt in diesem
Fall der Schachtförderanlage, sicherzustellen, daß dieser

Störfall hinreichend sicher vermieden wird, als eine Viel-
zahl von Abfallgebinden gegen diesen Störfall auszulegen.
Zur Begründung muß noch einmal auf den in der Einleitung
schon erwähnten Sachverhalt hingewiesen werden. Die
Bemessung dessen, was "hinreichend sicher" bedeutet,
zum Beispiel im Hinblick auf die Zuverlässigkeit, mit der
das Ereignis vermieden werden kann, wird wesentlich da-
durch erleichtert, daß

1. das Gefahrenpotential, das bei der Förderung von Ab-
fallgebinden zu beachten ist, gering ist,

2. bei der eingesetzten Technik, der Bergbautechnik auf

jahrzehntelange Betriebserfahrungen zurückgegriffen wer-
den kann.

Weitere Beispiele für Störfälle, die der ersten Gruppe zuge-
ordnet werden, sind für Störfälle in der Umladehalle in

Tafel 3 gezeigt. Für die aufgeführten Beispiele sind darüber-

hinaus einige der Auslegungsmaßnahmen genannt, die zur
Vorsorge gegen diese Ereignisse getroffen werden.

Tafel 3: Beispiele für Störfälle in der Umladehalle

Störfall Auslegungsmaßnahmen

Fahrzeugbrand . automatische Brandmeldeanlage

. stationäre Sprühflut-Löschanlage in

den Betonbanketlen der Fahrspur
am Gebindeumschlagsort

Anlageninterner . flächendeckendes automatisches Brand-

Brand mèldesystem
. Wandinnenhydranten, Handfeuerlöscher

. Rauchabzugsanlage

. in Brandbekämpfung ausgebildetes

Betriebspersonal

Erdbében . Auslegung der Umladehalle

und des Brückenkrans auf
Standsicherheit

Sicherheitstechnische Bewertung von
Abfallgebinden
Störfälle, gegen die Vorsorge durch Auslegung der Abfall-
gebinde getroffen wird, sind in Tafel 4 gezeigt. Die dort

aufgeführten Ereignisse können als repräsentativ angesehen
werden für alle Ereignisse, die dieser Gruppe zugeordnet
wurden.

Unter- Zugrundelegung der bei diesen Störfällen für die
Abfallgebinde auftretenden Belastungen wird der rechne-

rische Nachweis erbracht, daß aufgrund der Auslegung der

Abfallgebinde, die radiologischen Auswirkungen unter-

halb der Grenzwerte gemäß StrlSch V liegen. Ein prinzi-
pielles Problem dabei liegt in der Unterschiedlichkeit des

Abfallspektrums. Sie führt zunächst zu einer Vielzahl von
Abfallgebinden, die sich hinsichtlich Aktivitätsgehalt, Ab-
fallprodukt und Verpackung unterscheiden.

Für den Nachweis, daß diese Abfallgebinde unter Stör-
fallgesichtspunkten ausreichend sicher ausgelegt sind, gibt
es zwei prinzipiell unterschiedliche Möglichkeiten. Sie

sind der Darstellung in Bild 6 zu entnehmen.

Der eine Weg läuft über eine Erfassung der Abfalldaten

und der Analyse der einzelnen Abfallgebinde, die zur End-
lagerung vorgesehen sind.

Der andere Weg besteht darin, daß man nicht die Abfall-
verursacher befragt, welche Abfälle wie konditioniert,
das heißt hergestellt und verpackt, an das Endlager abge-

Tafel 4: Repräsentative Störfälle

Betriebsbéreich Störfall

übertägige . Absturzvon Abfallgebinden beim

Anlage Umschlag aus ;; 3 m Höhe

Untertägige . Absturz von Abfallgebinden béi der

Anlage Einlagerung aus ;; 5 m Höhe

. Brand eines béladenen Transport-

fahrzeuges (T ~ 800°C. 4t= 1 h)
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Erfasung der
Abfalldaten
. Abfallprodukt

. Akivitätsgehalt

. Verpackung

l Enmittlung von Grenz-
werten zur Bemessung
der Abfallgebinde

~ . Abfallspektrum
. Freisetzungsanalyse

. Radiolog. Rechnungen

l

Freisetzungsanalyse
für Abfallgebinde

. Abfallprodukt

. Verpackung

. Radionuklide

l
Radiologische
Rechnungen
. Freisetzung

. Rückhaltung

. Strahlenexposition

Ableitung sicherheits-
technischer Anforderungen

. Abfallprodukt

. Akivittsgehalt

. Verpackung

Bild 6: Sicherheitstechnischer Nachweis für die Auslegung der Ab-
fallgebinde

liefert werden sollen, sondern ihnen Anforderu ngen oder

Annahmebedingungen vorschreibt. Diese Anforderungen
müssen dabei so gewählt werden, was zum Beispiel an Modell-
abfällen überprüft werden kann, daß sie die sicherheits-
technischen Erfordernisse gewährleisten.

Wie die in Bild 6 eingezeichneten Pfeile verdeutlichen, wer-
den für die Schachtanlage Konrad beide Wege begangen,

allerdings nicht alternativ, sondern in Kombination. Er.
gebnis dieses Weges sollen sicherheitstechnische Anforde-
rungen an die Abfallgebinde bzw. Annahmebedingungen

sein.

Die Voraussetzung dafür, solche sicherheitstechnischen
Anforderungen ableiten zu können, wurden dadurch ge-
schaffen, daß zunächst der Weg über die "Erfassung der
Abfalldaten" beschritten wurde. Die Vielzahl der dabei

gewonnenen Informationen wurde kanalisiert und benutzt,
um zu einem möglichst praxisgerechten Anforderungs-
profil zu gelangen.

Nach dem derzeitigen Untersuchungsstand kann auf diese
Weise die Vielzahl unterschiedlicher Abfallgebinde zu weni-
gen Abfallklassen zusammengefaßt werden. Die Arbeiten
dazu werden erst Ende dieses Jahres abgeschlossen sein,
sie sollen deshalb an dieser Stelle nicht weiter ausgeführt

werden.

Zum jetzigen Zeitpunkt kann jedoch gesagt werden, daß
auf Basis dieser Klasseneinteilung durch die Physikalisch-

Technische Bundesanstalt in Braunschweig konkrete An-

nahmebedingungen formuliert werden können. Sie werden
festlegen, welche Behälter und welche Konditionierung

des Abfalls zur Endlagerung geeignet sind und damit we-
sentlicher Bestandteil der Planfeststellungsunterlagen sein.

Ermittlung der Auswirkungen
Generelle Vorgehensweise

Aufgrund der skizzierten Vorgehensweise bei der Analyse
unerwünschter Ereignisse während der Betriebsphase des
Endlagers sind drei Störfälle als radiologisch repräsentativ

klassifiziert worden:
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1. übertägig

- Absturz von Abfallgebinden in der Ent- und Umlade-

halle auf den Hallenboden aus maximal 3 m Höhe

2. untertägig

Absturz eines Abfallgebindes in einer Einlagerungs-

kammer aus maximal 5 m Höhe,

Brand eines beladenen Transportfahrzeuges auf einer
Strecke.

Die erforderlichen Schutzmaßnahmen gegen diese Stör-
fälle sind getroffen, wenn die ermittelten Strahlenexpo-

sitionen die Störfalldosisgrenzwerte des § 28 Abs. 3 der
StrlSchV nicht überschreiten.

Die generelle Vorgehensweise bei der Ermittlung von Stör-

fallauswirkungen erfolgt nach dem in den Störfall-Leit-
linien des BMl für Kernkraftwerke mit Druckwasserreak-

toren aufgeführten Grundsatz:

"Die für die Berechnung der möglichen radiologischen

Störfallauswirkungen zu verwendenden Annahmen, Para-
meter und Rechenmodelle sind so festzulegen, daß für
die zu berechnende Strahlenexposition in der Umgebung

der Anlage ein für Planungszwecke hinreichend sicheres

Gesamtergebnis zu erwarten ist".

Bestandteile der Störfallberechnungen

Die Störfallanalyse bis hin zur Ermittlung der Körperdosen
in der Umgebung der Anlage gliedert sich in folgende Be-
standteile:

1. Freisetzung radioaktiver Stoffe

- Charakterisierung des Quellterms aus dem Gebinde

2. Rückhalteprozesse innerhalb der Anlage

3. Quellterm der atmosphärischen Freisetzung

- Charakterisierung des Quellterms in die Umgebung

- Art der F reisetzu ng

4. Berechnung der Strahlenexposition

Expositionspfade

- Ausbreitungsrechnung

- Dosisberechnung

Die drei zuerst aufgeführten Bestandteile der Berechnung

radiologischer Auswirkungen von Störfällen sind abhängig
von den spezifischen Randbedingungen der kerntechnischen
Anlage:

Im Falle eines Endlagers erfolgt die störfallbedingte Frei-
setzung aus Abfallgebinden. Inventar, Abfallprodukt und

Behältereigenschaften bestimmen die Charakterisierung des
Quellterms wie Nuklidzusammensetzung oder Größenspek-

trum freigesetzter Aerosolpartikel. Rückhalteprozesse inner-

halb der Anlage auf dem Transportweg vom Störfallort
bis zur Freisetzung in die Atmosphäre sind abhängig von
den speziellen Gegebenheiten der Anlage. Sie führen zu
einem aus der Anlage freigesetzten Quellterm, der sich
im allgemeinen von dem ursprünglichen innerhalb der An-
lage unterscheidet. Auch die Art der Freisetzung in die
Umgebung ist anlagenspezifisch.

Die sich anschließende Ermittlung von potentiellen Strah-
lenexpositionen erfolgt gemäß den in den Störfallberech-
nungsgrundlagen festgelegten Berechnungsverfahren. Diese



sind Standardverfahren, die weitgehend auf alle kerntechni-
schen Anlagen anwendbar sind. Auf spezielle Gegeben-
heiten beim Endlager, die an wenigen Stellen eine abwei-
chende Vorgehensweise erfordern, wird noch hingewiesen

werden.

Auf die Ermittlung der Freisetzungsanteile aus Abfallge-
binden und die Charakterisierung des Quell terms wird
hier nicht detailliert eingegangen. Als Beispiel zeigt Bild 7

die Aerosolgrößenverteilung der bei einem 3 m Fall von

zementierten Abfallprodukten freigesetzten Zementstaub-

partikeL. Dargestellt sind die differentiellen Freisetzungs-

anteile pro ¡i Intervall im logarithmischen Maßstab gegen

den aerodynamisch äquivalenten Partikeldurchmesser (AED).
Die hier ermittelten Freisetzungsanteile basieren auf Ana-

lysen experimenteller Untersuchungen.

Dem Bild sind folgende Informationen zu entnehmen:

- Die Größenverteilung radioaktiver Zementstaubpartikel

steigt zu großen Partikeln hin an.

- Der integral bis heraus zu Partikeln von 60 Jlm freige-

setzte Anteil beträgt rund 10-5. Davon liegt nur etwa

1 % im Größenbereich bis 10 ¡i und damit im lungen-

gängigen Bereich.

I n dieser Form werden die aus einem Gebinde mit zemen-
tierten radioaktiven Abfällen bei einem 3 m Fall freige-
setzten radioaktiven Staubpartikel im allgemeinen nicht

in die Umgebung gelangen. Vielmehr sind der Freisetzung
störfallerzeugter radioaktiver Aerosole aus der Anlage in
die Atmosphäre Rückhalteprozesse vorgeschaltet, die inner-
halb der Anlage auf dem Transportweg vom Störfallort
wi rksam werden. Wichtiger Bestandteil der Störfallanalysen
ist die Quantifizierung des Rückhaltevermögens innerhalb

der Anlage.

Qua n t i f i z i e run g von R ü c k hai t e pro z e s-
sen
Auf die unterschiedliche Vorgehensweise bei der Ermitt-

lung der Rückhaltung bei Störfällen in der übertägigen An-

lage einerseits und in untertägigen Anlagenteilen anderer-

seits wird hier kurz eingegangen:

Beim obertägigen mechanischen Störfall in der Ent- und
Umladehalle sind die Randbedingungen wohl definiert:

Absturz eines Abfallgebindes aus maximal 3 m Höhe,

- räumlicher Bereich in der Ent- und Umladehalle, wo

das Ereignis eintreten kann,

- räumliche Abmessung der Halle,

- geschlossene Hallentiire,

- Lüftungssystem mit Umluft und definiertem Frisch-
und Abluftanteil,

- Anordnung der Abluftöffnungen.

Die konkurrierenden Prozesse der Sedimentation von Staub-
partikeln auf horizontalen Oberflächen wie dem Hallen-

boden und der Abgabe in die Umgebung über das Abluft-
system bestimmen den Quellterm der atmosphärischen
Ausbreitung. Dieser läßt sich analytisch bestimmen. Bild 8
zeigt noch einmal die für ein zementiertes Abfallprodukt

bei Absturz aus 3 m Höhe ermittelte Verteilungsdichte.
funktion der freigesetzten ZementpartikeL. Zusätzlich ist

das durch Rückhalteprozesse modifizierte, aus der Halle
in die Atmosphäre freigesetzte Partikelgrößenspektrum

10-5

i

r°-5

~10-7
Cl

i
iì 10-8

~
ë5
er

Diferentieller Quelltemi

10-90 10 20 30 40 50 ru 60
aerodynamisch äquivalenter Partikeldurchmesser -

Bild 7: Mechanische Belastung zementfixierter Abfallstoffe (3 m
Fallhöhe)

eingezeichnet. Die Effekte der Abscheidung durch Sedi-

mentation auf dem Hallenboden sind deutlich erkennbar,
ebenso die für größere Partikel mit dem Quadrat des aero.
dynamischen Durchmessers ansteigende Abscheideeffizienz.
Das Maximum der differentiellen Freisetzungsanteile des
Quellterms der atmosphärischen Ausbreitung liegt jetzt
im Bereich zwischen 10 bis 20 pm. Für Partikel mit aero-
dynamischen Durchmessern um 60 ¡i beispielsweise redu-
ziert die Rückhaltung den Quellterm um zwei G rößenord-

nungen.

Zum Vergleich ist eine experimentell im Abluftkamin von
Kernkraftwerken ermittelte Größenverteilung radioaktiver
Aerosole gegenübergestellt. Während bel aus Kernkraft-
werken freigesetzten Aerosolen Partikel kleiner 10 pm
dominieren und die Partikelgrößenverteilung zu 10 pm hin
abfällt, besteht hier eine ganz andere Situation. Nur ein

kleiner Bruchteil der aus der Anlage freigesetzten radio-
aktiv kontaminierten Zementstaubpartikel liegt im lungen-
gängigen Bereich unterhalb von 10 ¡i. Der überwiegende

Diferentieller Queltiemi:
- aus Gebinde
---- aus Umsclaghalle

--------~- ----------------

1cr ° 10 20 30 40 50 ru 60
aerodynamisc äquivalenter Partkeldurchmessr-

Bild 8: Mechanische Belastung zementfixierter Abfallstoffe (3 m
Fallhöhe)
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7 Difsor

W Wettermeßpunkt
1-7 Staubsamelge¡ate
G Aerosolgeneralor

6 20m

5 40m
Schachtdurchmessr 7 m

3/4
Wasrstrece 66 m

Rohrbrg 820 m

2. Sohle 853 m

11~2
W 3. Sohle 983 m

Bild 9: Aerosolausbreitungsexperimente im Abwetterschacht Konrad

Anteil der freigesetzten radioaktiven Stoffe weist Partikel-
größen oberhalb von 10 ¡. auf.

An dieser Stelle ist es angebracht, kurz darauf einzugehen,
wie diesen gegenüber Kernkraftwerken veränderten Rand-

bedingungen bei der Berechnung von Strahlenexpositionen
Rechnung getragen wird. Die Parameter in den Störfall-
berechnungsgrundlagen, die sich bei der Behandlung der

atmosphärischen Ausbreitung auf das Ablagerungsverhalten

von Aerosolpartikeln beziehen und für Partikel kleiner 10 ¡.
vorgesehen sind, müssen dem veränderten Ablagerungs-
verhalten größerer Partikel entsprechend angepaßt werden.
Bei der trockenen Ablagerung wurden hier Parameter der
TA Luft verwandt. Bei der nassen Ablagerung wurde für
Partikel größer 10 ¡. ein größerer Washoutkoeffizient

angesetzt.

Die Störfallorte für die beiden übrigen zu analysierenden

Störfälle befinden sich unter Tage auf einer Strecke oder

in einem Einlagerungsfeld. Freigesetzte Staubpartikel oder
Gase können durch die Bewetterung des untertägigen Strek-
kennetzes und der Einlagerungsfelder zum ausziehenden

Schacht luftgetragen transportiert werden, anschließend

~
10-

o

Bild 10:

30 60 90 120 m 150
Ausbreitngssece -

Aerosolexperimente in einer untertägigen Strecke (Wetter-
geschwindigkeit 1 m/s)
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etwa 900 m vom Abwetterstrom schachtaufwärts mitbe-
fördert und schließlich über den 45 m hohen Diffusor in
die Atmosphäre freigesetzt werden.

Eine belastbare theoretische Quantifizierung der Abscheide-

prozesse für Aerosolpartikel, die einen Größenbereich von
etwa 0,1 ¡. bis etwa 100 ¡. überdecken, ist bei den kom-

plexen untertägigen Randbedingungen kaum möglich. Ins-
besondere kann die Rückhaltefunktion des fast leeren, nur
mit wenigen Einbaustrukturen versehenen, nahe 1 km langen

vertikalen Schachtes für größere Aerosolpartikel theoretisch
kaum hergeleitet werden.

Daher wurde von uns ein experimentelles Meßprogramm

aufgestellt und vom Fraunhofer Institut für Toxikologie
und Aerosolforschung, Hannover, durchgeführt. Ziel der
Experimente war die Ermittlung belastbarer Daten zum
größenabhängigen Abscheideverhalten von Aerosolpartikeln
in untertägigen Strecken und im Abwetterschacht.

Die durchgeführten Experimente lassen sich kurz wie folgt
charakterisieren:

- Mit einem geeigneten Aerosolgeerator wurde ein Test-

aerosol in den luftgetragenen Zustand gebracht, wobei

etwa 2 bis 3 kg in einer Stunde versprüht wurden.

- Mit Staubsammelgeräten, die wetterabwärts entlang

des Ausbreitungsweges, entweder in einer untertägigen
Strecke oder im Schacht positioniert waren, wurden
über die Dauer der vorbeiziehenden Aerosolwolke inte-
grierende Staubproben gesammelt. Bild 9 zeigt schema-
tisch eine Meßanordnung im Abwetterschacht. Der
Durchmesser des kreisrunden gemauerten Schachtes
beträgt 7 m. i n diesem Fall befand sich der Aerosol- .
generator kurz oberhalb der Einmündung der 3. Sohle

in 983 m Teufe. Zwei Staubsammelgeräte waren 130 m

höher vor der Einmündung der 2. Sohle positioniert.
Zwei weitere befanden sich oberhalb aller Wetterein-
mündungen auf der Höhe der sogenannten Wasserstrecke.
Drei folgende Staubsammelgeräte verteilten sich fast
äquidistant über die restliche Schachtlänge bis zum

Diffusor. An den bei den unteren Meßstelien wurden

jeweils zwei Staubsammelgeräte eingesetzt, um eine

weitgehende homogene Verteilung des versprühten Aero-
sols über den Schachtquerschnitt verifizieren zu können.

- Als Testaerosol wurde für den Größenbereich von einigen

Zehntel ¡. bis herauf zu 16 ¡. Ytterbiumchlorid-Aerosol

verwandt, das sich über Atomabsorptionsspektrometrie

gut gegenüber dem mitgesammelten Hintergrundstaub
nachweisen läßt. Die .an den verschiedenen Probenahme-
steIlen jeweils noch luftgetragene Aerosolkonzentration

wird in diesem Fall mit nach Größenintervallen sortie-

renden Impaktoren erfaßt.

- Für den Partikelgrößenbereich bis heraus zu 100 ¡.

wurde als Testaerosol Glasstaub eingesetzt, der eine
Partikelgrößenverteilung zwischen etwa 8 .um und 100 ¡.
aufwies. Das Glasstaubaerosol zeichnet sich dadurch aus,
daß die einzelnen Partikel Kügelchen sind. Sie lassen
sich dadurch unter dem Elektronenmikroskop eindeutig
gegen die mitgesammelten, in ihrer Form irregulären
Partikel des Hintergrundstaubes unterscheiden. Durch

Sortieren der auf Bildausschnitten des Elektronenmi-

kroskops sichtbaren Glasstaubpartikel in verschiedene

Größenklassen und Auszählen wird die größenabhängige

Konzentration des an den einzelnen Probenahmestellen

noch luftgetragenen Testaerosols ermittelt.



Die Ergebnisse der Messungen zum Abscheideverhalten von
Aerosolpartikeln beim Transport mit der Bewetterung durch

untertägige Strecken sind in Bild 10 zusammengefaßt. Auf-
getragen ist für verschiedene Partikelgrößenintervalle die

jeweils noch luftgetragene Aerosolkonzentration im loga-
rithmischen Maßstab gegen die Ausbreitungsstrecke. Wetter-
geschwindigkeiten bewegen sich auf den untertägigen Strek-
ken im allgemeinen im Bereich von 1 bis 2 m/s. Für alle
Größenfraktionen ergeben die Messungen einen exponen-

tiellen Abfall der Aerosolkonzentration mit dem Ausbrei-

tungsweg. Dies läßt sich auf die turbulenten Strömungs-

bedingungen der Wetter zurückführen. Bei Partikeln größer
als 16 ll dominiert die Sedimentation das Abscheidever-

halten. Entsprechend erfolgt die Abscheidung überwiegend

auf dem Boden der Strecke. Für den sich nach unten an-
schließenden Größenbereich zwischen 1 und etwa 16 ¡.

wird das Abscheideverhalten durch turbulente Diffusion
bestimmt und erfolgt mehr oder weniger gleichmäßig an

allen Oberflächen einer untertägigen Strecke.

Für Partikel im Bereich zwischen 8 und 16 ll geht die

luftgetragene Aerosolkonzentration auf 1200 m Strecke
um eine Größenordnung zurück, für Partikel zwischen
32 und 64 ll schon nach etwa 150 m Ausbreitungsweg.

Aus diesen Messungen ergeben sich die für Störfallanalysen
benötigten Daten zu Rückhalteprozessen auf untertägigen

Strecken.

Die Ausbreitungsexperiemente mit Glasstaubaerosol im
Abwetterschacht liefern folgende Ergebnisse:

Die luftgetragene Aerosolkonzentration nimmt hier eben-
falls für eine feste Partikelgröße exponentiell mit dem im
Schacht zurückgelegten Weg ab. Die Abscheideeffizienz
steigt nach größeren Partikeln hin an. Die Abscheidung

erfolgt sowohl an den Schachtwänden als auch an den
regelmäßig eingebauten Strukturen der Förderkorbein-

richtung.

Zusammenfassung
Zusammenfassend läßt sich feststellen: Die grundsätzliche
Vorgehensweise, wie sie in den Störfalleitlinien des BMI
und in den zugehörigen Störfallberechnungsgrundlagen

Diskussion

W. J 0 n a s (H 0 c h t i e f L :

Wurde bei der Ermittlung der Freisetzungsanteile beim Ab-

sturz eines Abfallgebindes aus 3 m Höhe die Verpackung
des Abfalles berücksichtigt und welche rechnerischen Unter-
suchungen bzw. experimentellen Befunde wurden in die
Betrachtung einbezogen?

W. W u r tin ger (G R S ) :
Der erste Teil Ihrer Frage nach Berücksichtigung der Be-

hältereigenschaften kann mit Bezug auf die von mir ange-
sprochene Bildung von Abfallklassen mit ja und nein be.

antwortet werden.

festgelegt ist, wird in analog'er Weise für die Störfallana-

lysen beim geplanten Endlager Konrad angewandt. Das

betrifft zum einen das eingangs dargestellte Vorgehen bei

der Analyse unerwünschter Ereignisse, zum anderen das
Vorgehen bei der Ermittlung von radiologischen Auswir-

kungen von Störfällen und den Nachweis der Einhaltung

der Störfallplanungswerte. Selbstverständlich muß den
speziellen Gegebenheiten eines Endlagers und der einzu-
lagernden Abfälle in geeigneter Weise Rechnung getragen

werden:

- Einmal bei der Ermittlung und Charakterisierung des

Quellterms bei störfallbedingter Belastung von Abfall-
gebinden: Hier wurde besonders auf den Beitrag großer
Partikel bei mechanischer Belastung eingegangen.

- Dann bei der Bestimmung des Quellterms der atmo-

sphärischen Ausbreitung: Hier wurden die experimen-

tellen Untersuchungen zu Rückhalteprozessen in unter-

tägigen Anlagenteilen kurz skizziert.

- Schließlich wurden bei den Berechnungsverfahren zu

potentiellen Strahlenexpositionen Parameter der atmo-
sphärischen Ausbreitung, die sich auf das Ablagerungs-

verhalten großer Partikel beziehen, entsprechend ange.

paßt.

Die für die Schachtanlage Konrad durchgeführten Analysen

haben gezeigt, daß wir ein geeignetes Instrumentarium

besitzen, um auch für ein Endlager Störfallauswirkungen

zu berechnen und zu bewerten. Die Störfallanalysen sind
zum einen Bestandteil des oben angesprochenen iterativen
Optimierungsprozesses in der Planungsphase. Sie haben

Rückwirkungen für die Planung der Einlagerung gehabt.
Zum anderen wird auf der Basis durchgeführter Störfall-
analysen für das derzeit für ein Endlager Konrad vorge-

sehene Abfallspektrum die Einhaltung von Störfalldosis-
grenzwerten überprüft. Ergebnisse der bisher durchgeführten
Analysen zeigen, daß die Forderungen des § 28 Abs. 3
der Strahlenschutzverordnung erfüllt sind.

Schließlich bilden die Störfallanalysen auch für die derzeit
in Bearbeitung befindl iche Formulierung von Annahme-
bedingungen in Verbindung mit einem Anforderu ngsprofil
an die Abfallgebinde (s. Bild 6) eine entscheidende Grund-

lage.

Die untersuchten Abfallgebinde wurden in zwei Klassen

eingeteilt. Bei der ersten Klasse wird von der Verpackung,
das heißt dem Behälter, kein Kredit genommen. Hier wurde
das Abfallgebinde so behandelt, als wäre der Behälter nicht
vorhanden. Dazu zählen zum Beispiel Abfälle, die in Con.
tainern oder Rollreifenfässern verpackt sind. Dieses Vor.

gehen wurde nicht zuletzt deshalb gewählt, um überprüfen
zu können, wie hoch die Aktivitätsbeladung des Abfalles
sein darf, ohne daß auf Rückhalteeffekte durch das Bè-

hältnis zurückgegriffen werden muß. Reichen die Rück-
halteeigenschaften des Abfallproduktes zur Begrenzung

der Aktivitätsfreisetzung im Störfall aus, kann auf Anforde-
rungen an die Verpackung, zum Beispiel hinsichtlich be-
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sonderer Dichtheit und Stabilität, in dieser Klasse verzichtet
werden.

Bei der zweiten Klasse, zu der zum Beispiel Abfallgebinde
mit einem Gußbehälter als Verpackung zählen, wird da-
gegen das Behältnis berücksichtigt. Hier wurde davon aus.
gegangen, daß der Behälter im Störfall seine Integrität be-
hält und eine Freisetzung ausschließlich aufgrund von Lecka-

gen, zum Beispiel infolge defekter Deckeldichtungen, auf-
treten kann. An diese Behälter ergeben sich demzufolge

auch bestimmte Anforderungen an die unter Störfall be.
dingungen maximal zulässigen Leckagen.

Zum zweiten Teil Ihrer Frage ist zu sagen, daß für die Er-
mittlung der Freisetzungsanteile die Ergebnisse unterschied-

licher experimenteller Untersuchungen herangezogen wur-
den. Was zum Beispiel das Zerkleinerungsverhalten von
Zementmatrizen bei mechanischer Belastung anbelangt,
so liegen hierzu Ergebnisse aus experimentellen Untersu-

chungen an kleinen Probenkörpern, aus Falltests an mittel-
großen Zementblöcken bis hin zu den Ergebnissen aus 1 : 1
Falltests mit Rollreifenfässern, die zum Beispiel beim KfK
durchgeführt wurden, vor. Unter Heranziehung dieser expe.
rimentellen Daten wurde die Bildung bestimmter Staub-

partikelfraktionen in Abhängigkeit vom spezifischen Energie-

eintrag in die Zementmatrix ermittelt. Über diesen empirisch

bestimmten Zusammenhang zwischen spezifischem Energie-
eintrag und gebildetem Staubpartikelspektrum wurde durch
Extrapolation auf die hier untersuchte Fallhöhe von 3 m
bzw. den entsprechenden spezifischen Energieeintrag, das
zugehörige Partikelspektrum und damit die freisetzbaren
Partikelfraktionen abgeschätzt.

K. B a c k heu e r (S 0 z i alm i n ist e r i u m, K i e 1):

1. Frage:

Wie vertragen sich die vorgetragenen Untersuchungen mit der
gängigen Strahlenschutzpraxis in der Bundesrepublik? Seit

Inbetriebnahme der ersten Forschungsreaktoren 1956/57

wird in kerntechnischen Anlagen mit mittel- und schwach-

radioaktiven Abfällen umgegangen. I n das Salzbergwerk

Asse 11 wurden Tausende von Fässern eingelagert. Die Ab-
fälle wurden in endlagergerechter Form auf Straße und

Schiene transportiert. Auch heute gehört der Umgang mit
konditionierten radioaktiven Abfällen zur täglichen Praxis

in Zwischensammelstellen und kerntechnischen Anlagen.
Von keiner Seite wurden bisher vergleichbare Untersu-
chungen gefordert. Dennoch war meines Erachtens der
Strahlenschutz für die Beschäftigten und die Umwelt jeder-
zeit gewährleistet. Gibt es Erkenntnisse, daß zukünftig

in den genannten Bereichen ähnliche Untersuchungen an-

gestellt werden müssen?

2. Frage
Wieso spielt der mehrfach zitierte § 28 Abs. 3 Strahlen-

schutzverordnung in diesem Bereich eine Rolle? Die Dosis.
werte sind lediglich bei der Planung von Kernkraftwerken

zugrundezulegen.

W. U II r ich ( G R S ) :
In den Beratungen der einschlägigen Gremien ist dieser
Punkt heftig diskutiert worden. Man entschied sich für
die Grenzwerte des § 28, 3 der Strahlenschutzverordnung.
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Aus der Berechnungsvorschrift der DWR-Störfalleitlinien
werden nur die allgemein gültigen Sachverhalte, die auch
tatsächlich auf Endlagerbedingungen übertragbar sind,

übernommen.

F. Lange (GRS):
Die Störfalleitlinien des BMI für Kernkraftwerke mit DWR
stellen in Verbindung mit den Störfallberechnungsgrund-

lagen und den Dosisgrenzwerten des § 28, 3 eine Einheit
dar, die eine ganz bestimmte Vorgehensweise festlegt wie

Anlagen auf ihre radiologische Sicherheit überprüft wer-
den können. Wenn Sie nun für eine andere kerntechni-
sche Anlage analog vorgehen in der Definition bezüglich
Auslegungsstörfall oder radiologisch repräsentativem Stör-

fall, haben Sie eine entsprechende Vorgehensweise zur

Ermittlung von Freisetzungsanteilen und auch der Berück-

sichtigung von Rückhalteprozessen. Sie werden feststellen,
wenn Sie radiologische Auswirkungen in der Anlagenum-
gebung ermitteln wollen, daß Sie mit den Berechnungs-

verfahren ein von der spezifischen Anlage unabhängiges

Verfahren haben. Es handelt sich beim Endlager im wesent.
lichen um die gleichen Nuklide, die wir auch von Kernkraft-
werken kennen. Es ist ein mit ganz geringen Änderungen

standardisiertes Verfahren, das im Zusammenhang mit einer
Bewertung von Grenzwerten zu sehen ist. Einerseits hat
man die Vorgehensweise, um die Strahlenexposition zu
ermitteln und andererseits einen Bewertungsmaßstab, näm-
lich die Dosisgrenzwerte, um festzustellen, ob diese einge-
halten werden oder nicht.

H.-J. Ha r d t (B M i ) :

Wie unterscheiden sich die Annahmen zur Charakterisierung
des Quellterms und zur Ausbreitung von den Annahmen,
die den Beförderungsvorschriften für radioaktive Stoffe
zugrundeliegen?

F.Lange(GRS):
Bezüglich der Transportvorschriften können mögliche Kon.
f1ikte auffallen. Man muß allerdings feststellen, daß es sich
hier um Vorschriften unterschiedlicher Qualität handelt.
Die Transportvorschriften sind internationale Vereinbarun-

gen, die in die nationale Gesetzgebung mehr oder weniger

unverändert übernommen wurden. Wir haben gerade bei
der Bewertung von Kernkraftwerken eine ganz typisch
nationale Gesetzgebung mit einem durch die Strahlenschutz-
verordnung, Leitlinien und Berechnungsgrundlagen festge-

legten Verfahren. Wir haben hier zwei Meßlatten mit dem
internationalen Aspekt auf der einen und der nationalen

Strahlenschutzverordnung auf der anderen Seite.

E. Kallee (Universität Tübingen):
Welche Art von Bränden wollen Sie in einer Umladehalle
mit einem Handfeuerlöscher bekämpfen?

Handfeuerlöscher eignen sich im allgemeinen nur zum

Löschen ganz spezieller Brände, beispielsweise Kabelbrände.
Zwei Kilogramm Löschpulver haben eine Wärmekapazität
von höchstens einem halben Liter Wasser. Im übrigen ist
der psychologische und kommerzielle Wert von Handfeuer-
löschern meist höher anzusetzen als ihre Löschwirkung.



w. W u r tin ger (G R S ) :
Die Brandschutzmaßnahmen für die Umladehalle stützen
sich nicht nur auf Handfeuerlöscher. Diese sind nur ein

Teil eines in sich ausgewogenen Brandschutzkonzeptes,

zu dem zum Beispiel auch ortsfeste Löscheinrichtungen
gehören.

Handfeuerlöscher sollen insbesondere zur Bekämpfung von
Entstehungsbränden eingesetzt werden. Hier gibt es eine
Vielzahl von Möglichkeiten (zum Beispiel Reparaturarbei-

ten). bei denen Entstehungsbrände auftreten können, die

mit einem Handfeuerlöscher erfolgreich bekämpft werden

können. Ein wesentliches Ziel der Brandschutzmaßnahmen
muß die erfolgreiche Meldung und Bekämpfung von Ent-
stehungsbränden sein. In einem Stadium, in dem sich der
Brand entwickelt, ausgebreitet und den Umfang eines Scha-
densfeuers angenommen hat, sind meist nicht nur Hand-
feuerlöscher, sondern auch andere Löscheinrichtungen über-
fordert, wenn sie erst zu diesem Zeitpunkt zum Einsatz

kommen.
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